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Sie lesen in dieser Ausgabe

Niemand kann sich der kul-
turellen Anziehungskraft,
der Bindungswirkung und
dem Charme der regionalen
Mundart entziehen. Wie
sagte der Franzose Miguel
Zamacois so treffend: „ Sei-
nen vertrauten Dialekt mit-
zunehmen, das ist ein biss-
chen so, als ob man die Erde
unter seinen Schuhen mit-
nimmt.“ Seite 15
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Bilanz der bayerischen Landratsämter:

Zufriedene
Bürger

Bayerischer Innovationsring präsentierte
Ergebnisse einer GfK-Befragung

„Die jahrelange Arbeit trägt Früchte“ lautete die po-
sitive Bilanz von Roland Schwing, Erster Vizepräsi-
dent des Bayerischen Landkreistags und Leiter des
Bayerischen Innovationsrings, bei einer Pressekonfe-
renz im Haus der bayerischen Landkreise in Mün-
chen. Gemeinsam mit dem Miltenberger Landkreis-
chef präsentierten Dr. Jakob Kreidl, Präsident des
Bayerischen Landkreistags und Miesbacher Landrat,
Gebhard Kaiser (Landrat Oberallgäu) sowie Mat-
thias Grund, Research Manager bei der GfK Markt-
forschung, Nürnberg, die Ergebnisse einer Bürger-
und Kundenbefragung zur Leistung der bayerischen
Landratsämter.

Insgesamt 12 der derzeit 21 im
Bayerischen Innovationsring zu-
sammengeschlossenen Landkrei-
se hatten an einer von Mitte Juni
bis Mitte August 2010 durchge-
führten Umfrage zur Bürger-
/Kundenzufriedenheit teilgenom-
men. Dabei handelte es sich um
die Landkreise Coburg, Erding,
Haßberge, Landsberg am Lech,
Miltenberg, Mühldorf am Inn,
Nürnberger Land, Oberallgäu,
Passau, Roth, Rottal-Inn und
Schweinfurt. Gefragt wurden
Bürgerinnen und Bürger mit
schriftlichem, persönlichem oder
telefonischem Kontakt zu ausge-
wählten Bereichen des Landrat-
samtes. Die für die Befragung
notwendigen Adressen wurden
durch die teilnehmenden Land-
ratsämter unter Einhaltung daten-
schutzrechtlicher Bestimmungen
bereitgestellt. In insgesamt mehr
als 4.700 Interviews wollten die
Meinungsforscher auch wissen,
wie die Landratsämter ihren Ser-
vice verbessern können.

Wie Landkreistagspräsident
Kreidl erläuterte, seien die Er-
gebnisse der Befragung für die
teilnehmenden Landkreise über-
aus erfreulich. So waren über 90
Prozent der befragten Bürgerin-
nen und Bürger mit der Arbeit
der Landratsämter zufrieden,
knapp 50 Prozent sind von der

Arbeit überzeugt. Gleichwohl
wollten die Landräte den Kun-
denwünschen noch besser ent-
sprechen gemäß dem Motto
„Nichts ist so gut als dass man es
nicht noch verbessern könnte.“

Modernisierungswelle

1999 sei erstmals eine derarti-
ge Befragung mit der GfK
durchgeführt worden, schilderte
Roland Schwing. Seither habe
man eine „Modernisierungswel-
le in den Landratsämtern“ erlebt.
Die Kundenorientierung sei in
den Fokus der Kommunalver-
waltungen gerückt.

Bei der Bewertung der Lei-
stungsbereiche schnitten die

Landratsämter bei den beiden
wichtigsten Bereichen „Image“
und „Bearbeitung der Kunden-
anliegen“ am Besten ab. Dort
gab es gegenüber der Umfrage
von 1999 erhebliche Verbesse-
rungen. Von den Befragten wur-
den Freundlichkeit und Hilfsbe-
reitschaft der Mitarbeiter sowie
deren fachliche Kompetenz am
besten bewertet. Als Verbesse-
rungsvorschläge nannten sie am
häufigsten eine „schnellere Be-
arbeitung“ sowie die „Öffnungs-
zeiten/Wartezeiten“.

Je sechs Sachgebiete

Für die Studie wurden nach
Angaben von GfK-Mitarbeiter
Matthias Grund sechs Sachgebie-
te je Landratsamt in die Befra-
gung einbezogen. Im Einzelnen
waren dies die Bereiche Bauamt,
Jugendamt, Kfz-Zulassungsstelle
sowie die Kommunale Abfall-
wirtschaft (sofern im Landrats-
amt angesiedelt). Zusätzlich
konnten zwischen den Sachge-
bieten Führersteinstelle, Gesund-
heitsamt, Lebensmittelüberwa-
chung, Schülerbeförderung, So-
zialhilfe, Wohngeld oder Büro

des Landrats noch zwei bzw. drei
weitere Bereiche gewählt wer-
den. Im Rahmen der von der GfK
durchgeführten telefonischen Be-
fragung wurden je Landratsamt
400 Interviews mit Bürgern ge-
führt. Die durchschnittliche Be-
fragungsdauer betrug ca. 16,5
Minuten. Kostenpunkt pro Land-
ratsamt: 17.000 Euro.

Image der Landratsämter

Der für die Interviews erarbei-
tete Fragebogen enthielt im We-
sentlichen folgende Fragenkom-
plexe: Information des Interview-
partners, Abfrage bisher ge-
nutzter Sachgebiete, Gesamtzu-
friedenheit mit dem Landratsamt
sowie Image des Landratsamtes
und Loyalität zum Landratsamt.
Darüber hinaus wurden die Be-
kanntheit und Nutzung der An-
gebote und Informationen des
Landratsamts im Internet sowie
die Erreichbarkeit und Zufrie-
denheit mit den Räumlichkeiten
abgefragt. Auch zu Individual-
prozessen in den zur Befragung
vorgesehenen Sachgebieten (bei-
spielsweise Erreichbarkeit, Qua-

(Fortsetzung auf Seite 4)

V. l.: GfK Research Manager Matthias Grund, Roland Schwing,
Leiter des Bayerischen Innovationsrings, Landkreistagspräsident
Dr. Jakob Kreidl und Gebhard Kaiser, Landrat Oberallgäu. DK

Bayerischer Gemeindetag:

Hartz IV-Kompromiss
und schlechte Straßen

Erleichtert hat sich Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl in München darüber gezeigt, dass die quälend
langen Hartz IV-Verhandlungen endlich abgeschlos-
sen sind und die Kommunen nicht als Verlierer des
Kompromisses dastehen. Bayerns Gemeinden, Märk-
te und Städte könnten mit dem in Berlin gefundenen
Kompromiss gut leben, unterstrich Brandl.

Als erfreulichstes Ergebnis
wertete der Präsident, „dass der
Bund die Kosten für die Grund-
sicherung im Alter übernehmen
wird und damit einer langjähri-
gen Forderung des Bayerischen
Gemeindetags nachkommt“. Da-
mit würden die Kommunen auf
Dauer deutlich entlastet und der
Bund übernehme endlich einmal
Lasten, die er vor Jahren den Ge-
meinden und Städten aufgebür-
det habe. Ebenfalls zufrieden
zeigte sich Brandl mit der ge-
planten Umsetzung des Bil-
dungspakets. Auch begrüßte er
die Beteiligung des Bundes an
den Kosten für das Mittagessen
in Schulen und Kindertagesein-
richtungen.

Als Kostenerstattung für die
Umsetzung des Bildungspaketes
durch die Kommunen sind in den
ersten drei Jahren jährlich gut 1,3

Milliarden Euro vorgesehen, hin-
zu kommen für die Kommunen
knapp 300 Millionen Euro jähr-
lich als Ausgleich für die Über-
nahme der Warmwasserkosten
für Hartz-IV-Empfänger im Rah-
men der Unterkunftskosten – eine
Position, die bisher über den Re-
gelsatz abgedeckt wurde.

Weitaus unbefriedigender stellt
sich nach Ansicht des Bayeri-
schen Gemeindetags die Situati-
on beim Thema Straßenzustand
dar. „Ob es nun ein Jahrhundert-
winter war oder nicht, jedenfalls
sind viele Straßen in einem deso-
laten Zustand“, machte Brandl
deutlich. Innenminister Joachim
Hermann habe deshalb für die
von seinem Haus betreuten
13.600 Kilometer Staatsstraßen
zusätzlich 20 Mio. Euro zur Ver-
fügung gestellt.

Die Gemeindestraßen haben

laut Brandl demgegenüber eine
Länge von rund 100.000 Kilo-
meter. Dieses Straßennetz ist da-
mit etwa 7,5 Mal so groß. „Vor
diesem Hintergrund sind also
mindestens 150 Mio. Euro zu-
sätzlich erforderlich, um die

größten Schäden zu beseitigen.
Hierbei ist noch nicht einmal
berücksichtigt, dass die Gemein-
den neben diesen Gemeinde-
straßen mehrere 100.000 Ki-
lometer weiterer öffentlicher

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerischer Städtetag:

Starke Orte
braucht das Land!

Pressekonferenz in München
Für eine effiziente Landesplanung hat sich der Vor-
sitzende des Bayerischen Städtetags, Regensburgs
Oberbürgermeister Hans Schaidinger ausgespro-
chen. Bei einer Pressekonferenz in München machte
er deutlich, dass die Städte und Gemeinden nicht auf
die Planungsverbände verzichten werden.

Der Vorstand des Bayerischen
Städtetags fordert die Fortsetzung
einer geregelten Landesplanung
in Bayern, die klaren Grundsät-
zen folgt, erläuterte Schaidinger:
„Wir brauchen weiterhin ein
Mindestmaß an Spielregeln. Über
die Verschlankung des Landes-
entwicklungsprogramms kann
man reden, etwa eine Reduzie-
rung der sieben Hierarchiestufen
der zentralen Orte.“ So sollten die
18 Regionalen Planungsverbände
in ihrer Grundstruktur weiter ar-
beiten. Sie stellten ein wichtiges
Instrument der Sicherstellung des
Gegenstromsprinzips zwischen
der kommunalen Planung einer-
seits und der staatlichen Planung
andererseits dar.

Anbindungsgebot

Als nicht zweckmäßig bezeich-
nete es Schaidinger hingegen, die
Regionalplanung nur auf einzelne
Landkreise oder kreisfreie Städte
zu übertragen. Über den räumli-
chen Zuschnitt der Planungsver-
bände könne man in Einzelfällen
nachdenken. Der Vorstand wolle
das Anbindungsgebot als Ziel der
Raumordnung für eine organi-
sche Siedlungsentwicklung im
Grundsatz erhalten, überAusnah-
men könne diskutiert werden.

Wie der Städtetagschef darleg-
te, sollen laut Anbindungsgebot
Neubauflächen möglichst in An-
bindung an geeignete Siedlungs-
einheiten stehen. Dies solle die
Zersiedelung verhindern und tra-
ge zu einer klimafreundlichen,
wirtschaftlichen und an den de-
mographischen Wandel angepas-
sten Siedlungsentwicklung bei.
Dabei würden zum Beispiel die
Erschließungskosten für Straßen,
Stromversorgung, Telekommu-
nikation, Wasserleitungen und
Abwasserkanäle effizienter ge-
halten.

Mit Blick auf den Bericht des
Zukunftsrats der Bayerischen
Staatsregierung meinte Schaidin-
ger, es könne nicht darum gehen,
Verdichtungsräume und ländliche
Räume gegeneinander auszuspie-

len; jedoch könne es auch nicht
sein, dass sich einzelne Regionen
abgemeldet fühlen: „Wir müssen
uns für eine zukunftsfeste Lan-
desentwicklung doch den Tatsa-
chen stellen. Bayern lebt von star-
ken Zentren, die Zukunft liegt
weiterhin in einer engen Vernet-
zung dieser Zentren mit der Regi-
on. Wir dürfen die Vorzeichen der
Globalisierung nicht negieren.
Bayern muss stark aufgestellt
sein, wenn es im europäischen
und im weltweiten Wettbewerb
mithalten will. Diese Stärke be-
ruht auf starken Städten und star-
ken ländlichen Räumen - Stadt
und Land dürfen nicht gegenein-
ander ausgespielt werden. Aber
klar ist auch: Schwache Städte
helfen den ländlichen Räumen
nicht weiter, daher dürfen die
Städte nicht geschwächt werden -
das gilt auch für die Städte im
ländlichen Raum.“

Nur mit starken Orten könne
das ganze Land vorankommen,
„egal ob sie groß oder klein sind

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Uwe Brandl. ��
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Bürgermeister Otto Siebenhaar
91359 Leutenbach

am 13.3.

Bürgermeister Hans Schönauer
83737 Irschenberg

am 21.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Salzeder

84544 Aschau a. Inn
am 15.3.

Bürgermeister
Dr. Stephan Wanner

82327 Tutzing
am 17.3.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Roland Grillmeier

95666 Mitterteich
am 18.3.

Bürgermeister Dieter Rubenbauer
82194 Gröbenzell

am 19.3.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Werner Friedrich
91489 Wilhelmsdorf

am 17.3.

Bürgermeister
Ferdinand Pfaffinger

82319 Starnberg
am 22.3.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Johann Thurner

83119 Obing
am 2.3.

Bürgermeister Mathias Lederer
83098 Brannenburg

am 10.3.

Bürgermeister Franz Neher
86672 Thierhaupten

am 12.3.

Bürgermeister Günther Pfändner
96197 Wonsees

am 12.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Beste Ideen oft
aus den Regionen
Staatssekretärsausschuss greift örtliche Initiativen auf

Kritik nicht nur von der Opposition

Auf der Grundlage des Aktionsprogrammes „Bayerns ländli-
cher Raum“ will der 2007 vom Ministerrat eingesetzte Staatsse-
kretärsausschuss seine Arbeit fortsetzen. Dies durch eine noch
stärkere Ausrichtung relevanter Förderprogramme der einzel-
nen Ministerien auf die Anregungen, die aus den Kommunen
und Regionen kommen. So hat Wirtschaftsstaatssekretärin Kat-
ja Hessel (FDP) als Ausschussvorsitzende die künftige Arbeit auf
allen Feldern der Landesentwicklung in ihrem ersten Bericht im
Landtagsausschuss für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie zusammengefasst.

Als inhaltliche Basis der Aus-
schussarbeit nannte sie das Ak-
tionsprogramm „Bayerns ländli-
cher Raum“, in dem die Maß-
nahmen aller Ressorts gebündelt
seien, die speziell dem ländli-
chen Raum zu Gute kommen.
Die Koalitionsparteien begrüß-
ten grundsätzlich diese Arbeit,
äußerten jedoch an Hand von
Einzelfällen Kritik. Die Opposi-
tion war härter. Entwicklungsi-
nitiativen, insbesondere um die
Abwanderung in die städtischen
Regionen zu bremsen, würden
mangels Finanzmasse von den
Ministerien nicht aufgenommen.

Ortstermine

Politik könne nicht am
Reißbrett in München gemacht
werden, erklärte Hessel. Die be-
sten Ideen kämen meist aus den
Regionen selbst. Bei Ortstermi-
nen greife man Initiativen auf,
oft als Modell für das ganze
Land. Letztes Jahr sei es insbe-
sondere um ärztliche Versor-
gung, flächendeckende Schulan-
gebote, Stärkung der Fachhoch-
schulstandorte, Verkehrs- und
Kommunikationsinfrastruktur
und interkommunale Zusam-
menarbeit gegangen. Es gehe
vor allem um Arbeitsplätze und
Wertschöpfung. Dabei werde
stets Bezug auf das übergeordne-
te Thema „demographischer
Wandel“ genommen.

Dass die besten Ideen meist
aus den Regionen kommen, ließ
Alexander König (CSU) zwar
gelten, aber das löse gleichzeitig
den Verdacht aus, dass im
Staatssekretärsausschuss Ideen-
losigkeit herrsche. Die Stärkung
der Regionen durch Behörden-
verlagerung sei noch kein Beleg
für neue Arbeitsplätze. Erneut
forderte König eine klare Absage
an das Gutachten des von der
Staatsregierung berufenen Zu-
kunftsrates mit der bevorzugten
Entwicklung von sieben bayeri-
schen Stadtregionen. Frau Hes-
sel verwies auf die im Plenum
von Ministerpräsident Horst
Seehofer und von ihr in Vertre-
tung des Wirtschaftsministers
gegebene Zusicherung, alle Re-

gionen würden gleichmäßig,
wenn auch nicht gleichartig ge-
fördert.

Abwanderung

Dr. Franz Xaver Kirschner
(FDP) bestätigte zwar, die
Bemühungen der Staatsregie-
rung gingen in die richtige Rich-
tung, die Abwanderung gerade
junger Menschen in Ballungs-
zentren gehe jedoch weiter.

Eberhard Rotter (CSU) kom-
mentierte lakonisch, „ohne
Moos nix los“. Zuschüsse, zum
Beispiel im öffentlichen Perso-
nennah- und allgemeinen Bahn-
verkehr gingen vielfach an Hand
von Fahrgastzahlen in die
falsche Richtung.

Mangelnde
Durchsetzungsfähigkeit

Annette Karl (SPD) befand, es
würden immer mehr Gremien
gegründet, die sich mit der Zu-
kunft des ländlichen Raumes be-
fassen, aber im Kabinett Seeho-
fer als Auftraggeber des Staats-
sekretärsausschusses geschehe
so nichts, zu wenig oder das
Falsche. „Wer hat da die Feder-
führung?“ Die Regionalen Pla-
nungsverbände brauchten mehr

Gewicht. Alexander Muthmann
(FW) urteilte, der Staatsse-
kretärsausschuss fasse nur zu-
sammen, was die einzelnen Res-
sorts angestoßen und umgesetzt
haben. Oft würden vom Staat
Baumaßnahmen initiiert, die
sich dann im laufenden Unter-
halt in den Kreisumlagen negativ
für die Kommunen auswirkten.

In die gleiche Kerbe hieb Tho-
mas Mütze (Grüne), der nach
dem Wechsel im Fraktionsvor-
sitz nun wirtschaftspolitischer
Sprecher seiner Fraktion ist, statt
des in den Fraktionsvorsitz ge-
wählten Dr. Martin Runge. Dem
Staatssekretärsausschuss fehle es
mangels eigener Finanzen an
Durchsetzungsfähigkeit. Hessel
verwies darauf, dass die Finan-
zen verfassungsgemäß Sache der
einzelnen Ministerien und der
gesamten Staatsregierung seien.

Erwin Huber (CSU), Vorsit-
zender des Wirtschaftsausschus-
ses, fasste die kontroverse Dis-
kussion in seinem Schlusswort
zusammen: Alle Fraktionen sei-
en grundsätzlich einig, die Ent-
wicklung des ländlichen Raumes
neben den Ballungsregionen
voranzubringen und dies ent-
sprechend zu finanzieren. rm

Erweiterter Betrieb auf
Probe beim Digitalfunk

Integrationsphase bis Anfang 2015
980 Sendestationen in Bayern

Im anhaltenden Streit um Sendemasten und Kosten des Digital-
funks für Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste sieht sich das
Innenministerium Bayern auf einem guten und richtigen Weg.
Von den geplanten 980 Stationen mit Sendemasten gebe es für 850
bereits Vorverträge, so Innenstaatssekretär Gerhard Eck (CSU)
im Kommunalausschuss des Landtags. Etwa 200 Problemfälle
gelte es noch zu lösen, was in öffentlicher Diskussion in den Ge-
meinderäten und am Runden Tisch geschehen soll. Neben de
Standorten gibt es auch finanzielle Fragen angesichts der fort-
schreitenden Technik. Man rechnet mit einer Kostensteigerung
von rund 700 auf etwa 900 Mio. Euro, von bisher 133.000 auf
214.000 Euro pro Standort, bis 600.000 Euro in Gebirgsregionen.

„Wir befinden uns im erweiter-
ten Probebetrieb“, berichtete Eck.
Die Integrationsphase müsse
Standort für Standort in den Jah-
ren 2012—2014 laufen und solle
Anfang 2015 zu Ende sein.Abge-
schlossen, einschließlich der Fi-
nanzierung, werde die Umstel-
lung vorn Analog- auf den Digi-
talfunk etwa 2021 sein. Streitfälle
würden ernst genommen, versi-
cherte der Staatssekretär. Es wer-
de nicht von oben herab oder von
den Anlagebetreibern entschie-
den. Bürgermeister, Landräte und
Kreisbrandmeister seien ebenbür-
tige Gesprächspartner wie die
Bürger, die sich dort einbringen
können, wo sie betroffen sind. Fi-
nanziell sei die Objektversorgung
Sache der Eigentümer, also neben
den Kommunen die Grundei-
gentümer. Wenn - wie gerade in
München - der Digitalfunk nicht
funktioniere, bedeute das keine
Abschaltung, sondern nur Unter-
brechung.

Informationspolitik

Die Opposition blieb skep-
tisch. Die Informationspolitik sei
auf der ganzen Linie gescheitert,
befand Inge Aures (SPD). Die
Menschen fühlten sich von oben
herab behandelt und vor den
Kopf gestoßen. Ihre Fraktions-
kollegen Helga Schmitt-Bussin-
ger und Harald Schneider nann-
ten stichwortartig strittige Einzel-
fälle. Eck sicherte für jeden Fall
genaue Prüfung zu. Insgesamt
gebe es etwa 50 Standorte, „wo
wir noch diskutieren“. Susanna

Tausendfreund (Grüne) schloss
sich der Kritik an: Bei den Ko-
sten seien weitere Steigerungen
zu befürchten. Es sei unseriös,
wenn die Erhöhungen im Staats-
haushalt 2011/12 nicht enthalten
seien. Für 2012 müssten etwa
100 Mio. Euro eingeplant wer-
den. „Hier wird getrickst“, um im
Etat ohne Neuverschuldung aus-
zukommen. Eck konterte, man
habe im Haushaltsentwurf keine
zusätzlichen Mittel eingeplant,
„weil wir nicht wissen ob oder in
welcher Höhe wir sie brauchen“.
Das werde sich für den Doppel-
haushalt 2012/13 klären lassen.
Bernhard Pohl (Freie Wähler)
war gleichfalls der Meinung, es
sei nicht seriös genug geplant
und öffentlich diskutiert worden.
Finanziell gehe es darum, ob es
sich bei der Installation der Sen-
deanlagen um behebbare Kinder-
krankheiten oder systematische
Schwierigkeiten handele.

Kein Flächenbrand

Widerspruch der Opposition
rief Manfred Ländner (CSU)
hervor, als er bei Zustimmung
zum Vorgehen der Staatsregie-
rung SPD und Grünen vorwarf,
Probleme politisch zu instru-
mentalisieren. Dr. Andreas Fi-
scher (FDP) meinte, man müsse
aufpassen, dass die vielen einzel-
nen Streitfälle keinen Flächen-
brand auslösen. Er vermisste ein
klares Verfahren für die Bürger-
beteiligung in den drei Streit-
punkten Standorte, technische
Probleme und Mehrkosten. rm

Landesentwicklungsprogramm
noch in Arbeit

Zukunft der Regionalen Planungsverbände auf dem Prüfstand
Chancengleichheit für städtische und ländliche Räume

Entbürokratisierung, Deregulierung und - soweit möglich -
Kommunalisierung sollen Maßstab für das neue bayerische
Landesentwicklungsprogramm (LEP) sein, das der Ministerrat
im März im Entwurf beschließen und dem Landtag zuleiten
will. Es modernisiert das Programm von 2006 als zeitgemäße
Neufassung. Wirtschaftsstaatssekretärin Katja Hessel (FDP) hat
die Grundzüge jetzt im Landtag dargelegt, in Beantwortung ei-
ner Interpellation der Freien Wähler vom Dezember letzten Jah-
res. Das wenig später bekannt gewordene und in allen Fraktio-
nen umstrittene Gutachten des Zukunftsrates der Staatsregie-
rung für die schwerpunktmäßige Entwicklung von sieben Stadt-
regionen, vermeintlich zu Lasten der kleineren Städte und länd-
lichen Gebiete, zog sich als roter Faden durch die Diskussion der
Großen Anfrage, wobei Hessel und die Koalitionssprecher dabei
blieben, dass alle Landesteile gemäß ihrer Bedeutung zu gleich-
wertigen, nicht gleichartigen Lebens- und Arbeitsbedingungen
gefördert werden sollen.

Ein Streitpunkt bleibt dem-
nach vorerst die Zukunft der Re-
gionalen Planungsverbände.
Hessel, die auch Vorsitzende des
Staatssekretärsausschusses für
die ländlichen Räume ist und
den verhinderten Minister Mar-
tin Zeil (FDP) vertrat, sagte da-
zu, bei der Frage, wer Träger der
Regionalplanung sein soll, brau-
che man zweckmäßige Struktu-
ren. „Bei allem Respekt für die
Bedeutung der Landkreise bin
ich der Überzeugung, dass diese
nicht Träger der Regionalpla-
nung sein sollten.“ 71 Landkrei-
se und 25 kreisfreie Städte
„wären zu kleinräumig und wür-
den enormen Abstimmungs- und
Personalaufwand erfordern“. Ei-
ne überzeugende Alternative er-

kenne sie jedoch auch nicht. Wie
und wo die Regionalplanung
künftig gesteuert wird, ließ die
Staatssekretärin angesichts der
laufenden Verhandlungen mit
den kommunalen Spitzenver-
bänden noch offen.

Nachhaltige Entwicklung

Im Text der Interpellationsbe-
antwortung heißt es, „nachhaltige
Raumentwicklung für Bayern
muss in jedem Fall auch großräu-
migere Zusammenhänge und In-
teressen berücksichtigen, die über
die kommunale Ebene oder die
Ebene der interkommunalen Ko-
operation hinausgehen, etwa im
Bereich der Stärkung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Landes und
seiner Regionen oder der Bewälti-
gung der räumlichen Herausforde-
rungen durch den Klimawandel.“

Für die Freien Wähler warnte
Alexander Muthmann davor, die
Grundsatzfragen der Landesent-
wicklung vom Papier der 22
„handverlesenen Spezialisten des
Zukunftsrates“ bestimmen zu las-
sen. Die schriftlichen Antworten
der Staatsregierung auf die Inter-
pellation „sind nicht Ausdruck
von wilder Entschlossenheit, son-
dern von Ratlosigkeit. Es dürfe
keinen Wechsel von der kommu-
nalen zur staatlichen Trägerschaft
der Landesplanung geben. Anette
Karl (SPD) meinte, das Kabinett
Seehofer/Zeil (CSU/FDP) habe
mit dem „Fokus auf reine Leucht-
turmpolitik und rein betriebswirt-
schaftliche Stellgrößen eine
Grundlage in der Regionalent-
wicklung gelegt, die der Zu-
kunftsrat seinem Gutachten kon-
sequent fortschreibt“. Die Landes-
planung dürfe dem nicht folgen.

Thomas Mütze (Grüne) bezog
sich in seiner Kritik auch auf den
Kabinettsbeschluss, für Einzel-
handels-Supermarktprojekte in

den Gemeinden größere Bau-
und Betriebsflächen zuzulassen.
Damit werde nicht den Ortsker-
nen gedient, sondern der weite-
ren Zersiedlung auf der grünen
Wiese Vorschub geleistet. Bay-
ern sei immer noch Meister im
Bodenverbrauch.

Weiter Diskussionsbedarf

Alexander König (CSU) sagte
zu den Regionalen Planungsver-
bänden, dieser laufende Reform-
prozess werde auch in den Koali-
tionsfraktionen noch erörtert. Das
werde noch einige Zeit dauern.
Auch die Ausgestaltung des Zen-
trale-Orte-Systems bedürfe noch
der Diskussion. Für gleichwertige
Lebens-, Bildungs- und Arbeits-
bedingungen gebe es auch in den
ländlichen Räumen noch große
Unterschiede. „Wir stellen uns
der Herausforderung.“

Dr. Franz Xaver Kirschner
(FDP) setzte sich dafür ein, in
der Landesplanung die Flexibi-
lität der Kommunen und Bezirke
zu erhöhen. Der Wegfall der un-
teren Landesplanungsbehörde
sei zu prüfen. Das sei äußerst
schwierig. Auch in seiner Frakti-
on sei die Meinungsbildung
noch nicht abgeschlossen. Er kri-
tisierte die vom Kabinett einge-
leitete Behördenverlagerung. Sie
nutze im Bemühen um neue Ar-
beitsplätze praktisch nichts. Dies
könne nur durch die Wirtschaft
geschehen. rm

Bezirke benötigen zusätzlich
110 Millionen Euro aus dem FAG

Der Hauptausschuss des Verbandes der bayerischen Bezirke be-
fasste sich in seiner jüngsten Sitzung auch mit der Finanzausstat-
tung der sieben bayerischen Bezirke für das Haushaltsjahr 2012.
Danach stellt sich diese als weiterhin schwierig dar. So werden, wie
Verbandspräsident Manfred Hölzlein mitteilte, die zusätzlichen
Ausgaben zur Bewältigung der Aufgaben um rund 160 Millionen
Euro steigen. Dem gegenüber stünden aber vermutlich nur 50 Mil-
lionen Euro an zusätzlichen Einnahmen aus der Umlagekraft zur
Verfügung. Somit ergebe sich eine voraussichtliche Deckungslücke
von 110 Millionen Euro (5-6 Prozent). Sollte diese nicht geschlos-
sen werden können, würde dies eineAnhebung des Hebesatzes von
über einem Prozent bedeuten. Um dies zu vermeiden, benötigen die
sieben bayerischen Bezirke zusätzlich einen erheblichen Betrag aus
dem kommunalen Finanzausgleich (FAG). �

Bayerische Unternehmen haben
Krise erfolgreich gemeistert

Insolvenzen im Freistaat gehen 2010 zurück
Mittelstandsschirm hat Finanzierungsmöglichkeiten der Betriebe erheblich verbessert

„Die rückläufigen Insolvenzzahlen im Freistaat sind eine sehr
erfreuliche Folge des kräftigen Aufschwungs in der bayerischen
Wirtschaft. Die Unternehmen haben die konjunkturellen Chan-
cen beherzt ergriffen und genutzt“, lobte Bayerns Wirtschafts-
minister Martin Zeil.

„Die Bayerische Staatsregie-
rung hat maßgeblich dazu beige-
tragen, die Liquidität der Unter-
nehmen in der Krise zu sichern.
Rückläufige Unternehmensin-
solvenzen bestätigen unsere
Maßnahmen zur Unterstützung
sanierungswürdiger und -fähiger
Unternehmen und zum Erhalt
möglichst vieler Arbeitsplätze.“

„Der von uns entwickelte
bayerische Mittelstandsschirm
ist ein einschlägiges und relativ

langfristig wirkendes Instru-
ment, um auftretenden Finanzie-
rungsschwierigkeiten entgegen-
zuwirken. Ich hoffe nun, dass die
marktseitigen Finanzierungsbe-
dingungen für den bayerischen
Mittelstand den jetzigen Auf-
schwung weiter stützen.“

Neue Kredite

Die LfA Förderbank Bayern
hat allein im Rahmen des erfolg-

reichen Bayerischen Mittel-
standsschirms mehr als 4.400
Unternehmen geholfen, neue
Kredite in einem Gesamtvolu-
men von knapp 1,2 Milliarden
Euro zu erhalten.

2,7 Prozent weniger
Unternehmensinsolvenzen

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik und Datenverar-
beitung mitteilte, wurden von
den Amtsgerichten in Bayern im
Jahr 2010 insgesamt 3837 Unter-
nehmensinsolvenzen gemeldet.
Das sind 2,7 Prozent weniger als
im Vorjahr. �
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Klimawandel:

Gute Aussichten
für morgen?

Symposium der Versicherungskammer Bayern
Überflutete Straßen, vollgelaufene Keller: Der Klimawandel
stellt Bürger, Städte und Gemeinden in Bayern vor große Her-
ausforderungen. Aber bietet er auch Chancen und „gute Aus-
sichten für morgen“?

Im Rahmen des jüngsten Kli-
ma-Symposiums der Versiche-
rungskammer Bayern erläuterte
Dr. Markus Söder, Umweltmini-
ster und Schirmherr der Veran-
staltung, die bayerische Klima-
strategie. Dr. Robert Heene, Vor-
standsmitglied der Versiche-
rungskammer Bayern, gab Ant-
worten zum Klimawandel aus
Sicht eines Versicherers. Für lo-
kales Handeln und einen positi-
ven Umgang mit dem Klima-
wandel plädierte der Meteorolo-
ge Sven Plöger.

„Bayern regenerativ“

Der Schutz des Klimas ist eine
der größten Herausforderungen
des 21. Jahrhunderts. „Bayern
nimmt die globale Erwärmung
sehr ernst. Mit dem Klimapro-
gramm 2020 haben wir ein deut-
liches Zeichen gesetzt“, so Sö-
der. Der Freistaat investiert mit
dem Klimaprogramm 2020 von
2008 bis 2011 insgesamt eine
dreiviertel Milliarde Euro - mehr
als jedes andere Bundesland. Die
bayerische Klimastrategie beruht
auf drei Säulen: Minderung des
Treibhausgasausstoßes, Anpas-
sung an die Folgen des Klima-
wandels und Klimaforschung.
Schon heute liegt der jährliche
Pro-Kopf-Ausstoß von energie-
bedingtem CO2 im Freistaat bei
unter sechs Tonnen und damit
rund 20 Prozent unter dem EU-
Durchschnitt. Auch mit dem An-
teil erneuerbarer Energien von
25 Prozent an der Stromversor-
gung liegt Bayern vorne; im
Bundesdurchschnitt sind dies le-
diglich 16 Prozent. Söder: „Un-
ser bayerisches Zukunftsrezept
heißt ‘Bayern regenerativ’.“

„Voraus denken -
elementar versichern“

Die Bayerische Staatsregie-
rung informiert in der Öffent-
lichkeitskampagne „Voraus den-
ken - elementar versichern“ zu-
sammen mit der Versicherungs-
wirtschaft über Naturgefahren
und die Absicherung gegen Ele-
mentarschäden. Weitere Infor-
mationen hierzu gibt es auf
der Homepage www.elementar-
versichern.de.

„Wir wollen dazu beitragen,
das Bewusstsein der Bevölke-
rung vor den zunehmenden
Elementargefahren zu schär-

fen. Denn viele sind sich der Ge-
fahren nicht bewusst oder unter-
schätzen sie“, sagte Heene.

Bei der Absicherung des eige-
nen Hauses herrsche offensicht-
lich ein geringeres Risikobewusst-
sein, als zum Beispiel für das Au-
to. Elementargefahren stellen
aber für alle Hausbesitzer ein Exi-
stenzrisiko dar. „Da es jeden tref-
fen kann, sollte der Schutz vor
Elementargefahren zum Basis-
schutz jedes Gebäudes gehören“,
so Heene. Die Versicherungs-
kammer Bayern bietet eine
Wohngebäudeversicherung mit
KlimaKasko an und damit einen
Rundumschutz für das Gebäude.
Die Police leistet für Schäden
durch Feuer, Leitungswasser,
Sturm, Hagel sowie bei allen wei-
teren Elementargefahren wie
Überschwemmungen, Starkre-
gen, Schneedruck, Schneelawi-
nen, Erdrutschen, Erdfall und
Erdbeben.

Nur rund 7 Prozent der Bürger
in Bayern haben gegen die Ele-
mentarisiken eine Versicherung
abgeschlossen. Versicherbar sind
derzeit über 99 Prozent. Für den
verbleibenden Rest gibt es indi-
viduelle Lösungen. Allerdings
wird es auch in Zukunft weiter-
hin wenige Einzelfälle geben, für
die es keine wirtschaftlich sinn-
volle Versicherung geben wird.

Lokal handeln

„Beim Thema Klimawandel
müssen wir zwar global denken,
aber lokal handeln“, meinte Sven
Plöger, TV-Moderator und Wet-
ter-Experte. Erfolgreiche Bei-
spiele für einen lokalen Klima-
schutz präsentierten die Referen-
ten des 6. Klima-Symposiums
der Versicherungskammer Bay-
ern. Die Veranstaltung stand un-
ter dem Motto „Chancen ergrei-
fen – Risiken minimieren“ und
stellte die Kommunen in den
Mittelpunkt. Die Praxis-Beispiele
zeigten, wie bayerische Gemein-
den und Städte sich den Heraus-
forderungen des Klimawandels
stellen und langfristige Maßnah-
men für den Klimaschutz vor Ort
erfolgreich umsetzen.

Arno Zengerle, Bürgermeister
der Gemeinde Wilpoldsried
stellte beispielhaft das Klima-
schutz-Leitbild „WIR (Wild-
poldsried Innovativ Richtungs-
weisend) übernehmen Verant-
wortung“ vor. Ihrem Ziel, bis

Marginalien zum ersten Gutachten des ZukunftsratesGZ Von Prof. Dr. Werner Buchner

wieder in Erinnerung gerufen wird. Inso-
weit also gilt dem Rat der Dank aller
„Eingeweihten“. Das Manko des zu-
kunftsrätlichen Votums aber ist ein zwei-
faches: Zum einen hält sich der Rat zu der
Frage der möglichen Mittel und Metho-
den einer Steuerung sehr zurück. Dazu

nicht mehr sinnvoll und wohl auch gar
nicht mehr möglich. Aber mit finanzieller
Steuerung dort zusätzlich stimulieren zu
wollen, wo sich Wachstum bereits austobt,
ist wohl auch nicht angebracht, jedenfalls
insoweit nicht, als das über Gebühr auf
Kosten des ländlichen Raums ginge. Die
bayerische Verwaltung auf Ministerial-
und Bezirksebene ist, was die Handha-
bung von Raumstrukturen anlangt, fach-
kundig sowie mit einem hohen Ansehen
bundes- und europaweit gut vernetzt.
Nehmen wir also die Ausarbeitung des
Zukunftsrats zum Anlass, diesen Bereich
der Staatsverwaltung wieder effektiv ar-
beiten zu lassen, um ein schlüssiges und
von einer soliden behördlichen Grundla-
genermittlung getragenes Bild von Bay-
ern und seinen Regionen zu entwickeln,
das für unsere Partner außerhalb Bay-
erns die Standortqualitäten unserer Teil-
räume aufzeigt.

Und merken wir uns auch: Mit der Glo-
balisierung muss eine Regionalisierung
einhergehen. Regionalisierung aber setzt
ein Kommunalgrenzen überschreitendes
Zusammenwirken in Teilräumen voraus,
in denen sozio-ökonomische, sozio-ökolo-
gische und sozio-kulturelle Gemeinsam-
keiten bestehen oder geschaffen werden
können. Nur mit solchen Räumen können
wir den Wettbewerb mit anderen Teilräu-
men der Welt gewinnen.

Und noch eins: Eine alte Erkenntnis
lautet: „Besser man hat einen Plan, als
nicht einmal das.“ Aber: Plan ist mehr als
„gesellschaftswissenschaftliches Polit-
gutachten“.

Ihr Werner Buchner

wären ja auch viele Fragen des Verwal-
tungsrechts und vor allem der Verwal-
tungskunst zu klären. Zum anderen ver-
weigert der Rat voreilig peripheren Teil-
räumen eine adäquate Zukunft. Er hält
sich auch nicht mit der Prüfung des Pro-
blems auf, ob es bei weiter positiver all-
gemeiner Wirtschaftsentwicklung nicht
doch möglich wäre, dem Bedarfs-
deckungsprinzip in den verdichteten Räu-
men das Vorhalteprinzip in den dünn be-
siedelten Räumen zur Seite zu stellen. Zu
prüfen wäre also gewesen, ob wir es uns
nicht schon wie in früheren Jahrzehnten
auch jetzt wieder leisten könnten, räum-
lich das Kapital zu den Menschen zu brin-
gen, statt die Menschen zum Kapital zu
locken. Früher war dazu zu erwägen, ob
nicht die Entwicklung von Metropolräu-
men oder anderen attraktiven Verdich-
tungsräumen sogar eingebremst werden
müsste, um Handlungsspielraum für die
Entwicklung des ländlichen Raums zu ha-
ben. Beispielhaft sei dazu auf das alte
Mittel der Richtzahlen zur Siedlungsent-
wicklung verwiesen. Natürlich ist darüber
die Zeit hinweggegangen; solche Brems-
versuche sind in einer globalisierten Welt

Prof. Dr. Werner Buchner hat als seinerzeitiger Lei-
ter des Büros von Ministerpräsident Dr. Alfons Gop-
pel maßgeblich an der Konzeption des 1970 gegrün-
deten Bayerischen Staatsministeriums für Landes-
entwicklung und Umweltfragen - damals der ersten
Einrichtung dieser Art weltweit - mitgearbeitet. Er
hatte wesentlichen Anteil am Aufbau und an der
Ausgestaltung des gesamten Geschäftsbereichs und
war fast zwei Jahrzehnte bis zu seiner Pensionierung
Amtschef dieses Hauses. Seither berät er im Bereich
Regulatory & Governmental Affairs die internatio-
nal agierende renommierte Kanzlei Noerr LLP, die
ihren Hauptsitz in München hat. Mehr als zwei Jahr-
zehnte hielt er an der Ludwig-Maximilian-Univer-
sität zu München Vorlesungen zu Fach- und Rechts-
fragen von Raumordnung und Umweltschutz. Er
war lange Jahre Vizepräsident und Präsident der von
Bund und Ländern getragenen Akademie für Raum-
forschung und Landesplanung in Hannover und
Vorsitzender des Hauptausschusses der Minister-
konferenz für Raumordnung. �

2020 den Gesamtenergiever-
brauch zu 100 Prozent aus rege-
nerativen Energien zu erzeugen,
nähert sich die Gemeinde zu-
sammen mit ihren Bürgern stark
an. Wildpoldsried erzeugt be-
reits heute mit Windkraft, Pho-
tovoltaik, Biogas und Wasser-
kraft drei mal soviel Strom wie
benötigt wird. Den Ausbau des

Einnahmen durch Energieer-
zeugung in Höhe von ca. 3,5
Mio. Euro gegenüber. Dies ist
eine enorme Wertschöpfung für
die Gemeinde und ihre Bürger.
Alle Vorträge sind unter www.
vkb.de ( über uns Klima-
Symposien Klima-Symposi-
um 2011) als Download abruf-
bar. ��

Erweiterungen zu erhalten wird
die Abwärme eines Biogas-
Blockheizkraftwerkes in das
Netz eingespeist. Insgesamt in-
vestierten Gemeinde und Bür-
ger bisher rund 23,5 Mio. Euro
in den Klimaschutz. Davon
ging etwa die Hälfte als Aufträ-
ge an Allgäuer Firmen. Dem
stehen mittlerweile jährliche

Wärmebereichs treibt die Ge-
meinde weiter voran. Ein Bio-
massekessel mit Nahwärmenetz
funktioniert als „Dorfheizung“
und beheizt alle kommunalen
und öffentlichen Gebäude, ei-
nen Gewerbebetrieb sowie 30
private Anwesen mit etwa 100
Wohnungen.

Um weitere Kapazitäten für

Zurück in die Stadt
Studie untersucht Anziehungskraft der Großstädte

In zahlreichen deutschen Großstädten wächst die Bevölkerung
gegen den allgemeinen Trend. Welche Faktoren das Wachstum
beeinflussen und was die Anziehungskraft der Städte ausmacht,
untersucht derzeit das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und
Raumforschung (BBSR) in einem Forschungsprojekt, zu dem
nun erste Zwischenergebnisse vorliegen.

Die Studie hat zehn wachsende
deutsche Großstädte miteinander
verglichen: Aachen, Bonn, Dres-
den, Freiburg, Ingolstadt, Jena,
Karlsruhe, Köln, München und
Potsdam. Vor allem ein sich posi-
tiv entwickelnder lokalerArbeits-
markt sowie die Universitäten
und Fachhochschulen ziehen
neue Einwohner an. In den unter-
suchten Städten überwiegt des-
halb der Zuzug junger Menschen
zwischen 18 und 29 Jahren.

Als weiteren Attraktivitätsfak-
tor macht die Studie eine Infra-
struktur mit vielen Zentren aus, in
denen Bildungs- und Kulturange-
bote, Betreuungs-, Gesundheits-
und Serviceleistungen schnell er-

reichbar sind. Daneben verstär-
ken ein Image prägendes histori-
sches Stadtbild sowie Natur- und
Erholungsräume im Umland die
Anziehungskraft der Stadt.

Kehrseite des Bevölkerungs-
wachstums ist der zunehmend an-
gespannte Wohnungsmarkt: Vor
allem in den studentisch gepräg-
ten Quartieren steigen die Mieten,
kleinere Wohnungen werden
knapp. Die an dem Forschungs-
projekt teilnehmenden Kommu-
nen steuern dem entgegen, indem
sie gezielt neuen Wohnraum in
der inneren Stadt erschließen - et-
wa durch das Schließen von
Baulücken oder die Umnutzung
von Industriebrachen. �

Liebe Leserinnen und Leser,
„Blick zurück in die Zukunft“: Dieser

Slogan drängt sich auf, wenn man die
kürzlichen Aussagen des Zukunftsrates
kritisch betrachtet. Hat es denn nicht Zei-
ten eines schnellen aufstrebenden Frei-
staats Bayern, etwa in den siebziger und
achtziger Jahren, gegeben, in denen das
Verhältnis von Ländlichem Raum und
Verdichtungsräumen mit solider wissen-
schaftlicher Begleitung von einer zukunfts-
orientierten Politik und Verwaltung pro-
fessionell gehandhabt wurde? Gab es da
nicht eine an den nachvollziehbaren
Grundlagenermittlungen der Landespla-
nung orientierte, regionalisierte, mittelfri-
stige Finanzplanung mit einer eindeuti-
gen Leitvorstellung, die da formulierte:
„Raumstrukturell wirksame Finanzmittel
der öffentlichen Hand sind so einzusetzen,
dass sie absolut gesehen zwar überwie-
gend in die Verdichtungsräume fließen,
dass pro Kopf der Bevölkerung aber ein
deutliches Delta mehr dem ländlichen
Raum gewährt werden muss.“ Die Politik
war also insgesamt darauf ausgerichtet,
„die Räume zu halten.“ Im weiteren Ver-
lauf ist sie aber, jedenfalls faktisch, mehr
und mehr von diesem Prinzip abgerückt,
was auch auf den Umstand zurückzu-
führen sein mag, dass in wirtschaftlich
schwierigen Zeiten andere Prioritäten ge-
sehen werden.

Neuerdings hört man, dass maßgebli-
chen Vertretern der Landespolitik das
Verständnis für Vorausschau und Gesamt-
schau nicht näher zu bringen ist. Es wür-
de auch hohe intellektuelle Ansprüche er-
fordern, wollte man das Ressortprinzip
sachgerecht relativieren, um die Fachpo-
litiken koordinieren zu können und die
Politik auf Zeiträume über die jeweilige
Legislaturperiode hinaus auszurichten.
Das würde aber ein kompliziertes Nach-
denken über Sinn, Art und Ausmaß staat-
licher Lenkung erfordern. Um so erstaun-
licher ist es, dass der von der Staatsregie-
rung eingesetzte Zukunftsrat trotz eines
ihm eingeräumten weiten Themenspek-
trums in seinem ersten Elaborat ausge-
rechnet das ungeliebte Thema der struk-
turräumlichen Entwicklung Bayerns auf-
greift und der noch ungeliebteren planen-
den Steuerung das Wort redet. Sind wir
aber doch froh, dass auf diese Weise eine
zwischendurch bewusst vernachlässigte
oder gar zurückgedrängte Staatsaufgabe
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(Fortsetzung von Seite 1)
oder innerhalb oder außerhalb
des ländlichen Raumes liegen“,
fuhr der Verbandsvorsitzende
fort. „Schließlich gelten in der
Landesplanung Städte wie
Kempten, Landshut, Rosenheim,
Amberg oder Bamberg als länd-
licher Raum“, sagte Schaidinger.
Bayerns Struktur habe sich über
die Jahrhunderte ausgeprägt –
mit starken zentralen Orten, die
über das gesamte Land verteilt
seien. Die Vielgestaltigkeit der
Regionen Bayerns bilde sich in
den Städten ab. Auf diese Stär-
ken müsse man weiterhin bauen.

Unterfinanzierung

Als „ein ebenso aktuelles wie
augenfälliges Beispiel für die
strukturelle Unterfinanzierung
kommunaler Haushalte“ dekla-
rierte Schaidinger den Zustand
bayerischer Straßen. Gegenwär-
tig könnten die Kommunen viel-
fach nur Kosmetik betreiben,
„indem sie die Schlaglöcher, die
gerade aufreißen, flicken“, mein-
te der Städtetagschef und ergänz-
te: „Der Investitionsrückstau für
grundlegende Pflege der Infra-
struktur wird zwangsläufig im-
mer länger.“

Mehreinnahmen

„Wenn der Freistaat Bayern
500 Millionen Euro mehr im
Haushaltsjahr 2010 verbuchen
konnte als im Nachtragshaushalt
eingeplant war, erwarten wir,
dass ein Teil der Mehreinnah-
men für die Ausbesserung von
kommunalen Straßen bereitge-
stellt wird“, fuhr Schaidinger
fort. So habe bereits Innenmini-
ster Joachim Herrmann einen
Sonderbedarf von 20 Millionen
Euro für die Behebung von Win-
terschäden an Staatsstraßen an-
gemeldet.

Fördermittel

„Was bei 13.600 Kilometern
Staatsstraßen möglich ist, sollte
doch auch für 100.000 Kilome-
ter Gemeindestraßen und 18.000
Kilometer Kreisstraßen möglich
sein“, betonte der Vorsitzende.
Schließlich bildeten Bundes-,
Staats- und Kommunalstraßen
ein einheitliches und eng verwo-

(Fortsetzung von Seite 1)
lität der Beratung, Öffnungs-
und Wartezeiten) wollten die
Marktforscher die Meinung der
Bürgerinnen und Bürger hören.
Zudem sollten die Kunden ihre
Anforderungen und Wünsche an
das jeweilige Landratsamt be-
schreiben. Wie Schwing hervor-
hob, war die Befragung „nicht
auf die Erstellung eines Ran-
kings zwischen den teilnehmen-
den Landratsämtern ausgelegt“.
Auch wurden bewusst keine po-
litischen Fragen wie z. B. zur
Zufriedenheit mit dem Landrat
gestellt.

Ansporn

Das von allen Seiten als „aus-
gezeichnet“ bewertete Ergebnis
der Umfrage wird von den teil-
nehmenden Landratsämtern und
ihren Mitarbeitern als Ansporn
gesehen, die Kundenzufrieden-
heit weiter zu steigern. Anhand
der von der GfK Marktfor-
schung analysierten Verbesse-
rungsmöglichkeiten erarbeiten
die Landratsämter Maßnahmen,
um den Kundenwünschen im
Rahmen der finanziellen Mög-
lichkeiten noch besser entspre-
chen zu können.

Daneben befasst sich die Pro-
jektgruppe „Service- und Kun-
denorientierung“ des Bayeri-
schen Innovationsrings unter der
Leitung von Landrat Gebhard
Kaiser mit den Ergebnissen der
Umfrage und den von den Bür-
gern vorgebrachten Anregungen.
In einer Projektgruppensitzung
Mitte Februar wurde damit be-
gonnen, Handlungsfelder zur
Steigerung der Kundenzufrie-
denheit zu analysieren. Als Er-
gebnis soll den Landkreisen ein
Leitfaden zur Verfügung gestellt
werden, der Hilfestellungen zur
Verbesserung der Kundenzufrie-
denheit geben soll.

Nachholbedarf

Als „Bestätigung und Motiva-
tion zugleich“ wertete in einer
ersten Stellungnahme Passaus
Landrat Franz Meyer die Ergeb-
nisse seiner Behörde. Die Bürger
seien offenbar weitgehend zu-
frieden mit ihrem Amt. Im Ver-
gleich zum Jahr 1999 sei die
Quote derjenigen Bürger, die mit
der Arbeit des Landratsamtes
Passau zufrieden sind, von 82
auf 85,5 Prozent gestiegen.
Nachholbedarf in Passau bestehe
vor allem in den Bereichen Park-
möglichkeiten, Öffnungszeiten
und beim Verkehrsleitsystem zu
den Dienststellen. In Sachen
Freundlichkeit, Hilfsbereitschaft
und Beratung seien die allermei-
sten Landkreisbewohner dage-
gen sehr zufrieden.

Wie Renate Riglsperger, im
Landratsamt Pfarrkirchen (Land-
kreis Rottal-Inn) verantwortlich
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Straßen und Wege (wie z. B.
Feldwege, Radwege, Gehwege)
zu betreuen haben.“

Dass der Staat hier den Kom-
munen unter die Arme greifen
muss, ist für Präsident Brandl
deshalb zwingend notwendig.
Schließlich seien die Gemeinde-
straßen eine Visitenkarte für ganz
Bayern, deren Zustand auch mit
Blick auf den Tourismus eine ent-
scheidende Rolle spielt. Brandl:
„Eine Infrastruktur wie in der
Dritten Welt können wir uns nicht
leisten – ohne frisches Geld ge-
langen wir aber auf direktem Weg
dorthin. Angesichts der Steuer-
mehreinnahmen von rund 500

benes Netz. „Wenn sich die
Frostschäden im ganzen Land
niedergeschlagen haben, ist es
nur folgerichtig, wenn staatliche
Fördermittel auch den Kommu-
nalstraßen zugute kommen. Es
kann nicht angehen, dass der
Bundesverkehrsminister und der
bayerische Innenminister sich
feiern lassen, wenn sie für Bun-
desautobahnen, Bundesstraßen
oder Staatsstraßen zusätzliche
Fördertöpfe öffnen, aber die
Kommunen mit den Schlag-
löchern auf ihren Straßen allein
gelassen werden“, meinte Schai-
dinger.

Wichtigste Einnahmequelle

„Die Gewerbesteuer darf we-
der abgeschafft noch ausgehöhlt
werden“, stellte der Städtetags-
chef zudem klar. Nach wie vor
sei sie die wichtigste Einnahme-
quelle der Kommunen. Nach er-
sten Schätzungen betrug sie auch
2010 bayernweit immerhin rund
5 Milliarden Euro netto. Dies ist
ein Anstieg um etwa 6 Prozent
gegenüber 2009, während die
Einkommensteuer im gleichen
Zeitraum um geschätzte 4 Pro-
zent zurückging. Die Arbeits-
gruppe Steuern der Gemeindefi-
nanzkommission auf Bundese-
bene prüfe derzeit Vorschläge
zur Umgestaltung der Gewerbe-
steuer, die von Unternehmerver-
bänden und FDP vorangetrieben
werden.

Sensibles Gebiet

Schaidinger fasste die Diskus-
sion im Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags wie folgt zu-
sammen: „Die Hinzurechnungen
bei der Gewerbesteuer sind ein
sensibles Gebiet – das ist keine
Verhandlungsmasse. Der Cha-
rakter der Gewerbesteuer als Re-
alsteuer muss erhalten bleiben,
wenn die Gewerbesteuer weiter-
hin verfassungsrechtlich Bestand
haben soll. Die Kommunen wol-
len auf keinen Fall die Gewerbe-
steuer umgestalten lassen – das
wäre der erste Schritt zu einem
Dammbruch, der letztlich die ge-
samte Gewerbesteuer hinwegs-
pülen würde. Dem Gestaltungs-
missbrauch für Konzerne darf
kein Weg gebahnt werden. Es
kann nicht angehen, dass sich

für den organisatorischen Ablauf
des Projektes erläuterte, zeigten
sich immerhin 86,2 Prozent der
befragten Bürgerinnen und Bür-
ger zufrieden mit „ihrem“ Land-
ratsamt. Für die Umfrage wurden
359 Bürgerinnen und Bürger be-
fragt, 70 Prozent von ihnen hatten
nicht nur schriftlichen, sondern
auch persönlichen Kontakt mit
Mitarbeitern der Landkreisver-
waltung.

Besonders gut bewerteten die
Bürgerinnen und Bürger im Rot-
tal die Beratung durch Verwal-
tungsmitarbeiter als Einzellei-
stung innerhalb des Fragenkata-
logs. Dies galt auch für das Kri-
terium „Hilfsbereitschaft“. Fach-
liche Kompetenz und Freund-
lichkeit bekamen ebenfalls sehr
gute Noten. Unter den besten
Einzelleistungen der Landkreis-
verwaltung war auch ein Wert
aus einem ganz anderen Bereich:
Mit dem „äußeren Erschei-
nungsbild“ der Mitarbeiter wa-
ren die befragten Landkreisbür-
ger ebenfalls sehr zufrieden.

Parkplatzmangel

Ein seit Jahren bekanntes Pro-
blem ist hingegen die Parkplatz-
situation am Landratsamt, die
wiederholt kritisiert wurde. „Wir
haben zwar den Vorteil, dass die
Zentrale der Landkreisverwal-
tung im Zentrum liegt und damit
auch ein gewachsener Teil der
Stadt ist. Aber daraus entsteht
auch ein Parkplatzmangel, der
zwar auch von uns sehr bedauert
wird, der aber aufgrund der Ge-
gebenheiten einfach nicht ganz
behoben werden kann“, bestätigt
Renate Riglsperger. Dass die
Bürger mit der Flexibilität bei der
Vereinbarung individueller Ter-
mine nicht so zufrieden sind, wie
man sich das im Amt erhofft hat-
te, sieht sie dagegen als einen
Punkt, den man jetzt genauer hin-
terfragen möchte. „Ein solches
Umfrageergebnis landet sicher
nicht in einer Schublade, sondern
wir versuchen da, wo es eventu-
ell Schwachpunkte gibt, nachzu-
haken und Verbesserungen zu er-
reichen.“ Dies gelte auch für das
Abschneiden beim Fragestel-
lungspunkt „Bearbeitungsdauer“
und für die Öffnungszeiten, die
von einer Reihe der befragten
Bürgerinnen und Bürgern kriti-
siert wurden. Hier will man An-
passungen unter Berücksichti-
gung der Auswirkungen auf die
Bearbeitungsdauer prüfen.

Exakt 404 Interviews hatte die
GfK Marktforschung im Nürn-
berger Land geführt. Vor allem
der Service wurde gut bewertet,
am wenigsten gefällt den Bür-
gern das Landratsamtsgebäude
selbst.

91,3 Prozent der Befragten ga-
ben an, mit dem Landratsamt
außerordentlich zufrieden, sehr
zufrieden oder zufrieden zu sein.

55,7 Prozent sehen das Amt als
kompetenten Partner und Bera-
ter, 46,7 Prozent empfinden das
Landratsamt Nürnberger Land
als ein modernes Dienstlei-
stungsunternehmen. Hier liegt
der Landkreis knapp unter dem
Schnitt im Vergleich der Ämter
(48,6 Prozent).

Entwicklungspotenziale

„Insgesamt hat sich das Amt in
Lauf in allen Bereichen seit der
letzten Erhebung im Jahr 1999
verbessert. Im Wesentlichen
können wir zufrieden sein“, re-
sümierte Landrat Armin Kroder,
„an einigen Stellen gibt es noch
Entwicklungspotenziale.“

Das trifft vor allem auf das Ge-
bäude selbst zu. Denn hier ist das
Nürnberger Land das Schluss-
licht unter allen untersuchten
Behörden. Nur 40,8 Prozent sind
mit den äußeren Beschaffenhei-
ten glücklich. Vor allem das Leit-
system in Lauf, das zum Landrat-
samt führt, die Parkmöglichkei-
ten, die Übersichtlichkeit im Ge-
bäude und die Wegweiser zu den
einzelnen Sachgebieten wurden
oft kritisiert. Auch was die Ge-
staltung der Räume, des Warte-
bereichs und die kurzen Wege im
Amt anbelangt, schnitt der Land-
kreis schlecht ab. Doch hier ist
man ja bereits dabei, Abhilfe zu
schaffen: „Die Sanierung des
Landratsamtes ist offenbar auch
im Sinne der Kundschaft“, so der
Landkreischef. „Wären wir da-
mit schon fertig, wäre das Ergeb-
nis wohl noch besser ausgefal-
len.“

Beratungsqualität

Gut schneidet dasAmt dagegen
bei der Bearbeitung von Kunden-
anliegen ab. Die Befragten waren
durchweg zufrieden, etwa mit der
Qualität der Beratung, der Hilfs-
bereitschaft, Freundlichkeit und
fachlichen Kompetenz der Mitar-
beiter. Hier lagen die Werte zwi-
schen 60 und 70 Prozent. 68,9
Prozent hatten das Gefühl, dass
sich die Mitarbeiter für die Bür-
ger einsetzen, und 69,2 Prozent
finden, dass das Amt ein ausge-
zeichnetes Image hat. Sie empfin-
den sich „als Kunde und nicht als
Bittsteller“ und fühlen sich bei
Beschwerden ernst genommen.

Das Internet-Angebot des
Landratsamtes nutzt rund ein Drit-
tel der Befragten. Etwa die Hälfte
davon ist mit dem Inhalt und der
Benutzerfreundlichkeit einver-
standen. Für 60 Prozent ist das
Online-Angebot absolut ausrei-
chend, ein Ausbau wird nicht ge-
wünscht. Einige regten allerdings
an, Broschüren und Anträge auf
der Homepage zum Download
bereit zu stellen oder die Möglich-
keit zu schaffen, diese gleich im
Netz auszufüllen und online Ter-
mine zu vereinbaren. DK

Zufriedene Bürger...

Mio. muss eine Unterstützung der
Kommunen drin sein.“

Verkehrssicherungspflicht

Die Gemeinden haben Brandl
zufolge diesen Winter bereits
viel Geld ausgegeben – zunächst
für das Streusalz, anschließend
für das provisorische Flicken der
Schlaglöcher im sog. Kaltein-
bau, um der Verkehrssicherungs-
pflicht nachzukommen. Da der
Winter noch nicht zu Ende sei,
werde man erst ab April/Mai mit
der Sanierung beginnen können.
Bis dahin sollte das Geld zur
Verfügung stehen, so der Präsi-
dent. DK

Hartz IV...

Unternehmen in der Zukunft
über geschickte Ausnutzung von
Schlupflöchern und Steuer-
gestaltungsmöglichkeiten arm
rechnen können. Deshalb müs-
sen die Hinzurechnungen erhal-
ten bleiben.“

Skepsis

Mit Skepsis beurteilte der
Städtetagsvorstand die mehr-
fach geäußerte Auffassung
des bayerischen Finanzministers
Georg Fahrenschon, der seine
Sympathie für eine Rückführung
der Hinzurechnung bei der Ge-
werbesteuer bekundete. Schai-
dinger zufolge bauen die Städte
und Gemeinden weiterhin auf
die politischen Zusagen der Bun-
deskanzlerin, des Bundesfinanz-
ministers, des bayerischen Mini-
sterpräsidenten, des bayerischen
Finanzministers und des bayeri-
schen Innenministers, wonach es
keine Änderung an der Gewer-
besteuer ohne Zustimmung der
Kommunen geben soll. Unter-
nehmen vor Ort klagten keines-
wegs bei den Bürgermeistern
über die Gewerbesteuer und
empfänden sie nicht als Wettbe-
werbshemmnis - „es sind eher
die Wirtschaftsverbände, die im-
mer wieder diese alte dogmati-
sche Platte auflegen“.

Örtliche Wertschöpfung

Die Hinzurechnung eines Teils
der Mieten, Zinsen, Pachten, Li-
zenzgebühren und Leasingraten
zum Ertrag ist nach Schaidingers
Ansicht unerlässlich. Damit wer-
de verhindert, dass ein Teil der
örtlichen Wertschöpfung gar
nicht oder in steuergünstigen an-
deren Staaten versteuert wird.
Der Vorsitzende: „Dann würde
ein Unternehmen zwar die kom-
munale Infrastruktur nutzen,
aber nicht dafür zahlen, weil Er-
träge in Steuerparadiese ins Aus-
land fließen. Unternehmen dür-
fen keine Möglichkeit erhalten,
sich vor dem Steuerzahlen zu
drücken, denn damit müssten
letztlich die Bürger über die Ein-
kommensteuer oder die Umsatz-
steuer allein die Infrastruktur in
unseren Städten und Gemeinden
finanzieren.“ DK

Starke Orte...

Bayerische Tourismuswirtschaft:

Neuer Gästerekord
Rekordbilanz für die bayerische Tourismuswirtschaft: NachAus-
kunft des Bayerischen Landesamts für Statistik und Datenverar-
beitung stieg die Zahl der Gästeankünfte in den Beherbergungs-
betrieben mit neun oder mehr Betten (einschließlich der Cam-
pingplätze) im Freistaat gegenüber dem Vorjahr um 7,3 Prozent
auf den neuen Spitzenwert von fast 28,3 Millionen und die Zahl
der Übernachtungen um 3,6 Prozent auf knapp 77,9 Millionen.
Dies ist das beste Ergebnis seit 2001. Die durchschnittliche Ausla-
stung der angebotenen Betten lag bei 36,9 Prozent, die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer der Gäste bei 2,8 Tagen.

Zweistellige Zuwächse und
auch neue Höchststände gab es
vergangenes Jahr bei den Gä-
steankünften und Übernachtun-
gen aus dem Ausland. Die Zahl
der Ankünfte lag bei annähernd
6,5 Millionen (+12,3 Prozent), die
Zahl der Übernachtungen bei fast
13,5 Millionen (+10,9 Prozent).
Dagegen stieg die Zahl der Gäste
aus dem Inland um 6,0 Prozent
auf knapp 21,8 Millionen und die
Zahl der Übernachtungen um 2,2

Prozent auf rund 64,4 Millionen.
Vom Aufwärtstrend im Reise-

verkehr profitierten am stärksten
die Hotelleriebetriebe: So erhöhte
sich die Zahl der Gästeankünfte
hier um 9,2 Prozent auf rund 23,2
Millionen, die Übernachtungen
um 6,7 Prozent auf knapp 52,7
Millionen. Deutlich weniger Gä-
ste und Übernachtungen als 2009
zählten nur die Campingplätze.

Mit Ausnahme eines leichten
Rückgangs von 0,7 Prozent bei

den Übernachtungen in Nieder-
bayern weisen alle bayerischen
Regierungsbezirke für 2010 eine
positive Fremdenverkehrsbilanz
aus. Die Zuwächse bei den Gä-
steankünften schwankten zwi-
schen 10,2 Prozent in Oberbayern
und 3,2 Prozent in Niederbayern
und Unterfranken; bei den Über-
nachtungen erzielte Mittelfranken
(+7,8 Prozent) den höchsten An-
stieg, Schwaben hatte mit +0,6
Prozent das geringste Plus.

Deutliche Zuwächse

Bayerns Metropolen verzeich-
neten gegenüber 2009 deutliche
Zuwächse. In der Landeshaupt-
stadt München stieg die Zahl der
Gästeankünfte um 11,8 Prozent
auf den neuen Rekordstand von
knapp 5,6 Millionen und die der
Übernachtungen um 12,1 Pro-
zent auf rund 11,1 Millionen. In
Nürnberg nahm die Zahl der Gä-
steankünfte sogar um 13,1 Pro-
zent auf gut 1,3 Millionen zu und
die der Übernachtungen um 13,4

Prozent auf über 2,4 Millionen.
„Diese Rekordbilanz bedeutet

für die bayerische Tourismuswirt-
schaft Freude und Ansporn zu-
gleich. Unsere Destinationen und
Tourismusbetriebe gehen mit
großer Zuversicht und hohem En-
gagement ins neue Tourismusjahr.
Als Wintersportland setzt Bayern
mit der Ski-WM in Garmisch und
den kommenden drei Weltmei-
sterschaften am Königssee und in
Inzell in diesem Jahr sowie in
Ruhpolding in 2012 Maßstäbe“,
kommentierte Wirtschaftsminister
Martin Zeil die Jahresbilanz 2010
des bayerischen Tourismus.

Solche Veranstaltungen beleg-
ten die außerordentliche Kompe-
tenz, die der Freistaat bei der
Ausrichtung von großen Sport-

ereignissen besitzt. „Ich bin
überzeugt, dass das unsere Be-
werbung für die Olympischen
Winterspiele 2018 beflügeln
wird“, erklärte Zeil.

Den Schlüssel für diesen Erfolg
sieht der Minister in einer weite-
ren Verbesserung von Qualität
und Service. „Auch in diesem
Jahr muss die Tourismuswirt-
schaft in Innovationen und Infra-
struktur investieren. Dabei wer-
den wir Betriebe und Kommunen
weiterhin tatkräftig unterstützen.“
Investitionen in Qualität, Service
und Innovation seien unabdingba-
re Voraussetzung für den zukünf-
tigen Erfolg des bayerischen Tou-
rismus und stünden im Vorder-
grund der Tourismuspolitik der
bayerischen Staatsregierung. DK

Vorsitz des
Bayerischen Städtetags:

SPD-Gruppe schlägt
OB Maly vor

Nürnbergs Rathauschef Dr.
Ulrich Maly soll neuer Chef
des Bayerischen Städtetags
werden. Darauf verständigte
sich in München die SPD, die
das Vorschlagsrecht für die
Nachfolge von Amtsinhaber
Hans Schaidinger hat. Maly
soll den Posten im Sommer
übernehmen; gewählt wird
am 20. und 21. Juli 2011 bei
der Verbandsversammlung
des Bayerischen Städtetags in
Bad Reichenhall. Die Amts-
zeit dauert dann bis 2014.
Schaidinger hatte das Amt im
Jahr 2005 übernommen.

Nürnbergs Rathauschef

Maly, geboren 1960, amtiert
seit 2002 als Oberbürgermei-
ster der Stadt Nürnberg. Der
Volkswirt war von 1996 bis
2002 Finanzreferent der Stadt
Nürnberg. Er ist Mitglied im
Vorstand des Bayerischen
Städtetags und im Präsidium
des Deutschen Städtetags.

Münchens Oberbürgermei-
ster Christian Ude, der im
Mai 2011 zum Präsidenten
des Deutschen Städtetags als
Nachfolger der Frankfurter
Oberbürgermeisterin Petra
Roth vorgeschlagen wird und
seit 1996 erster stellvertreten-
der Vorsitzender des Bayeri-
schen Städtetags ist, wird
weiterhin dem Vorstand des
Bayerischen Städtetags als
Mitglied angehören. DK
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Frei gestalten oder zusammenwirken
ist für manche Energieversorger die große Frage.
Für andere das große Plus.

Wie können Stadtwerke weiter an Profil gewinnen und wich-
tige Kooperationsmöglichkeiten ergreifen? Eine von vielen
Aufgaben, die heute neue Antworten erfordern. Im starken
Stadtwerke-Netz der Thüga-Gruppe gehen kommunale Unter-
nehmen den gemeinsamen Weg, um die Energie- und Wasser-
versorgung unserer Lebensräume nachhaltig zu sichern.
Selbstständig, marktgerecht und zukunftsorientiert – das
große Plus für bereits 450 Städte mit über 8 Mio. Menschen.
Mehr über Ihre Möglichkeiten unter thuega.de

Erneuerbare Energien und Energiebeschaffung:

Thüga schafft weitere
Voraussetzung für Wachstum

Um weitere Wettbewerbsvorteile für das bundesweit größte Netz-
werk kommunaler Energieversorger zu schaffen, gründen derzeit
mehrere Thüga-Partner die Thüga Erneuerbare Energien GmbH
& Co. KG.. Mit ihrem gemeinsamen Engagement wollen die kom-
munalen Gesellschafter den Ausbau umweltschonender Energie-
erzeugung überregional voran bringen.

Geführt werden soll die Gesell-
schaft von Dr. Kay Dahlke, der
zuvor Geschäftsführer bei der
8KU Renewables war. Michael
Riechel, der seit 2006 Mitglied
des Vorstandes der ThügaAktien-
gesellschaft ist, soll ebenfalls als
Geschäftsführer der neuen Ge-
sellschaft bestellt werden.

„Mit Dr. Dahlke haben wir ei-
nen Fachmann in Sachen Erneu-
erbare Energien gewinnen kön-
nen. Er bringt das erforderliche
Know-how mit und, was für uns
ganz wichtig ist, er kennt auf-
grund seiner bisherigen Tätigkei-
ten die strategischen Ziele und
Anforderungen kommunaler Un-

ternehmen,“ so Ewald Woste,
Vorsitzender des Vorstandes der
Thüga Aktiengesellschaft.

Die Thüga Erneuerbare Energi-
en wird deutschlandweit in zu ent-
wickelnde, entwickelte und be-
stehende Projekte regenerativer
Energieerzeugung investieren.
Der anfängliche Investitionsfokus
wird auf deutschen On- und Off-
shoreAnlagen liegen. Später kann
das Portfolio durch Investitionen
in andere regenerative Energie-
träger ergänzt werden. Bis 2020
soll insgesamt circa eine Milliarde
Euro investiert werden.

Thüga baut gruppenweite
Energiebeschaffungs-
Plattform aus

Auch im Bereich der Energie-
beschaffung will Thüga durch die
Intensivierung der Zusammenar-
beit noch effizienter werden und
weitere Synergien heben. Dafür
werden die Unternehmen der
Thüga-Gruppe in 2011 die Be-

schaffungsaktivitäten weiter bün-
deln und die gemeinsame Ener-
giebeschaffungsplattform aus-
bauen. Zentrale Rolle wird hier-
bei die Syneco Trading GmbH
spielen. Das Unternehmen hat in
2010 den Prognosen zufolge 22,5
TWh Strom und 20,7 TWh Erd-
gas innerhalb der Thüga-Gruppe
abgesetzt und einen Umsatz von
4,9 Milliarden Euro erzielt.

Bessere Konditionen

Im Rahmen einer Kapitaler-
höhung von 43 auf 86,2 Millio-
nen Euro ist die Syneco Trading
an die Thüga angebunden wor-
den, die nun 50,1 Prozent derAn-
teile an der Gesellschaft hält. Die
übrigen Anteile hält die Syneco
GmbH & Co. KG, ein Gemein-
schaftsunternehmen von rund
siebzig kommunalen Energiever-
sorgungsunternehmen der Thüga-
Gruppe. Die Anbindung an die
Thüga erfolgte, um die Syneco
Trading nachhaltig mit Bonität,
Liquidität und Kapital auszustat-
ten. „Der Einkauf von Strom und
Gas ist die größte Kostenposition
von Stadtwerken. Hier werden
wir gemeinsam künftig deutlich
bessere Konditionen für die Un-
ternehmen erzielen können,“
meint Woste. �

Michael Riechel. �� Dr. Kay Dahlke. ��

N-ERGIE und RSV AG:

Bioerdgasanlage in
Markt Eggolsheim

Rund 10 Mio. Euro Investition für nachhaltige Energieerzeu-
gung: Die regionalen Unternehmen N-ERGIE Aktiengesellschaft
und RSV Regnitzstromverwertung Aktiengesellschaft errichten
gemeinsam eine Bioerdgasanlage in Markt Eggolsheim.

Die Partnerschaft konnte im
Dezember vergangenen Jahres
notariell durch die Gründung der
Gesellschaft „Bioerdgas Eggols-
heim GmbH“ beurkundet wer-
den.

Die beiden Unternehmen N-
ERGIE und RSV AG sind zu je-
weils 50% an der Bioerdgas Eg-
golsheim GmbH beteiligt. Die
50-prozentige Beteiligung der N-
ERGIE erfolgt über die empuls
GmbH, ein Tochterunternehmen
der N-ERGIE. Die Anteilseigner
der RSV AG sind zu je einem

Drittel die Erlanger Stadtwerke
AG, die Stadtwerke Forchheim
GmbH und die E.ON BayernAG.

Die Partner werden in Markt
Eggolsheim gemeinsam eine
Biogasanlage mit Gasaufberei-
tung zu Erdgasqualität und Bio-
erdgaseinspeisung in das Erdgas-
netz bauen und betreiben. Das er-
forderliche Grundstück in Markt
Eggolsheim wurde bereits durch
die Bioerdgas Eggolsheim GmbH
erworben, die Genehmigungen
für die Errichtung der Anlage lie-
gen vor und die Rohstoffversor-

gung des Projekts konnte durch
vertragliche Vereinbarungen mit
Landwirten aus der Region be-
reits zu maßgeblichen Teilen ge-
sichert werden.

Der Baubeginn für die Bioerd-
gasanlage ist im März 2011. Die
Inbetriebnahme soll noch im
Laufe dieses Jahres erfolgen.

„Durch die Kooperation mit
der Landwirtschaft werden wir
als Projektpartner die Wert-
schöpfung in der Region stär-
ken. Die Anlage ist ein langfri-
stiger Beitrag zur Nutzung von

erneuerbaren Energien und eine
Stärkung des Standortes in öko-
logischer und wirtschaftlicher
Hinsicht“ so Herbert Dombro-
wsky, Vorsitzender des Vorstands
der N-ERGIEAktiengesellschaft.

„Wir freuen uns, dass wir mit
diesem Projekt eine gemeinsame
„regionaleAllianz“ zugunsten der
Umwelt schmieden konnten. Ge-
rade beim Ausbau der erneuerba-
ren Energien sind Kooperationen
und gemeinsames Handeln we-
sentlich zielführender als kon-
kurrierende Insellösungen“ so

Wolfgang Geus, Vorstand der
RSV AG.

Klimaschonende
Bioerdgasnutzung

Die Anlage mit einer Gaslei-
stung von 3,5 Megawatt wird pro
Jahr mit rund 37.000 Tonnen
Substratmaterial aus nachwach-
senden Rohstoffen gefüttert, z. B.
Maissilage, Grassilage und Zwi-
schenfrüchte.

Jährlich werden rund 32 Mil-
lionen Kilowattstunden Bioerd-
gas produziert. Das Bioerdgas
wird auf Erdgasqualität gereinigt
und in das Erdgasnetz in Forch-
heim eingespeist.

Der Standort in Markt Eggols-
heim bietet einen sehr guten
Kompromiss zwischen einer mög-
lichst weiten Entfernung zur
nächsten Wohnbebauung und ei-
ner guten Anbindung an die not-
wendige Infrastruktur, d. h. an das
Stromnetz sowie an das Verkehrs-
netz zur reibungslosen Anliefe-
rung der Rohstoffe.

Die Projektentwicklung wurde
durch die Firma Abel Retec
GmbH & Co. KG aus der Nähe

von Altötting im Auftrag der
N-ERGIE übernommen. Die Pro-
jektentwicklung umfasste die Ge-
nehmigungsplanung, die Aufstel-
lungs- und Anlagenplanung so-
wie das Rohstoffmanagement.

Regionale Landwirtschaft
als Partner des Vorhabens

Die nachwachsenden Rohstof-
fe werden von Landwirten aus
dem näheren Umfeld der Anlage
geliefert. Der Pflanzenanbau für
die Substratlieferung erfolgt nach
einem nachhaltigen und für die
Landwirte vorteilhaften Anbau-
und Fruchtfolgekonzept. Durch
langfristige Lieferverträge ent-
steht für die Landwirte eine steti-
ge Einnahmequelle und eine Si-
cherung der Wertschöpfung in
der Region.

Als Nebenprodukt fällt bei der
Vergärung in der Biogasanlage
hochwertiger Dünger an, der so-
gar die Anforderungen an Bio-
landwirte erfüllt. Dieser wird von
den Vertragslandwirten wieder
auf den Anbauflächen ausge-
bracht um den Rohstoffkreislauf
zu schließen. �

http://www.thuega.de
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„Ich freu’ mich über jeden Straßenbeleuchtungs-Auftrag für die
Lechwerke, weil ich gern draußen arbeite. Wenn wir so moderne,
sparsame LED-Leuchten montieren dürfen, tun wir der Kommune
und der Natur was Gutes.“

Werner Klimek, Netzmonteur beim LEW Netzservice

ENERGIE. EFFIZIENT. LEW.

www.lew.de

Gründungen wie am Fließband
Eine Gemeinde auf dem Weg zur höchsten Genossenschaftsdichte Deutschlands

1973 waren sie Bundessieger im Ortsverschönerungswettbe-
werb „Unser Dorf soll schöner werden“. Seitdem haben die
rund 200 Einwohner Wachsteins zwar ihren Status als eigen-
ständige Gemeinde verloren, in ihren Bemühungen für eine ho-
he Lebensqualität aber nicht nachgelassen und 2001 erneut die
Goldplakette errungen. Ihr Ort liegt etwa 50 Kilometer Luftli-
nie südlich von Nürnberg, mit herrlichem Blick über das ma-
lerische Altmühltal. Aber nicht nur um ihr Dorf zu verschö-
nern sind die Wachsteiner Bürger aktiv. Seit dem vergangenen
Jahr gibt es im Dorf gleich drei Genossenschaften, die allesamt
Mitglied des Genossenschaftsverbands Bayern sind. Es ist die
vermutlich höchste Genossenschaftsdichte pro Kopf in
Deutschland.

Acht „Hobbylandwirte“, wie
Vorstand Hermann Niederlöh-
ner sich und seine Mitstreiter
nennt, haben sich in Wachstein
zusammengetan, um gemein-
sam eine Biogasanlage zur
Stromproduktion zu errichten.
„Wir alle bewirtschaften nur
sehr kleine Flächen. Ich selbst
beispielsweise nur acht Hektar,
ein anderes Genossenschafts-
mitglied sogar nur drei“, berich-
tet Niederlöhner. Zwar besitzen
die anderen Mitglieder mehr
Nutzfläche, doch sei es auch für
sie die wirtschaftlichste Lösung
gewesen, ihre Erträge, anstatt
sie zu verkaufen, zur Strompro-
duktion in einer gemeinsamen
Biogasanlage zu verwenden.

Drei auf einen Schlag

Zu diesem Zweck gründeten
sie gleich drei Genossenschaf-
ten: Die Wachsteiner NaWaRo-
Liefergenossenschaft, die die
Biogasanlage mit nachwachsen-
den Rohstoffen versorgt, die
Wachsteiner Bio- Energie, die
die Anlage betreibt sowie die
Wachsteiner Stromgenossen-
schaft, die den darin erzeugten
Strom verkauft. Dieser dreiteili-
ge Aufbau ist eine steuerbegün-
stigte Variante, wie sie seit Jah-
ren immer häufiger bevorzugt
wird. Niederlöhner wurde zum
Vorstand aller drei eGs gewählt.

Hauptberuflich ist er Firmenkun-
denberater, seit inzwischen 40
Jahren bei der Raiffeisenbank
Weißenburg-Gunzenhausen tätig
und deswegen von Haus aus ein-
gefleischter Genossenschafter.
Als die Pläne für eine Biogasan-
lage entstanden, kam von ihm
der Anstoß, doch die Rechtsform
eG zu wählen. Über die Raiffei-
senbank läuft nun die Finanzie-
rung der Anlage.

Erster Spatenstich

Im Frühjahr 2010 erfolgte der
erste Spatenstich. Inzwischen
ist der Bau fertig und auf dem
Dach sogar noch eine Fotovol-
taikanlage installiert worden.
„Den erzeugten Strom speisen
wir ganz normal ins Netz ein“,
erklärt Niederlöhner. In der Bio-
energie- und der Stromgenos-
senschaft fanden sich jeweils
acht Mitglieder ein, in der Na-
WaRo eG seien es 18, so der
Vorsitzende weiter. Letztere be-
liefern die Biogasanlage mit
dem Substrat.

Infoveranstaltung

Noch wird die Abwärme, die
die Anlage erzeugt, nicht ge-
nutzt. „Es gab aber schon eine
Infoveranstaltung zu dem The-
ma im Ort“, sagt Niederlöhner.
Und so könnte es sein, dass es

bald eine vierte Genossen-
schaftsgründung geben wird, in
deren Rahmen dann die Wach-
steiner Haushalte mit Nahwär-
me versorgt werden.

Theilenhofen
erwärmt sich

Diesen Schritt ist man in Thei-
lenhofen, der Hauptgemeinde,
zu der Wachstein gehört, schon
gegangen. In der zwei Kilometer
entfernten Ortschaft hatten
zunächst zwei Landwirte in an-
derer Rechtsform ebenfalls eine
Biogasanlage errichtet. Dann ta-
ten sich einige junge Männer zu-
sammen, wie Stefan Holz, Vor-
standsvorsitzender der Bioener-
gie Theilenhofen eG berichtet.
Zu ihnen gehörten unter ande-
rem der Sohn des Biogasanla-
genbesitzers, ein Landwirt und
ein Heizungsbauer. Sie wollten
die Bürger Theilenhofens mobi-

lisieren, möglichst viele der
Haushalte an ein Wärmenetz an-
zuschließen, das von der Biogas-
anlage gespeist wird.

Ausbau der Spitzenposition

Auf ihrer Suche nach Unter-
stützung wandten sie sich auch
an Holz, der ausgebildeter Ener-
gieberater ist. Gemeinsam orga-
nisierten sie im Sommer eine In-
foveranstaltung, auf der die Re-
sonanz so gut war, dass schließ-
lich eine Genossenschaftsgrün-
dung beschlossen wurde. Inzwi-
schen hat die eG 86 Mitglieder,
die insgesamt 95 Versorgungsan-
schlüsse stellen. Bei rund 110
Haushalten in Theilenhofen wird
die Abdeckung des Netzes also
enorm sein. Um die Versorgung
der Bürger auch im kommenden
Winter zu gewährleisten, wird
die eG zusätzlich zur Biogasan-
lage noch eine Hackschnitzelhei-
zung errichten, wie Holz weiter
erklärt.

An einem Ausbau der Spitzen-
position in Sachen Genossen-
schaftsdichte wird also in beiden
Dörfern fleißig gearbeitet. �

Dezentraler Ausbau Erneuerbarer Energien:

Kommunale
Wertschöpfung

in Milliardenhöhe
Der dezentrale Ausbau Erneuerbarer Energien generiert in
den deutschen Städten und Gemeinden eine Wertschöpfung
von annähernd 6,8 Milliarden Euro. Davon flossen allein 0,6
Mrd. Euro als Steuereinnahmen in die klammen Kassen der
Kommunen. Bei einem weiteren dynamischen Ausbau der Er-
neuerbaren Energien könne sogar annähernd eine Verdoppe-
lung der Wertschöpfung bis zum Jahr 2020 erreicht werden.
Dies ist das Ergebnis einer Untersuchung des Instituts für Öko-
logische Wirtschaftsforschung (IÖW) in Berlin. Dabei handelt
es sich um die erste systematische und vergleichende Analyse
der Wertschöpfungseffekte regenerativer Energietechnologien.

Das IÖW hat in seiner Studie
alle Wertschöpfungsschritte von
der Anlagenproduktion über
Planung und Installation bis zu
Betrieb und Wartung analysiert.
„Die Gesamtsumme ist zu 36
Prozent auf die Photovoltaik
(2,4 Mrd. Euro) und zu 30 Pro-
zent auf die Windkraft (2,1
Mrd. Euro) zurückzuführen“,
erklärt Dr. Bernd Hirschl, Leiter
des Forschungsfelds Nachhalti-
ge Energiewirtschaft und Kli-
maschutz am IÖW.

Wertschöpfung

Der flächendeckende und de-
zentrale Ausbau Erneuerbarer
Energien in Deutschland ist für
Kommunen umso profitabler, je
mehr Anlagen, Betreibergesell-
schaften, Hersteller oder Zulie-
ferer vor Ort angesiedelt sind.
Zudem können Kommunen je-
der Größe auf Grundlage der
Studie ermitteln, welche Wert-
schöpfung Erneuerbare Energi-
en vor Ort bereits erwirtschaften
oder künftig erwirtschaften
könnten – etwa durch Steuer-
und Pachteinnahmen, Unter-
nehmensgewinne und Arbeits-
plätze sowie durch die Eins-
parung fossiler Brennstoffe.

Berechnung

Für eine modellierte Kommu-
ne mit 75.000 Einwohnern, die
bei allen EE-Technologien ei-
nen Ausbaugrad gemäß Bun-
desdurchschnitt aufweist, und
die über keine Produktionsbe-
triebe, jedoch eine Reihe von
Dienstleistern von der Planung
bis zur Versicherung verfügt,
wurde eine Wertschöpfung in
Höhe von 3 Mio. Euro berech-
net. In ähnlicher Höhe vermei-
det die Kommune Ausgaben für
fossile Brennstoffimporte, spart

55.000 Tonnen CO2 ein und
zählt ca. 50 Vollzeitbeschäftigte
in den EE-Unternehmen.

Vielfältige Möglichkeiten

Andere Modellierungen von
Kommunen haben gezeigt, dass
unabhängig von der Größe und
der Fläche der Kommunen auf-
grund unterschiedlicher EE-
Schwerpunkte vielfältige Mög-
lichkeiten der Wertschöpfung
gegeben sind. So können ländli-
che Kommunen stärker Bio-
masse, Wind- und Wasserkraft
nutzen, Städte haben demge-
genüber mehr Dächer für die
Solarenergie, verfügen über Ge-
werbe, Netze, und möglicher-
weise auch eine bessere Infra-
struktur. Außerdem sind nicht
nur eigene installierte Anlagen
maßgeblich, sondern auch über
die kommunalen Grenzen hin-
weg steigern aktive EE-Unter-
nehmen und Beteiligungen die
Wertschöpfung.

Regionales Beispiel

Dass nicht nur große Stadt-
werke vom Umstieg auf Erneu-
erbare Energien profitieren,
sondern besonders auch der
ländliche Raum, zeigt das Bei-
spiel des Rhein-Hunsrück-Krei-
ses in Rheinland-Pfalz. „1999
haben wir mit den Erneuerbaren
Energien angefangen und sind
seither nicht mehr zu bremsen“,
berichtet Landrat Bertram
Fleck. Heute deckten in der Re-
gion 1.500 regenerative Ener-
gieanlagen fast 60 Prozent des
Strombedarfs. „In wenigen Jah-
ren werden wir Stromexporteur
sein und erwirtschaften dabei
14,6 Millionen Euro kommuna-
le Wertschöpfung pro Jahr“,
prognostiziert der Landkreis-
chef. DK

Potenzial von Reststoffen für
Heizung oder Biogaseinsatz
Zwischenergebnis des von STROM PURNATUR

geförderten Projekts

Gerstenabputz, Getreidestroh und Hackschnitzel aus Land-
schaftspflegeholz sind die energetisch interessantesten Biorest-
stoffe in der Region. Zu diesem Zwischenergebnis gelangte das
Forschungsteam der Mittelfränkischen Gesellschaft zur För-
derung erneuerbarer Energien und nachwachsender Rohstof-
fe e.V. (MER) in Triesdorf.

Das Team untersucht das Po-
tenzial von bislang in der Regi-
on ungenutzten Reststoffen für
den Biogaseinsatz oder die ther-
mische Verwertung.

Das Projekt, das einen kon-
struktiven Beitrag zur aktuellen
„Teller oder Tank“-Diskussion
leisten möchte, wird vom
N-ERGIE Ökostromprodukt
STROM PURNATUR finanziert.

STROM PURNATUR Kunden
investieren einen Cent pro Kilo-
wattstunde in zukunftsweisende
Umweltprojekte in der Region.
2009 kam eine Gesamtförder-
summe von annähernd 59.000
Euro zusammen.

Untersuchungsansatz
und erste Ergebnisse

Insgesamt vierzehn Biorest-
stoffe nahm das Team von Nor-
bert Bleisteiner, Geschäftsfüh-
rer von MER, unter die Lupe
und verglich sie mit den energe-
tischen Erträgen von Hack-
schnitzel oder Silomais.

Zur Ermittlung des thermi-
schen Potenzials bestimmte das
Team in einem so genannten
Bombenkalorimeter den Ener-
giegehalt unter anderem von
Schilf, Rapsstroh, Gras von
Streuobstwiesen, Straßen- und
Autobahnbegleitgrün, Rasen-
schnitt, Gerstenabputz sowie
Getreidestroh. Beim Getreide
handelte es sich um Gerste und
Triticale, einer Kreuzung aus
Weizen und Roggen. Im Rah-
men einer an dieses Projekt an-
gelehnten Projektstudie analy-
sierten Studierende der Hoch-
schule Weihenstephan-Tries-
dorf insgesamt zwei mal sech-
zehn Stoffe. Die Analyse wur-
de durch das Fachpersonal der
Hochschule noch ergänzt.

Gasausbeute und -qualität

Zwei Stoffe schnitten dabei am
besten ab: Die aus Landschafts-
pflegeholz gewonnenen Hack-
schnitzel, wie zum Beispiel
Hecken, sowie Gersten- und Tri-
ticalestroh erzielten 96 Prozent
des Brennwerts von Holzhack-
schnitzel, die üblicherweise ther-
misch verwertet werden. Die
Gasausbeute und die Gasqualität
der Stoffe bestimmten die For-
scher in so genannten Batch-Ver-
suchen. Je drei Proben wurden
bei 38 Grad getestet, die in Stan-
dard-Biogasanlagen erreicht wer-
den und ausgewählte Stoffe zu-
sätzlich bei 55 Grad.

Im Vergleich zum häufig in
Biogasanlagen eingesetzten
Mais erreichte Gerstenabputz
den annähernd gleich hohen
Gasertrag. Der für die Erzeu-
gung von Biogas ausschlagge-
bende Methangehalt lag sogar

erheblich höher als der von Si-
lomais.

Vorhaben des
Forschungsteams

In den kommenden Monaten
wird das Forschungsteam das
thermische Potenzial bzw. die
Gasausbeute weiterer Stoffe be-
stimmen. Geplant ist etwa die
Untersuchung von Laub, Wild-
kräuter- und Wildgräsermischun-
gen oder Hackschnitzel von
schnell wachsenden Bäumen, die
auf brach liegenden Flächen als
nachwachsender Rohstoff ange-
pflanzt werden, so genannten
Kurzumtriebsplantagen.

Analyse des
wirtschaftlichen Potenzials

Die energetische Bestim-
mung ist jedoch nur das erste
Element der Potenzialeinschät-
zung. In einem weiteren Schritt
wird das Projektteam der Frage
nachgehen, in welchen Mengen
die Bioreststoffe in der Region
zur Verfügung stehen und wie
wirtschaftlich ihre Nutzung ist,
also wie, mit welchem logisti-
schen und finanziellen Aufwand
sie geerntet und verteilt werden
können.

Schließlich werden die ener-

gieeffizientesten Reststoffe für
Biogasanlagen mit dem wirt-
schaftlich größten Potenzial ei-
nem aufwändigen Praxistest in
zwei Mini-Fermentern unterzo-
gen. Da die beiden Fermenter
mit je einem Kubikmeter Volu-
men dem Aufbau von Biogasan-
lagen exakt entsprechen, erlaubt
der gut 100 Tage dauerende Si-
mulationsprozess Rückschlüsse
auf den tatsächlichen Einsatz
des Materials in Biogasanlagen.
Die Endergebnisse der Studie
sollen im März 2011 vorgestellt
werden.

Ökostrom von der Region
für die Region

Das Ökostromangebot der
N-ERGIE, STROM PURNA-
TUR, stammt ausschließlich
aus Wasserkraft, die überwie-
gend in der Region erzeugt
wird: im N-ERGIE eigenen
Kraftwerk in Hammer an der
Pegnitz sowie in den Kraftwer-
ken am Rothsee, am Brombach-
see und ergänzend in Melk an
der Donau. Das Gütesiegel der
Landesgewerbeanstalt „Öko-
Strom regenerativ“ garantiert
den STROM PURNATUR
Kunden, Energie aus 100 Pro-
zent regenerativer Erzeugung
zu beziehen. �

http://www.lew.de


Ein Partner für alle Leistungen:
die E.ON EnergieSpar-Sanierung
Legen Sie die energetische Sanierung Ihrer kommunalen Gebäude
in kompetente Hände: Ihr persönlicher Ansprechpartner kümmert sich
um alle Leistungen, von der ersten Analyse über die Bauausführung
bis zur Abnahme.

Wir sind Ihr zuverlässiger Partner!

Sie profitieren von geringeren Energiekosten, schonen
die Umwelt und steigern den Wert Ihrer Gebäude.

www.eon-bayern.com/sanierung

*6 Cent pro Anruf aus dem deutschen
Festnetz. Maximal 42 Cent pro Minute
für Anrufe aus den Mobilfunknetzen.

Wir informieren
Sie gerne

T 0180 - 2 15 14 15*

Kosten senken,

Klima schonen

Ihr Partner für energetische

Gebäudesanierung

03. 03. 2011 KOMMUNALE ENERGIETHEMENGZ 7

RMD und E.ON:

Positive Jahresbilanz für
die untere Donau

Laufwasser-Kraftwerke erzeugten
1,5 Mrd. Kilowattstunden CO2-freien Strom

Regensburg. (osr) 1,5 Milliarden Kilowattstunden CO2-freien
Strom haben die sieben Laufwasser-Kraftwerke an der Donau
von Bad Abbach bis Passau im vergangenen Jahr erzeugt, 3,5
Prozent mehr als im langjährigen Mittel. Eigentümer Rhein-
Main-Donau AG (RMD) und Betreiber E.ON Wasserkraft sind
mit dieser Jahresbilanz unisono zufrieden. Immerhin könnten
mit dieser Strommenge sämtliche Einwohner von Regensburg,
Straubing, Deggendorf und Passau das ganze Jahr über ver-
sorgt werden.

„Im Vergleich zum deutschen
Energiemix“, so E.ON-Spre-
cher Christian Orschler, „haben
diese Donau-Kraftwerke das
Klima um über eine Million
Tonnen CO2 entlastet.“ Und:
„An der Bayern weiten Strom-
erzeugung ist die Wasserkraft
mit 16 Prozent beteiligt.“

Die sieben Laufwasser-Kraft-
werke der RMD an den Stand-
orten Bad Abbach (2), Regens-
burg (2), Geisling, Straubing
und Passau-Kachlet wurden
zwischen 1927 und 2000 errich-
tet. Dazu kommt noch das 1956
errichtete Grenzkraftwerk Jo-
chenstein, an dem die RMD
nach Auskunft ihres Sprechers

Jan Kiver zu 50 Prozent betei-
ligt ist. Dieses größte Laufwas-
ser-Kraftwerk Deutschlands er-
zeugte im vergangenen Jahr
weitere 860 Millionen Kilo-
wattstunden Strom.

Kein Arbeitsunfall

Besonders stolz war E.ON-
Betriebsleiter Roman Töpler bei
der Vorlage der Jahresbilanz auf
die über hundert Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Fluss-
gruppe Donau: „Seit über 1 000
Tagen läuft der Betrieb und die
Instandhaltung der Kraftwerke
ohne einen einzigen Arbeitsun-
fall.“ Töpler weiter: „Wir ver-

stehen dies als Bestätigung,
dass unsere hohen Sicherheits-
standards Wirkung zeigen und
nehmen dies als Ansporn, auch
die nächsten tausend Tage un-
fallfrei zu arbeiten.“

Sanierungsprogramm

Im vergangenen Jahr wurde
das im Jahr 1994 begonnene
Generalsanierungs-Programm
im Kraftwerk Jochenstein er-
folgreich abgeschlossen. Die
beiden letzten der insgesamt
fünf Turbinen konnten wieder
in Betrieb gehen. Je Turbinen-
satz (Turbine und dazugehöri-
ger Generator) wurden rund 5,5
Millionen Euro investiert, wie
Kraftwerkschef Karl Maresch
erläuterte. Außerdem wurden in
der ältesten Staustufe Kachlet,
Jahrgang 1927, für 1,4 Millio-
nen Euro neue Trafos installiert
und die Technik auf den neue-
sten Stand gebracht.

Kraftwerk Geisling

Heuer stehen umfangreiche
Arbeiten im Kraftwerk Geisling
an, informierte Orschler. An den
Maschinen eins bis drei werden
alle funktionswichtigen Ver-
schleißteile überprüft und bei
Bedarf instand gesetzt, außer-
dem werden die Turbinenregler
erneuert. Dazu wird das Kraft-
werk für drei Monate trocken
gelegt. „Für uns als Eigentümer
des Kraftwerks ist das eine
wichtige Investition. Nur durch
regelmäßige Inspektionen und
Revisionen wird für die näch-
sten Jahrzehnte ein sicherer Be-
trieb unserer Wasserkraft-Anla-
gen und damit ein wertvoller
Beitrag zum Umweltschutz ge-
leistet“, sagte Kiver. Vor 25 Jah-
ren wurde der „regenerative
Dauerläufer“ im Landkreis Re-
gensburg in Betrieb genommen
und hat seitdem über vier Milli-
arden Kilowattstunden Strom
erzeugt.

Über die umweltfreundliche
Stromerzeugung hinaus hätten

die Staustufen und Wasserkraft-
werke noch zusätzliche Vortei-
le, betonte Orschler. So würden
130 000 Tonnen Müll aus den
Flüssen gefischt und fachge-
recht entsorgt, was im Jahr
mehrere Millionen Euro koste.
Weiter sorgten die Anlagen für
einen stabilen Wasserpegel für
die Schifffahrt und könnten bis
zu einem gewissen Grad Hoch-
wasser steuern.

Energiespeicher Riedl

Wasserkraft-Neubaupläne
schmiedet die RMD in der Nähe
von Passau, so Jan Kiver. In vier
Jahren Bauzeit wolle man den
Energiespeicher Riedl mit ei-
nem Fassungsvermögen von 4,3
Millionen Kubikmetern Wasser
und einer Leistung von 300 Me-
gawatt errichten. Dazu läuft
derzeit das Raumordnungsver-
fahren, Mitte des Jahres rechnet
die RMD mit dem Beginn des
Planfeststellungsverfahrens für
den Speichersee mit den Aus-
maßen von 400 mal 600 Me-
tern.

Rhein-Main-Donau AG

Die Rhein-Main-Donau AG
mit Sitz in München wurde
1921 gegründet und gehört seit
1995 mehrheitlich zum E.ON-
Konzern. Sie ist Eigentümerin
von 60 Wasserkraftwerken an
Donau, Main und Lech und ist
Bayerns zweitgrößtes Wasser-
kraft-Unternehmen. Im Auftrag
der Bundesrepublik Deutsch-
land sowie des Freistaats Bay-
ern ist die RMD mit ihrer Toch-
ter RMD Wasserstraßen GmbH
zudem zuständig für den Aus-
bau von Donau und Main zur
Schifffahrtsstraße sowie die
Verbesserung des Hochwasser-
schutzes.

E.ON Wasserkraft

E.ON Wasserkraft ist Deutsch-
lands größter Wasserkraftbetrei-
ber und größter Erzeuger rege-
nerativer Energie. 110 eigene
und betriebsgeführte Wasser-
kraftwerke stellen einen we-
sentlichen Teil des E.ON-Er-
zeugungsportfolios in Deutsch-
land dar. Mit mehreren großen
Pumpspeicher-Kraftwerken lei-
stet E.ON Wasserkraft zudem
einen wichtigen Beitrag zur In-
tegration anderer erneuerbarer
Energien ins deutsche Strom-
netz. �

Die sieben Laufwasser-Kraftwerke an der unteren Donau (im
Bild Regensburg) erzeugten im vergangenen Jahr 1,5 Milliar-
den Kilowattstunden Strom. Foto: osr

E.ON Bayern Wärme:

Bundeswehr-Uni ab Mai 2012
nahezu CO2-frei versorgt

Die Umwelt schonen und dabei Geld sparen. Diesen doppelten
Vorteil gewinnt die Universität der Bundeswehr München
durch den neuen Energiepartner E.ON Bayern Wärme
GmbH, ein Tochterunternehmen der E.ON Bayern AG. Den
Kooperationsvertrag haben der Parlamentarische Staatse-
kretär Christian Schmidt sowie die Geschäftsführer der E.ON
Bayern Wärme GmbH, Werner Dehmel und Dr. Christian
Liebl, im Beisein des Vorsitzenden des Vorstands der E.ON
Bayern AG, Thomas Barth, vor kurzem unterzeichnet.

„Die Eckdaten des Konzepts
können sich sehen lassen“, sagte
Dehmel bei dem Festakt in Neu-
biberg und nannte die beein-
druckenden Fakten: Die Betriebs-
kosten sinken um gut 300.000
Euro pro Jahr. Die CO2-Emissio-
nen reduzieren sich um 31.000
Tonnen pro Jahr und werden so-
mit an diesem Standort nahezu
auf Null gefahren. „Die Bundes-
wehruniversität wird damit zu ei-
nem ökologischen Vorzeigeob-
jekt“, bemerkte Thomas Barth.
„Das Wärmekonzept verwirklicht
auf perfekte Art und Weise das
Zusammenspiel von Energieeffi-
zienz, Bioenergie und Geother-
mie.“

„Das ist Fortschritt!“

Ab Mai 2012 und für die
nächsten zehn Jahre beliefert
E.ON Bayern Wärme die Lie-
genschaft der Wehrbereichsver-
waltung Süd mit 44.000 Mega-
wattstunden (MWh) Wärme pro
Jahr. Dies entspricht dem Be-
darf von rund 2.500 Einfamili-
enhäusern. In dem noch zu er-
richtenden Blockheizkraftwerk
auf Bioerdgasbasis werden zu-

sätzlich noch 7.000 MWh
Strom erzeugt, der ins öffentli-
che Netz eingespeist wird. „Als
wir weit vor der Jahrtausend-
wende begonnen haben, uns im
Rahmen unterschiedlichster Pi-
lotprojekte mit erneuerbaren
Energien zu befassen, war das
alles reine Zukunftsmusik“, ver-
wies Thomas Barth auf das weit
zurückreichende Engagement
bei der Entwicklung erneuerba-
rer Energien. „Heute ist es tech-
nologischer Standard. Das ist
Fortschritt!“

Sicherer Betrieb
rund um die Uhr

Neben der kompletten Errich-
tung der Fernwärmeversor-
gungssysteme und des bioerd-
gasbetriebenen Blockheizkraft-
werkes sorgt die E.ON Bayern
Wärme GmbH für den sicheren
Betrieb rund um die Uhr an 365
Tagen im Jahr. „Wir freuen uns,
dass wir als Partner der Univer-
sität der Bundeswehr unseren
Beitrag zu einem ‘grünen Cam-
pus’ leisten können“, so E.ON
Bayern Wärme-Geschäftsführer
Werner Dehmel. �

Hundert Prozent saubere
Energie bis 2050 möglich
WWF: Staaten müssen für Umstellung jetzt handeln

Der gesamte Energiebedarf der weltweiten Bevölkerung kann
bis 2050 aus sauberen, sicheren und erneuerbaren Energie-
quellen gedeckt werden - und das trotz Wirtschaftswachstum
und steigender Bevölkerungszahl. Das ergab der neue WWF-
Energiereport http://wwf.at. Atomstrom, Gentechnik und En-
ergie aus nicht nachhaltig gewonnener Biomasse wären dann
nicht mehr notwendig. Elektromobilität, Energieeffizienz und
intelligente Stromnetze sind die „grüne“ Lösung für den Ener-
giebedarf. Energienachfrage um 15 Prozent geringer

Nicht nur Klimaschutzgründe

„Die ökologische Energiezu-
kunft ist bis Mitte des Jahrhun-
derts möglich und die Kosten
für die weltweite Umstellung
amortisieren sich für die Welt-
wirtschaft ab dem Jahr 2040“,
so Annabella Musel, WWF-Kli-
maexpertin. Die Umstellung sei
aber nicht nur aus Klimaschutz-
gründen notwendig. Öl und Gas
werden immer knapper, die
Preise und die Abhängigkeit der
Förderländer steigen immer
mehr. Zudem leben 1,4 Mrd.
Menschen ohne sicheren Elek-
trizitätszugang.

Globale Energievision

Laut Studie kann die Ener-
gienachfrage durch konsequen-
te Energieeffizienzmaßnahmen
bis 2050 um 15 Prozent sinken,
obwohl die weltweite Bevölke-
rungszahl auf neun Milliarden
steigen wird. Dabei gehen die
Autoren der Studie von den be-
reits heute verfügbaren Techno-
logien und deren Weiterent-
wicklung in den kommenden
Jahren aus. „Nach der globalen
Energievision des WWF kann
der Ausstoß von Treibhausga-
sen um 80 Prozent reduziert
werden“, erklärt Musel.

Wirtschaft und
Bevölkerung gefordert

Um eine ökologische Energie-
zukunft zu ereichen, sind laut
Musel Umstellungen in der Elek-
trizität aus erneuerbaren und um-
weltfreundlichen Energien not-
wendig. „Ebenso sind Energieef-
fizient -und Energiesparmaßnah-
men bei Gebäuden und Verkehr
gefordert. Für Österreich liegt die
Sanierungsquote von Gebäuden
nur bei einem Prozent. Notwen-
dig sind mindestens zwei bis drei
Prozent“, erklärte Musel gegenü-
ber pressetext.

Die Bevölkerung ist ebenfalls
zum Handeln aufgerufen. Die
Klimaexpertin rät zu energie-
sparenden Geräten im Haushalt,
mehr Nutzung der öffentlichen
Verkehrsmittel und regionalem
Einkauf. Um das Wirtschafts-
wachstum zu garantieren, müs-
sen sich auch die Lebensge-
wohnheiten ändern. Der Report
schlägt vor, den Fleischkonsum
in den OECD-Ländern zu hal-
bieren und in den ärmeren Län-
dern um ein Viertel zu erhöhen.
Dies hätte auch positive Folgen
für die Globalgesundheit, so der
Bericht.

Ökonomischer Gewinn

Laut Energie-Report betragen
die Kosten für die Umstellung
ein bis 3,5 Bio. Euro jährlich in
den kommenden 25 Jahren. Ab
dem Jahr 2040 dreht sich die
Kostenspirale um und der öko-
nomische Gewinn steigt bis
2050 auf vier Bio. Euro im Jahr.
Die jährlichen Gesamtkosten
für die Umstellung betragen da-
bei nie mehr als zwei Prozent
des Welt-Bruttoinlandspro-
dukts.

Augenmerk auf
verbindlichen Aktionsplan

Musel hofft, dass der Energie-
report für Politik und Wirtschaft
ein Anreiz zu Diskussion und
Handeln ist. Um die nötigen
Umstellungen in der Weltwirt-
schaft zu erreichen und den Kli-
mawandel zu beenden, fordert
der WWF rasch einen verbindli-
chen Aktionsplan der Weltge-
meinschaft. „Die Staats- und Re-
gierungschefs müssen begreifen,
dass der vorgeschlagene Weg in
eine nachhaltige Zukunft für die
Menschheit schon heute be-
schlossen werden muss, um die
Weichen frühzeitig stellen zu
können“, hob Musel zum Ab-
schluss hervor. �
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Strom undWärme selbermachen
mit demMikro-BHKW,
dem Kraftwerk für zuhause

Informationen unter www.erdgas-schwaben.de
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Erdgas-Blockheizkraftwerk. ��

Zweckverband Interkommunales Gewerbegebiet
Landkreis Günzburg:

Wegenutzungsvertrag
Gas unterzeichnet

Mitte Januar besiegelten Landrat Hubert Hafner und Regie-
rungsrat Christian Zimmermann, Geschäftsleiter des Zweck-
verbandes, den neuen Wegenutzungsvertrag Gas mit schwa-
ben netz gmbh. Dem Vertragsabschluss waren ausführliche
Diskussionen in der Verbandsversammlung des Zweckverban-
des Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg
vorangegangen.

Der Vertrag sichert die Zu-
sammenarbeit zwischen dem
Zweckverband und dem regio-
nalen Netzbetreiber schwaben
netz für die nächsten 20 Jahre.
Das neue Energiewirtschaftsge-
setz schreibt die Veröffentli-
chungen der Vergabe einer Kon-
zession im Bundesanzeiger vor.
schwaben netz, 100 %ige Toch-
ter des regionalen Energiever-
sorgers erdgas schwaben, konn-
te im Wettbewerb überzeugen.

Richtige Entscheidung

Der Wegenutzungsvertrag ist
kein Erdgasliefervertrag son-
dern regelt die Bereitstellung
und den Betrieb eines Erdgas-
versorgungsnetzes auf dem ehe-
maligen Fliegerhorst. Die Erd-
gasleitungen werden in der Re-
gel innerhalb öffentlichen Flä-
chen z. B. Straßen, Radwegen
und Bürgersteigen verlegt. Für
Landrat Hubert Hafner, zu-
gleich Vorsitzender des Zweck-
verbandes, war die Vergabe an
die regionale Netzgesellschaft
die richtige Entscheidung. „Die
schwaben netz war von Anfang

an ein zuverlässiger und be-
kannter Partner, der auch zu Be-
ginn der Erschließung unbüro-
kratisch und kompetent die not-
wendigen Baumaßnahmen ge-
plant und durchgeführt hat.“

Für schwaben netz ist die Zu-
sammenarbeit von großer Be-
deutung: „So haben wir Pla-
nungssicherheit für die notwen-
digen und umfangreichen Inve-
stitionen. Ein modernes Erdgas-
netz stärkt die Region Günz-
burg“, stellt Markus Kittl, Spre-
cher Geschäftsführung schwa-
ben netz, fest.

Konversion

Der Militärflugplatz Leip-
heim wurde 1935 bis 1937 er-
baut. Nach dem 2. Weltkrieg
wurde er zunächst von der US-
Armee, später von der Bundes-
wehr, dann wieder von der US-
Armee übernommen und diente
bis 1994 als Nato-Flugplatz.

Inzwischen setzt seit Juli
2010 der Zweckverband die
Konversion in ein interkommu-
nales Industrie- und Gewerbe-
gebiet um. �

Sitzend v. l. Markus Kittl, Sprecher Geschäftsführung schwa-
ben netz, Hubert Hafner, Landrat; stehend v. l. Georg Radlin-
ger, Prokurist erdgas schwaben, Christian Zimmermann, Re-
gierungsrat, Uwe Sommer, Leiter Kommunalkundenmanage-
ment schwaben netz, Helmut Kaumeier, Vertriebsleiter Mitte
erdgas schwaben. ��

Mit dem Mikro-BHKW:

Strom und Wärme
zuhause produzieren

In den letzten Jahren wurden Blockheizkraftwerke (BHKWs) im-
mer kompakter, sie lohnen sich längst auch für Privathaushalte.
Das Mikro-BHKW, betrieben mit Erdgas oder Bio-Erdgas, wur-
de speziell für Ein- und Zweifamilienhäuser oder Kleingewerbe-
treibende entwickelt. Das nahezu wartungsfreie Mikro-BHKW ist
kleiner als eine Waschmaschine und spart rund 30 % Primär-
energie, bei bis zu 60 % geringerem CO2-Ausstoß.

Der Weg zum
privaten Atomausstieg

Jedes BHKW funktioniert nach
dem Prinzip der Kraft-Wärme-
Kopplung (KWK), es produziert
gleichzeitig Strom, sowie Wärme
für Heizung und Warmwasser.
Für die Erzeugung des hauseige-
nen Stroms im BHKW sorgt bei-

vom Netzbetreiber vergütet.
erdgas schwaben fördert dieAn-

schaffung eines Mikro-BHKW,
denn BHKWs gelten als ökono-
mischste Erdgastechnik der Zu-
kunft. Sie garantieren eine wirk-
lich optimaleAusnutzung der ein-
gesetzten Energie. Die erzeugte
Wärme und der Strom werden
ohne große Übertragungsverluste
vor Ort genutzt. Richtig auf den
Verbrauch ausgelegt, amortisiert
sich die Investition eines Mikro-
BHKW innerhalb weniger Jahre.
Lassen Sie die erdgas schwaben
BHKW-Profis prüfen, ob sich das
auch für Sie rechnet.

Die Kombination BHKW
und Bio-Erdgas ist eine
richtig runde Sache

Wer sein BHKW mit regio-
nal produziertem CO2-neutralem
Bio-Erdgas betreibt, macht die
CO2-Bilanz der Heizung sogar
negativ!

Bio-Erdgas ist Energie aus
nachwachsenden Rohstoffen oder
organischen Reststoffen, stammt
direkt aus unserer Heimat und ist
100% umweltschonend. Bei der
Verbrennung wird nur soviel
CO2 freigesetzt, wie bei der Ent-
stehung seiner organischen Aus-
gangsstoffe aus der Umgebung
aufgenommen wurde.

Bei Mehrfamilienhäusern kann
mittels Bio-Erdgas-BHKW sehr
einfach ein Effizienzhaus 70 nach
KfW-Standard erreicht werden.
Dann gewährt die KfW je Wohn-
einheit einen Zuschuss für Sanie-
rungsmaßnahmen.

Termine für eine telefonische
Erstberatung erhalten erdgas
schwaben Kunden und alle, die es
noch werden wollen, unter 0821/
9002-111.
Mehr Infos zum Thema bei
www.erdgas-schwaben.de. ��

spielsweise ein Stirlingmotor, der
mit (Bio-)Erdgas angetrieben
wird. Die Abwärme des Motors
während der Stromerzeugung,
wird für die Heizung genutzt. Bei
Bedarf liefert ein Brennwertgerät
zusätzliche Wärme.

Der erzeugte Strom lässt sich
über normale Leitungen nutzen.
Wird mehr erzeugt als ver-
braucht, wird der Überschuss
über den Stromzähler ins öf-
fentliche Netz eingespeist und

Wieder Gasförderung
in Bayern

Rohöl-Aufsuchungs Aktiengesellschaft (RAG)
und Bayerngas weisen wirtschaftlich förderbare

Reserven in Assing nach

Die österreichische Rohöl-Aufsuchungs Aktiengesellschaft
(RAG) und Bayerngas GmbH haben bei der Suche nach
Erdgas in Bayern einen ersten Erfolg erzielt. Die Partner ha-
ben mit dem in der Bohrung Assing R1 angetroffenen Gas
wirtschaftlich förderbare Reserven nachgewiesen. Assing
liegt nordöstlich vom Chiemsee in der Salzach-Inn-Region in
Bayern.

„Die erste Produktion der
Bayerngas Norge AS aus der
norwegischen Nordsee wird in
den britischen Markt geliefert.
Erdgas aus bayerischen Quellen
für bayerische Kunden zu för-
dern, das ist für Bayerngas
selbstverständlich etwas Beson-
deres. Assing wäre die erste rei-
ne Gasförderung in Bayern seit
1996. Das zeigt die exzellenten
Fähigkeiten unseres Partners, der
RAG“, sagt Marc Hall, Ge-
schäftsführer von Bayerngas
GmbH.

Planungen

Geplant ist, voraussichtlich 13
Millionen Kubikmeter Gas ab
2012 zu produzieren und zu ver-
markten. Dies entspricht einem
Jahresverbrauch von rund 9.000

Haushalten. Die Aufsuchungs-
bohrung wird als Produktions-
bohrung genutzt. Das Gas könn-
te über eine Anschlussleitung an
das nur 500m entfernte Pipeline-
netz der Energienetze Bayern
GmbH abtransportiert werden.
„Die geringen Anschlussinvesti-
tionen und wiederverwendbaren
Anlagenmodule für Regelung

und Druckerhöhung machen das
Projekt Assing wirtschaftlich“,
sagt Kurt Sonnleitner, Vorstands-

direktor Technik und zuständig
für den Geschäftsbereich Explo-
ration & Produktion Gas bei
RAG.

Vielfältiges Portfolio

In den letzten Jahren hat RAG
ein vielfältiges Portfolio an
Bohrprojekten erarbeitet, aus
dem zusammen mit Bayerngas
auch 2011 und in den Folgejah-
ren erfolgversprechende Neu-
bohrungen durchgeführt werden
sollen. „Bayerngas und RAG
haben eine gleichgerichtete
Partnerschaft, die von hoher
Professionalität geprägt ist.
Deshalb freue ich mich, dass
wir unser gemeinsames Enga-
gement in Bayern vertiefen
werden. Die gemeinsamen Ak-
tivitäten werden sich zukünftig
auch auf die Erlaubnis Chiem-
gau erstrecken, an der Bayern-
gas ab 2011, wie in der Konzes-
sion Salzach-Inn, mit einemAnteil
von 30 Prozent beteiligt sein
wird“, so Vorstandsdirektor Kurt
Sonnleitner. �

„Sauber und Schnell“:

Taxi-Krauses Erdgas-Taxen
Fahren mit Erdgas hat zwei riesen Vorteile: Es schont Umwelt
– und Geldbeutel! Gerade in Zeiten steigender Benzinpreise ist
Erdgas eine echte Alternative für Autofahrer, die beim Tanken
sparen wollen. Bereits 85.000 Deutsche sind deshalb schon auf
Erdgasautos umgestiegen.

Taxi-Krause in Günzburg baut
auf den umweltschonenden
Kraftstoff. Die gesamte Taxiflotte
rollt mit Erdgas über die Straßen.
„Unsere Kunden fragen oft, ob
wir mit unseren Erdgasautos zu-
frieden sind. Sie kriegen dann ein
ganz klares ‚Ja’zurück. Wir scho-
nen die Umwelt und sparen beim
Tanken – besser geht’s nicht“,
freut sich Geschäftsführerin und
Mutter Gülhan Kayahan.

Seit Taxi-Krause das erste Erd-
gas-Taxi2007andenStartgebracht
hat, sind jährlichneuedazugekom-
men. Die Flotte umfasst momentan
sieben Erdgas-Taxen – und es sol-
len noch mehr werden! Günzburgs
größtes Taxi-Unternehmen will
weitere Erdgas-Taxen anschaffen:
„Wir wollen keine anderen Autos
mehr. In unsere Flotte kommen uns
nur noch Erdgasautos“, bekräftigt
Gülhan Kayahan.

Flächendeckendes
Tankstellennetz

Das deutschlandweite Tank-
stellennetz ist bereits flächen-
deckend ausgebaut. Zu den mo-
mentan 888 Erdgastankstellen
werden in den nächsten Jahren
aber noch unzählige dazu kom-
men. In Günzburg gibt es eine
Shell-Erdgastankstelle, die rund
um die Uhr geöffnet hat. Erdgas
Tanken ist auch dort kinderleicht:
Ist die Zapfpistole einmal ansAu-
to angeschlossen, ist der Tank
kurze Zeit später voll. DieAnlage
stoppt automatisch.

Sauberer und
sparsamer Kraftstoff

erdgas schwaben setzt aus zwei
Gründen auf Erdgas. Der Kauf-

männische Geschäftsführer
Klaus-Peter Dietmayer erklärt
warum: „Erdgas ist der sauberste
und umweltschonendste Kraft-
stoff, der flächendeckend zur Ver-
fügung steht. Außerdem spart
man bares Geld! Mit einem Erd-
gasauto fährt man für zehn Euro
ganze 240 Kilometer weit.“ Mo-
mentan ist erdgas schwaben mit
111 Erdgas-Autos unterwegs.
Darunter fünf Passat „ecofuel“ –
laut ADAC-Studie das umwelt-
schonendste Auto der Welt. Im
Juli kommt ein sechstes dazu. �

Bayerngas vermarktet
Speicherkapazitäten

Bayerngas bietet auch 2011 wieder ein
händlerfreundliches Speicherprodukt unter

dem Namen „New Trader´s Pack“ an

Bayerngas vermarktet ab Februar 2011 erneut einen Teil der
Speicherkapazitäten seines Untergrundspeichers Wolfersberg.
Wie das bisherige Produkt beinhaltet auch New Trader´s Pack
je Los ein Arbeitsgasvolumen von 21.600 MWh und eine maxi-
male Ein- bzw. Ausspeicherleistung von 10 MW. Das Produkt
ist kennlinienunabhängig.

Als Neuerung profitieren
Händler von einer saisonal unab-
hängigen Fahrweise der Lose.
Diese ermöglicht eine Ein- bzw.
Ausspeicherung zu jeder Zeit in-
nerhalb der Vertragslaufzeit.

Nutzung einer neuen
Intraday-Handelsplattform

Zusätzlich können Kunden
voraussichtlich ab Oktober 2011
eine neue Intraday-Handelsplatt-
form nutzen, die den Handel un-
genutzter Ein- und Ausspeicher-

leistungen zwischen den Spei-
cherkunden ermöglichen soll.
Diese Plattform wird u.a. unter
der Voraussetzung gestartet, dass
die neue Kapazitätshandelsplatt-
form des angrenzenden Netzbe-
treibers in Betrieb geht, um ei-
nen reibungslosen Handel hin-
sichtlich der benötigten Netzka-
pazitäten zu gewährleisten.

Angeboten werden insgesamt
zwölf Pakete mit einem Ge-
samtvolumen von 259.200
MWh und einer Laufzeit von ei-
nem Jahr. �
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Innovativer High-Tech-Keramikspeicher:

Kommunen setzen
auf Accuramics 1100

Aktiver Klimaschutz ist derzeit die größte umweltpolitische
Herausforderung. Viele Industrienationen haben sich zu einer
Reduktion von Treibhausgasen - insbesondere des bei Verbren-
nungsprozessen entstehenden Kohlendioxids (CO2) verpflichtet.
So sieht das Klimaschutzprogramm der Bundesregierung, das
auf den Vereinbarungen des Kyto-Protokolls beruht, bis zum
Jahr 2012 eine Reduktion der Emissionen um mindestens fünf
Prozent gegenüber dem Niveau von 1990 vor. Auf der Ebene der
Europäischen Union ist eine Zurückführung von Emissionen
der Mitgliedstaaten um 20 Prozent bis zum Jahr 2020 gegenüber
demselben Vergleichswert geplant.

Energie wirtschaftlich und
bestmöglich verwerten, unnöti-
gen Energieverbrauch verhin-
dern helfen und damit zugleich
die Umwelt spürbar entlasten:
Das ist die Aufgabe der innovati-
ven Technologien aus den Ent-

wicklungs- und Technikwerk-
stätten der Accuramics GmbH
mit Sitz in München.

Zunehmend erkennen Träger
öffentlicher Einrichtungen die
Effekte des Hochleistungs-Kera-
mikspeichers Accuramics 1100,

der im oberfränkischen Rödental
gefertigt wird. Der Star des Ac-
curamics-Produktsortiments
wird in herkömmliche Heizkes-
sel hineingestellt; Energiekosten
sowie Schadstoffemissionen
können – wenn technisch mach-
bar - um mindestens zehn Pro-
zent gesenkt werden.

Best-Practice Beispiele

Im Auftrag der Stadt Sindel-
fingen wurden vergangenes Jahr
drei Heizkessel à 600 KW mit
dem System ausgerüstet. Auch
die Kommunalverwaltung Vils-
biburg hat zwei Keramikspei-
cher in 600 KW-Heizkesseln im
Einsatz und im Oberlandesge-
richt München sorgen zwei Ac-
curamics 1100-Keramikspeicher
für deutliche Schadstoffredukti-
on in zwei 200 KW-Heizkesseln.
Auch im Bereich des Staatlichen
Bauamtes in Ingolstadt wurden
zwei Keramikspeicher installiert.
Insgesamt konnten 2010 alleine
bei verschiedenen öffentlichen
Einrichtungen in Deutschland
ein Dutzend Accuramics-Instal-
lationen abgeschlossen werden.

„Das Erreichen von Klimazie-
len ist für viele Kommunen und
Behörden eines der dringendsten
politischen Anliegen. Gleichzei-
tig erschweren leere Kassen die
Erfüllung anstehender Vorgaben.
Mit unserem Produkt Accura-
mics 1100 erhalten öffentliche
Träger eine effiziente Technolo-Zeit

Verlängerte Stillstandszeiten des Brenners:
Reduzierter Brennstoffverbrauch

Die Vorteile des
Accuramics 1100
Erhebliche Reduzierung
des Öl- oder Gasverbrauchs
Schutz der Umwelt durch
wesentliche Reduzierung
des Schadstoffausstoßes,
insbesondere CO2 und
NOX (Feinstaub)
Längere Lebensdauer des
Heizungskessels durch Ver-
ringerung von rostauslö-
sender Schwitzwasserbil-
dung im Heizungskessel
Höhere Lebensdauer des
Brenners bei gleichzeitiger
Reduktion des Stromver-
brauchs
Schonung der natürlichen
Ressourcen wie z. B. fossi-
les Öl und Gas
Verbesserung der Energie-
bilanz der beheizten Lie-
genschaften/„Energiepass“
Garantiert verschleißfreie
Komponenten
Kurze Amortisationszeiten
Günstige Finanzierungs-
und Leasingangebote
Fünf Jahre Hersteller-Ga-
rantie auf die Funktions-
fähigkeit der High-Tech-
Keramik
Zulassung des Heizkes-
sels bleibt erhalten. �

gie, die sich in der Regel bereits
in weniger als zwei Jahren amor-
tisiert“, betont Accuramics-Ge-
schäftsführer Olaf Tinzmann
und ergänzt: „Im Vergleich zu
aufwändigen Dämm-Maßnah-
men oder einem kompletten
Austausch von Heizsystemen
stellt unsere Technologie eine
deutlich kostengünstigere Alter-
native dar, in vielen Fällen wird
unsere Lösung auch geleast.
Hier sind in der Regel ab Instal-
lation die monatlich eingespar-
ten Energiekosten stets höher als
die monatliche Leasingrate.“

Der High-Tech-Keramikspei-
cher Accuramics 1100 wird im
Heizkessel installiert und durch
die Flammenergie während der
Brennerlaufzeit auf ca. 1100
Grad aufgeheizt. Der Vorteil:
Die dann gespeicherte Flamm-
und Wärmeenergie wird nach
dem Abschalten des Brenners
kontinuierlich an den Heizkessel
abgegeben. Dadurch werden das
erneute Zuschalten des Brenners
verzögert und seine Stillstands-
zeiten erheblich verlängert.

Made in Bayern

Für eine dauerhafte und war-
tungsfreie Leistung der High-
Tech-Keramik sorgt die Qua-
litätsfertigung „Made in Bay-
ern“. Der Produktionspartner
Saint Gobain bringt bei Accura-
mics mehr als 150 Jahre Erfah-
rung in der Keramikentwicklung
und -fertigung ein. Saint Gobain
ist einer der weltweit größten
Hersteller von Hochleistungske-
ramik (z. B. Kacheln des Space
Shuttle) und beschäftigt heute
mehr als 200.000 Mitarbeiter.

Die Accuramics 1100 High-
Tech-Keramik eignet sich für al-
le gängigen Nieder- und Kon-
stant-Temperaturkessel im mo-
dulierenden oder getakteten Be-

DIE ACCURAMICS 1100 – HIgHTECH-KERAMIK:
SEnKT DIE EnERgIEKoSTEn von HEIzUngSAnlAgEn
In KoMMUnEn UnD lAnDKREISEn

Mehr Informationen unter www.accuramics.de und auf dem Deutschen Fachkongress
der kommunalen Energiebeauftragten in goslar 21. - 22. März 2011

Accuramics 1100 ist ein Hightech-Keramik-
System „Made in Bayern“, das in Heizungs-
anlagen in den liegenschaften aller kom-
munaler Dienststellen und Eigenbetrieben
integriert werden kann.

Wie funktioniert es?
ohne das System geht ein erheblicher Teil
dieser Energie im Kamin verloren und sofort
nach dem Abschalten des Brenners sinkt
die Kesseltemperatur. Mit Accuramics 1100
dagegen wird die Keramik durch die Flamm-
Energie während der Brennerlaufzeit auf ca.
1100 grad aufgeheizt. Danach wird die ge-
speicherte Flamm- und Wärmeenergie kon-
tinuierlich an den Heizkessel abgegeben.
Dadurch wird das erneute zuschalten des
Brenners verzögert und seine Stillstandszei-
ten werden erheblich verlängert, womit sich

eine Brennstoffeinsparung von ca. 10% bis
zu 25% ergibt.
Dies entlastet die Umwelt und Ihren Haus-
halt!

Kontaktieren Sie uns und kommen in
vier einfachen Schritten zur dauerhaften
Kosteneinsparung:

• Analyse der Heizungsanlage
• Ermittlung des Einsparpotentials,

Amortisationsrechnung
• unverbindliches Angebot, Vertrag
• Einbau gemeinsam mit Ihren Fachleuten

Die Energiespar-Experten von Accuramics
für bayerische Kommunen und landkreise
erreichen Sie unter 089/990 1635 - 0 oder
unter info@accuramics.de.

Made in Rödental

ner den neuen Gegebenheiten an
und nimmt die Anlage gemein-
sam mit den Verantwortlichen
der Kommune in Betrieb.
Weitere Informationen:

www.accuramics.de
Accuramics 1100 - Der Film:

www.accuramics .de /01_
system_01_video.php

Messestand beim Deutschen
Fachkongress der kommuna-
len Energiebeauftragten in
Goslar, 21. bis 22. März. �

trieb – unabhängig vom Fabri-
kat. Voraussetzung für die Instal-
lation ist ein horizontaler Geblä-
sebrenner. Je nach vorliegender
Kesseldimension gibt es die
High-Tech-Keramik in verschie-
denen Größen, so dass stets die
höchstmögliche Wärmespei-
cherleistung gewährleistet ist.

Expertenprüfung

Um dauerhaft Kosten zu spa-
ren, führt Accuramics folgende
Maßnahmen durch: Anhand des
letzten Schornsteinfegerberich-
tes oder eines auszufüllenden
Formulars prüfen die Accura-
mics-Experten im ersten Schritt
nach einer sorgfältigen Analyse
die prinzipielle technische
Machbarkeit von Accuramics
1100. Mit Kenntnis des bisheri-
gen jährlichen Verbrauchs (Öl
oder Gas) errechnet das Unter-
nehmen gemeinsam mit den
Fachleuten in der Behörde exakt,
welches Einsparpotenzial sich
bei der Heizung durch eine oder
mehrere der Komponenten des
Accuramics 1100-Systems reali-
sieren lässt und wann sich die In-
vestition voraussichtlich amorti-
siert haben wird.

Technische Konfiguration

Anschließend konzipiert der
Experte – abgestimmt mit dem
Gebäudemanagement - das Sys-
tem. Die technische Konfigurati-
on hängt vom Heizungstyp und
der Nutzung der Anlage ab. Ac-
curamics unterbreitet ein ver-
bindliches Angebot, wie und
wann die Amortisation erzielt
wird. Wenn die Behörde das An-
gebot annimmt, installiert ein
zertifizierter Heizungs-Experte
Accuramics 1100 fachgerecht in
der Heizungsanlage. Er testet
diese, passt Elektronik und Bren-Schopfloch setzt Kooperation

mit der N-ERGIE fort
Schopfloch hat sich für eine Fortführung der Zusammenarbeit
mit der N-ERGIE Aktiengesellschaft entschieden. Oswald
Czech, Bürgermeister der Marktgemeinde Schopfloch, unter-
zeichnete gemeinsam mit Josef Hasler, stellvertretender Vorsit-
zender des Vorstands der N-ERGIE Aktiengesellschaft, einen
neuen Strom-Konzessionsvertrag. Zudem wurde ein neuer
Straßenbeleuchtungsvertrag abgeschlossen. Beide Verträge ha-
ben eine Laufzeit von jeweils fünf Jahren.

Für Schopfloch ist die N-ER-
GIE bzw. ihr Vorgängerunterneh-
men Fränkisches Überlandwerk
AG (FÜW) seit Jahrzehnten ein
verlässlicher Partner: die Koopera-
tion geht bereits auf das Jahr 1926
zurück. Das gute und vertrauens-
volle Zusammenwirken war auch
einer der Gründe, weshalb sich
Schopfloch für das Angebot der
N-ERGIE und gegen das eines
weiteren Energieversorgers in der
Region entschieden hat.

Im Rahmen des Konzessions-
vertrags Strom errichtete die
N-ERGIE das kommunale Lei-
tungssystem, dokumentierte es
vollständig und betreibt es seit-
dem. Das Unternehmen unter-
stützt des Weiteren die kommu-
nale Entwicklung und sorgt mit
Maßnahmen, wie der Verkabe-
lung von Mittelspannungsfreilei-
tungen, der Netzverstärkung so-
wie dem Netzausbau für die Ein-
speisung von erneuerbar erzeug-
tem Strom, für ein hohes Maß an
Versorgungssicherheit.

Im Bereich der Straßenbe-
leuchtung setzt Schopfloch eben-
falls auf den regionalen Energie-
versorger: Für die nächsten fünf
Jahre übernimmt die N-ERGIE
wieder die Wartung der Leuchten
und der Straßenbeleuchtungssy-
steme im Gemeindegebiet.

Mit einer durchschnittlichen
Stromausfallzeit von 14 Minuten
im Jahr 2009 liegt die N-ERGIE
unter dem deutschen Mittelwert
von 17 Minuten. Allein 2010 in-
vestiert die N-ERGIE ca. 96 Mil-
lionen Euro in ihre Strom- und
Gasnetze. Deshalb ist die N-ER-
GIE für Kommunen, wie Schopf-
loch, ein kompetenter Partner, der
durch seinen 24-Stunden-Ent-

störungsdienst sichere und zuver-
lässige Stromversorgung rund um
die Uhr garantiert.

Der mit Schopfloch geschlos-
sene Kontrakt entspricht dem
Musterkonzessionsvertrag, wie er
vom Bayerischen Städtetag, dem
Bayerischen Gemeindetag sowie
dem VBEW (Verband der bayeri-
schen Energie- und Wasserwirt-
schaft e.V.) vereinbart und vom

Bayerischen Staatsministerium
des Innern genehmigt wurde.

„Die N-ERGIE wird während
der Vertragslaufzeit des Strom-
Konzessionsvertrags mit Schopf-
loch den Ausbau des Versor-
gungsnetzes weiter vorantrei-
ben“, betonte Josef Hasler wäh-
rend eines Pressegesprächs. Die
N-ERGIE Aktiengesellschaft ist
im Rahmen von Stromkonzessi-
onsverträgen verlässlicher Partner
von über 250 Kommunen im Ver-
sorgungsgebiet. Seit Mitte 2007
haben 163 Kommunen ihre
Konzessionsverträge mit der
N-ERGIE neu abgeschlossen.
Davon alleine 150 Strom-Kon-
zessionsverträge. �

Strom und Gas aus einer Hand:

LEW bieten künftig auch
Erdgas für Privatkunden an

Die Lechwerke AG (LEW), größter Energieversorger in
Bayerisch- Schwaben, starten mit einem eigenen Erdgas-Angebot
für Privatkunden in der Region: LEW Pur Erdgas bietet den
Kunden günstige Verbrauchs- und Grundpreise mit einer Fest-
preisgarantie bis 30. September 2012. Als Willkommensgeschenk
gibt es außerdem bei Vertragsabschluss bis Ende März eine Prä-
mie in Höhe von 50 Euro.

Bei einem Verbrauch von
25.000 kWh können Kunden da-
mit im ersten Jahr bis zu 200 Euro
sparen. LEW Pur Erdgas kann ab
sofort über www.lew.de/gas, tele-
fonisch oder in den Kundenforen
der Lechwerke bestellt werden.

„Die Lechwerke versorgen teil-
weise seit 110 Jahren Haushalte,
Betriebe und Unternehmen in
Bayerisch-Schwaben zuverlässig
mit Strom. Diese Kompetenz
bauen wir aus und bieten den Pri-
vatkunden in der Region nun
auch ein sehr attraktives Ergas-
produkt“, sagt LEW-Vorstands-
mitglied Paul Waning. „Für
Großkunden sowie für Geschäfts-
kunden bieten wir seit längerem
neben Strom auch die Beliefe-

rung mit Erdgas an. Die Reso-
nanz zeigt uns, dass die Kunden
die Versorgung mit Strom und
Gas aus einer Hand schätzen.
Deshalb starten wir nun mit LEW
Pur Erdgas.“ LEW Pur Erdgas
bietet attraktive Konditionen: Bis
zu einem Jahresverbrauch von
50.000 kWh kostet die Kilowatt-
stunde 5,77 Ct. (brutto), der
Grundpreis liegt bei acht Euro pro
Monat (brutto). Über 50.000
kWh Jahresverbrauch liegt der
Preis pro Kilowattstunde Erdgas
bei 6,01 Cent, der Grundpreis ent-
fällt ganz. Die Lechwerke bieten
für diese Preise eine Garantie bis
30.9.2012. Die Vertragslaufzeit
für Kunden beträgt nur ein Jahr.
Näheres unter www.lew.de/gas
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KOMMUNALE ENERG I E VERSORGUNG HAT E INEN NAMEN

w w w . k n e c h t - i n g e n i e u r e . d e

Biomassetag am 7. Apri l 2011

Das erwartet Sie:

Vermittlung der Grundlagen für die Planung, Ausführung und Förderung

von mittleren Biomasseheizanlagen mit einer Leistung von 100 kW bis

5.000 kW sowie von Nahwärmenetzen.

Sie erfahren Wissenswertes über:

Information und Anmeldung:

Biomassetag am

Donnerstag, 7. April 2011

Teilnahmegebühr: 100 Euro

Kontakt:

w w w . n a h w a e r m e n e t z . d e

für regenerative Wärmeerzeugung?

Sie wollen sich von fossilen

Brennstoffen unabhängig machen?

Sie haben Liegenschaften, welche

lokal beieinander stehen?

E n e r g i e v e r s o r g u n g - E n e r g i e s p a r m a ß n a h m e n

Sie interessieren sich:

Biogasanlagen (Wärmeseite)

Förderung

Contracting

Heizanlagen

Nahwärmenetze

Betriebsoptimierung

Kommunale Energieversorgung:

Alternativen zu Öl und Gas
Ingenieurbüro Knecht setzt auf regenerative Energie und Ressourcenschonung

Deutschland setzt auf Sonne, Wind und Wasser. Klimaschutz,
Versorgungssicherheit und regionale Wertschöpfung sind nur
drei Stichworte für eine energiepolitische Strategie, die unter an-
derem auf dem konsequentenAusbau der regenerativen Energien
basiert. Auch für die Knecht Ingenieure GmbH in der Gemeinde
Wildpoldsried im Oberallgäu sind der Einsatz von regenerativer
Energie und die Ressourcenschonung bei der Planung, beim Bau
und beim Betreiben von Gebäuden aller Art von großer Bedeu-
tung. „In Zeiten hoher Energiekosten wollen wir Alternativen zu
Öl und Gas aufzeigen und unsere Kunden von diesen überzeu-
gen“, so der Geschäftsführende Gesellschafter Thomas Knecht.

Das IB Knecht ist im
Großraum Allgäu/Oberschwaben
das führende Büro für Haustech-
nik, wenn es um die Themen Pas-
sivhaustechnik, kontrollierte Lüf-
tung und die Nutzung regenerati-
ver Energien auf der Basis Bio-
masse und Solarenergie geht. Es
bietet seinen Kunden von der
technischen Gesamtplanung (Hei-
zung, Sanitär, Lüftung, Kälte,
Elektro) und technischem Con-
sulting über Sachverständigen-
wesen und Energiekonzepten bis
hin zu Simulationen und Vorträ-
gen bzw. Schulungen ein Run-
dum-Sorglos-Paket an Leistun-
gen. Das IB Knecht zeichnet aus,
flexibel auf Problemstellungen
reagieren zu können, ohne jedoch
dieAnforderungen der Bauherren
und des Planungsteams aus den
Augen zu verlieren.

Spezialgebiet

Ein Spezialgebiet der Knecht-
schen Planung sind Biomassean-
lagen und Nahwärmenetze. Das
Ingenieurbüro entwickelt Hack-
schnitzel- und Pelletsanlagen,
aber auch Wärmepumpen im Lei-
stungsbereich ab 200 KW. Zu sei-
nen herausragenden Referenzob-
jekten zählt das Nahwärmenetz
Wildpoldsried; hier übernahm die
Knecht Ingenieure GmbH die
Gesamtplanung.

Nahwärmenetz
Wildpoldsried

Bereits vor vielen Jahren hatte
die Gemeinde Wildpoldsried er-
wogen, alle veralteten Ölheizun-
gen in den eigenen Gebäuden
durch eine Holzheizung zu erset-
zen. Nach einer intensiven Pla-
nungsphase wurde im Jahr 2005
eine Holzpelletsheizung für alle
öffentlichen und einige private
Gebäude eingebaut, deren Heiz-
zentrale mit 400 KW Leistung im
Untergeschoss des zentral im Ort
liegenden Gebäudes (Raiffeisen-
bank/Arztpraxis) integriert ist.
Das Leitungsnetz wurde im Jahr
2007, 2009 und 2010 erweitert.
Eine ergänzende Erweiterung ist
aktuell in Planung.

Ein ganzjähriger Betrieb des
Nahwärmenetzes ist notwendig,
um die Brauchwassererzeugung

auch im Sommer gewährleisten
zu können. In den Sommermo-
naten kann jedoch seit 2009 der
Pelletskessel ausgeschaltet wer-
den, da zusätzliche Wärme über
ein 250 kW-BHKW (Biogas) in
das Netz eingespeist wird. In die
Heizzentrale integriert ist ein
Pelletsbunker mit einer Lagerka-

kaufsaktion im Jahr 2004 stei-
gerte sich dann bereits auf 865
kWp Gesamtleistung. Dabei
wurden neben einer Vielzahl von
privaten Dächern auch die kom-
munalen Gebäude Feuerwehr-
haus, Rathaus, Bauhof, alte
Turnhalle, Schule, neue Sport-
halle und Wertstoffhof mit Foto-
voltaikanlagen belegt. Die größ-
te Anlage mit 147 kWp ist auf
der neuen Sporthalle installiert.

Projektierung
öffentlicher Gebäude

Zum umfangreichen Aufga-
benspektrum der Knecht Ingeni-
eure gehört zudem die Projektie-
rung von Gewerbebauten und
öffentlichen Gebäuden aller Art.
Ein Beispiel hierfür ist der 2001
fertig gestellte Kindergarten
„Maria Ward“ in Lindau. Bei
diesem bundesweit ersten Kin-
dergarten im Passivhausstandard
wird über die Lüftungsanlage
und wandbündige Flächenheiz-
körper in den Gruppenräumen
zugeheizt, um Temperaturabsen-
kungen nach Ferienzeiten auszu-
gleichen. Zuluft und Heizkörper
werden über eine Gastherme
versorgt, die auch den geringen
Warmwasserbedarf abdeckt.
Trotz der relativ großen Ver-
schattung durch Bebauung und
hohe Bäume liegt der Heizwär-
mebedarf unter 15 kWh/m2a.

Ein weiteres Knecht-Refe-
renzobjekt ist der ehemalige
KOMM-Lebensmittelmarkt in
Memmingen. Das Grundstück
wurde komplett frei gemacht
von allen Bauten, Einbauten
und Flächenversiegelungen.
Die neuen Gebäude zeigen mo-
derne Architektur auf Basis ei-
nes zukunftsweisenden Ener-
giekonzepts. Einzigartig und
besonders umweltschonend ist
das regenerative Energiekon-
zept der Wohnungen: Bis zu 70
Prozent der benötigten Energie
werden aus der geothermischen
Wärmequelle „Grundwasser“
gewonnen. Dabei handelt es
sich um ein Heizsystem, das 50
Prozent geringere Verbrauchs-
kosten gegenüber einer konven-
tionellen Öl- oder Gasheizung
verursacht und den umweltbela-
stenden CO2-Ausstoß um 80
Prozent reduziert.

Biomassetag

Nach erfolgreich durchgeführten
Biomasse-Seminaren im vergan-
genen Jahr veranstaltet das IB
Knecht am 7. April im Dorfge-
meinschaftshaus „Kultiviert“ in
Wildpoldsried einen Biomassetag.
Beginn ist um 14 Uhr mit der Be-
grüßung durch 1. Bürgermeister
Arno Zengerle. DieTeilnehmer ha-
ben die Möglichkeit zur gemeinsa-
men Diskussion über spezielle Fra-
gestellungen rund um die Planung,
Errichtung und Förderung mittle-
rer Biomasseheizanlagen sowie
von Nahwärmenetzen für unter-
schiedliche Anwendungen im
kommunalen Umfeld.
Nähere Informationen unter
www.nahwaermenetz.de DK

Thomas Knecht. ��

pazität für 40 Tonnen Pellets.
Das Projekt wurde im Rahmen
des Gesamtkonzepts „Nach-
wachsende Rohstoffe in Bayern“
aus Mitteln des Freistaates geför-
dert und von der Europäischen
Union kofinanziert.

Solaraktionen

Seit 2002 kann man auf Wild-
poldsrieder Dächern auch immer
mehr Solar- und Fotovoltaikan-
lagen entdecken. Dies wurde ne-
ben privaten Initiativen unter an-
derem durch drei „Wildpoldsrie-
der Solaraktionen“ unterstützt.
Planer Thomas Knecht koordi-
nierte die drei Aktionen und ver-
half den Wildpoldsriedern zu
guten Konditionen bei sehr guter
Qualität. Bei der ersten Aktion
„Gemeinsamer Solareinkauf“
wurden im Sommer 2002 insge-
samt 224 m² Kollektoren (18
thermische Anlagen) neu instal-
liert. Im Jahr 2003 wurden
hauptsächlich Fotovoltaikanla-
gen mit insgesamt 66,85 kWp
(Kilowatt Peak) Gesamtleistun-
gen angebracht. Das Auftragsvo-
lumen bei einer weiteren Ein-

Finanzierung durch BayernLB:

Erstes privates
Geothermie-Kraftwerk

München – Die BayernLB hat die erste private Projektfinan-
zierung einer Geothermie-Anlage im Freistaat Bayern struk-
turiert und gemeinsam mit der Entwicklungsgesellschaft Süd-
deutsche Geothermie-Projekte Gesellschaft (SGG) erfolgreich
umgesetzt. Das Volumen der langfristig angelegten Finanzie-
rung für das Kraftwerk in Dürrnhaar bei Aying beträgt 35,6
Mio. Euro. Gesellschafter der SGG sind jeweils zur Hälfte
Hochtief PPP Solutions, eine Tochtergesellschaft von Hochtief
Concessions, und die RENERCO Renewable Energy Concepts
AG, die mehrheitlich zur Baywa AG gehört.

Mit der SGG als Entwick-
lungsgesellschaft konnte erst-
mals in Deutschland ein Partner
gefunden werden, der durch den
Einsatz von Eigenkapital bereits
die unterirdische Wärmequelle
in einer Tiefe von weit über
3000 Metern Tiefe erfolgreich
realisiert hat. Dabei stellt das
Projekt Dürrnhaar den Anfang
einer durch die SGG entwickel-
ten Anlagenserie geothermi-
scher Kraftwerke der fünf Me-
gawatt-Klasse dar.

Cash Flow als alleinige
Rückzahlungsquelle

Das Kraftwerk südöstlich von
München ist bereits das vierte
Geothermie-Projekt in Ober-
bayern, das von der BayernLB
begleitet wird. Einzigartig an
dieser Finanzierung ist der pri-
vate Charakter. Bei den bisheri-
gen Geothermie-Projekten in
Bayern traten die BayernLB
und andere Banken stets als Fi-
nanzpartner einer Kommune
auf. Bei der Anlage in Dürrn-
haar ist der Kunde hingegen ei-
ne Gesellschaft ohne kommuna-
len Hintergrund. Bei dieser Fi-
nanzierungsart ist der über die
Projektlaufzeit prognostizierte
Cash Flow die alleinige Rück-
zahlungsquelle. Die BayernLB
erwartet in Zukunft einen wach-
senden Anteil privat finanzierter
Geothermie-Projekte.

Alexander von Dobschütz,

Bereichsleiter Projektfinanzie-
rungen bei der BayernLB: „Mit
der Finanzierung der Geother-
mieanlage in Dürrnhaar kann die
BayernLB ihre Strukturierungs-
kompetenz unter Beweis stellen
und erneut einen Beitrag zur um-
weltfreundlichen Energieversor-
gung in unserem Heimatmarkt
Bayern leisten. Wir erwarten in
den kommenden Jahren die Ent-
wicklung weiterer kommunaler,
aber auch privater geothermi-
scher Kraftwerke in der Region.
Mit unserer mehrjährigen Erfah-
rung auf diesem Feld der Erneu-
erbaren Energien stehen wir be-
reit, weitere Projekte als Finanz-
partner zu begleiten.“

Inbetriebnahme 2012

Aufgrund der geologischen
Verhältnisse eignet sich das süd-
deutsche Molassebecken beson-
ders gut für Tiefengeothermie,
bei der aus warmen Grundwas-
servorkommen unter der Erde
umweltfreundlich Strom und
Wärme erzeugt werden kann.
Die Anlage in Dürrnhaar wird
voraussichtlich im Januar 2012
in Betrieb gehen und kann im
Jahr fast 46.000 Megawattstun-
den Strom pro Jahr erzeugen.
Damit können rund 18.000
Haushalte in der Umgebung ver-
sorgt werden. Gegenüber der
konventionellen Stromerzeugung
lassen sich pro Jahr rund 35.000
Tonnen CO2 einsparen. �

Die Anlage in Dürrnhaar wird voraussichtlich im Januar 2012
in Betrieb gehen und kann im Jahr fast 46.000 Megawattstun-
den Strom pro Jahr erzeugen. ��

BayWa:

Mehrheit an OMV
Wärme VertriebsgmbH

Ein Konsortium unter der Führung der RWA Raiffeisen Ware
Austria Aktiengesellschaft erwirbt 89 Prozent an der öster-
reichischen OMV Wärme VertriebsgmbH. Die RWA ist eine
Mehrheitsbeteiligung der BayWa AG, München. Das Konsorti-
um besteht aus der RWA Raiffeisen Ware Austria Aktiengesell-
schaft (51 Prozent), der „Unser Lagerhaus“ Warenhandels-Ge-
sellschaft m.b.H. (27 Prozent) und der BayWa Vorarlberg Han-
delsGmbH (11 Prozent). Der bisherige Alleineigentümer OMV
Refining & Marketing GmbH zieht sich auf eine Finanzbeteili-
gung von 11 Prozent zurück. Die Transaktion bedarf noch der
Zustimmung der Kartellbehörden.

Der Erwerb dieser OMV Ge-
sellschaft ist Teil der Wachs-
tumsstrategie der BayWa in
ihren Kernsegmenten. Auch
zukünftig will der Konzern
durch den Zukauf von Mine-
ralölhändlern im Segment Ener-
gie weiter wachsen.

Sechs Standorte

Die OMV Wärme Vertriebs-
gmbH versorgt mit 42 Mitar-
beitern an sechs Standorten
österreichische Kunden vor al-

lem mit Heizöl. Mit dem vom
Konsortium übernommenen
Betrieb erzielte OMV Wärme
VertriebsgmbH im Jahr 2010 ei-
nen Umsatz von rund 380 Mio.
Euro.

Auch weiterhin wird die
OMV Wärme VertriebsgmbH
als OMV Wärmepartner fungie-
ren und von den bisherigen Nie-
derlassungen aus den Groß- und
Einzelhandel mit Heizölen, Die-
sel- und Vergaserkraftstoffen
betreiben. Sämtliche Mitarbei-
ter werden übernommen. �

http://www.knecht-ingenieure.de
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Innovationsoffensive aus Bayern,
Referenzen weltweit.
Wolf GmbH, Industriestr.1, 84048 Mainburg, Tel.: 08751/74-0, Mehr Infos unter www.wolf-klimatechnik.de

Ob Allianz Arena in München, Kreml in Mokau oder Hotelanlage in Abu Dhabi:
Wolf erfüllt alle Anforderungen an Fachberatung, Konstruktion, Werkstoff-Qualität und Wartung.
Daher ist Wolf sowohl hierzulande als auch weltweit immer der richtige Partner für technisch
perfekte, wirtschaftliche und detailgenaue Lösungen.

Gas-/Ölbrennwertgeräte
Wärmepumpen

Biomasse-
Kessel

Schichten-
speicher

Comfort-Großraum-
Lüftungsgerät

Klimagerät KG-TopSolarkollekoren

Internationale Handwerksmesse in München:

Neue Ideen
im Rampenlicht

Bei der Internationalen Handwerksmesse in München vom 16.
bis 22. März zeigt das Handwerk in allen Facetten, wofür es
steht: für Vielfalt und Qualität, für Innovationskraft und Enga-
gement in die Ausbildung der Jugend sowie für seine wirtschaft-
liche und gesellschaftliche Bedeutung.

Präsentiert wird diese Vielfalt
und Leistungsfähigkeit des Hand-
werks vonAbis Z: vomAnlagen-
mechaniker über Bäcker, Kunst-
handwerker, Kfz-Mechaniker,
Metzger bis hin zu Zimmerern.
Die Internationale Handwerks-
messe demonstriert, welche Inno-
vationskraft im Handwerk steckt.
Handwerker wie Verbraucher fin-
den hier moderne Lösungen und
kreative Ideen für den privaten
wie beruflichen Alltag.

„Innovation gewinnt!“

Ganz gezielt wird sich den
Neuheiten aus dem Handwerk
gewidmet. In fünf Hallen bringt
die Messe Handwerker und Ge-
stalter ans Licht, die sich durch
neuartige Konzepte abheben und
mit ihren Ideen Trends setzen.
Die Sonderschau „Innovation ge-
winnt!“ (Halle A4), die Gemein-
schaftsbeteiligung der bayeri-
schen Handwerkskammern (Hal-
le A3), die Gemeinschaftsschau
der Schreiner (HalleA2) oder die
Sonderschau Exempla zum The-
ma „Werkstätten der Zukunft“
(Halle A1) sind nur einige der
vielen Stationen, die die Innova-
tionskraft des Handwerks wider-
spiegeln. Die Internationale
Handwerksmesse engagiert sich
zudem für den Handwerkernach-
wuchs: Auf der Aktionsschau
„YoungGeneration - Entdecke
Deine Zukunft“, der Leistungs-
schau „Berufe rund ums Auto“,
der Sonderausstellung „Wege
zum Design“ und auf den zahl-
reichen Ständen der Handwerks-
organisationen.

Umrüstlösungen

Auf dem Gemeinschaftsstand
der Bayerischen Handwerks-
kammern zeigen Kfz-Betriebe
ihre Umrüstlösungen für Serien-
und Nutzfahrzeuge. Dazu zählt
Mike Hiendlmayer aus Kirch-
dorf am Inn: Der Kfz-Fachmann
hat einen handelsüblichen ME-
GA Van auf modernste Batterie-
technologie umgerüstet. Der
Lieferwagen, der eine Reichwei-
te von 120 Kilometern hat und
bis zu 65 km/h fährt, stellt eine
kostengünstige Alternative für
Betriebe dar. Denn dank der
Umrüstung müssen sie nicht in
teure Neuwägen investieren, um
Aufträge in Innenstädten mit
Umweltzone auszuführen. Im

Kammerbezirk München und
Oberbayern fahren über 100.000
Fahrzeuge mit einer roten oder
gelben Plakette.

Die Sonderfläche „energie
punkt - Aktion und Beratung“
zeigt unter dem Motto „Energie-
konzepte, die sich rechnen!“ den
neuesten Stand der Technik in
Sachen Energiesparen. Innovati-
ve Unternehmen zeigen konkre-
te Lösungsvorschläge mit Kon-
zepten und Produkten verschie-
denster Energieeffizienz-Tech-
nologien. So präsentiert Stauda-
cher Ziegel eine Ziegeldecke mit
integrierter Strahlungsheizung.
Das System ermöglicht das Hei-
zen und Kühlen ohne Heizkör-
per bzw. Klimaanlage. Da der
Werkstoff Ziegel die Wärme be-
sonders gut speichern kann,
sorgt die Klimadecke für kurze
Aufheizzeiten und trägt damit zu
niedrigen Heizkosten bei. BAY-
ERNenergie e.V, das Bauzen-
trum München, der Solarener-
gieförderverein und die Um-
weltzentren des Handwerks hel-
fen zudem beim Auffinden der
besten Energieeinsparmaßnah-
men.

Sonderschau „Exempla“

Die Sonderschau „Exempla“
wiederum rückt innovative Vor-
bilder aus dem Handwerk ins
Rampenlicht. Diese Hidden
Champions gewähren einen ge-
heimen Blick in ihren Werkstat-
talltag: Carl Stahl beispielsweise
ist ein weltweit führender Hand-
werksbetrieb aus Suessen (Ba-
den-Württemberg), der auf die
Herstellung von Seilen speziali-
siert ist. Seine neueste Erfindung
besteht darin, Edelstahl-Seilnet-
ze mit LED-Lichtmodulsyste-
men zu bestücken. Diese werden
auf architektonische Objekte be-
spannt und mit Bildern oder Vi-
deos bespielt. Auf der Messe
wird das Unternehmen eine
„Medienfassade“ aufbauen und
hiermit ein spektakuläres visuel-
les Highlight präsentieren.

Da die Grundlagen für die Ar-
beit mit dem Computer im ge-
staltenden Handwerk bereits vor
Jahrzehnten in den technischen
Handwerken wie dem Werk-
zeug- und Formenbau, dem Ma-
schinenbau oder der Feinmecha-
nik gelegt wurde, werden in ei-
nem Teil der Exempla auch die-
se Handwerksberufe zu Wort

kommen, sofern sie einen wich-
tigen Beitrag zu Gestaltungspro-
zessen leisten.

Ein Anliegen der „Exempla
2011“ ist es darzustellen, dass
Gestaltung und Gestaltungspro-
zesse sich den technologisch-
en Entwicklungen nicht ver-
schließen, sondern sie adaptieren
und dabei zu einer oftmals neuen
Formensprache finden. Die Aus-
wirkungen auf das Kunsthand-
werk werden an Beispielen aus
den Gewerken Schmuck, Kera-
mik, Glas, Kunststoff, Holz und
Textil dargestellt.

Vom Entwurf bis
zur Endproduktion

Ein eigener Beitrag innerhalb
der Sonderschau wird derAusbil-
dung gewidmet. Im Ranking der
international führenden Gestal-
tungsschulen wird heute größter
Wert auf die Bedeutung digitaler
Prozesse und die Anwendung
computergesteuerter Herstel-
lungstechnologien gelegt.An fast
allen bedeutenden Gestaltungs-
schulen in Europa werden vom
Entwurf bis zur Endproduktion
digitale Werkzeuge eingesetzt.

Ob in der Sonderschau „Talen-
te“ oder auf der Präsentations-
plattform „Wege zum Design -
Ausbildung in Bayern“ (beide
Stationen in Halle A1): Nach-
wuchsgestalter und -designer
präsentieren ihre neuesten Licht-
und Leuchten-Entwürfe. Nach
der Gestaltungsaufgabe „Von 2D
zu 3D - vom Flachmaterial zum
geformten Produkt“ entwarfen
Studierende der Akademie für
Gestaltung und Design in Mün-
chen vollkommen neue Leuch-
tenkonzepte.

Blechumformung

Die Ideen setzte Martin Deg-
gelmann (Firma Martelleria),
Meister seines Faches in Sachen
Blechumformung und weltweit
gefragter Handwerker, um. Nach
der Weltausstellung in Shanghai
sind die Exponate erstmals in
Deutschland auf der Internatio-
nalen Handwerksmesse in Mün-
chen zu sehen. Darunter der „So-
larplexus“ von Beate Schefthaler
und Michael Brauner: Die
Leuchte besticht durch die Ein-
fachheit ihrer Form. Der Reflek-
tor ermöglicht zahlreiche Licht-
und Reflexionseffekte.

Neue hochinnovative Produk-
te und Dienstleistungen des
Handwerks rückt die Sonder-
schau „Innovation gewinnt“ in
den Mittelpunkt. Gefördert vom

Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie und vom
Freistaat Bayern entsteht hier für
handwerksorientierte klein- und
mittelständische Betriebe eine
optimale Plattform, um Innova-
tionen der Öffentlichkeit zu prä-
sentieren.

Dialog mit der Politik

Als Plattform und Kontaktbör-
se vermittelt die „Innovation ge-
winnt!“ zwischen innovativen
Betrieben, Besuchern und Kun-
den, sowie potentiellen Partnern
und Fachleuten. Die präsentier-
ten Entwicklungen verschaffen
den Nutzern erhebliche Vorteile.
Besonders zeichnen sie sich da-
durch aus, dass die Effizienz
(z.B. in der Produktion oder bei
Einsatz und Anwendung der
Neuheit) verbessert und die Ko-
sten durch Zeit-, Energie- oder
Materialeinsparungen erheblich

gesenkt werden können.
Nicht zuletzt ist die Internatio-

nale Handwerksmesse die zen-
trale Plattform für den Dialog
zwischen Politik und Handwerk:
Alljährlich finden hier neben
dem Spitzengespräch der Deut-
schen Wirtschaft mit der Bundes-

kanzlerin auch Treffen, Kongres-
se und Tagungen der verschiede-
nen Handwerksorganisationen
statt. Die Internationale Hand-
werksmesse ist das jährliche Fo-
rum zum Austausch des Hand-
werks mit politischen Entschei-
dungsträgern aller Ebenen. DK

Die Lüftungsanlagenbaureihe Comfort-Kompakt-Lüftung
(CLK) des Systemanbieters Wolf. ��

Neue Comfort-Kompakt-Lüftung CKL von Wolf:

Der einfachste Weg
zur „frischen“ Luft

Rundum Sorglos-Paket dank Plug & Play

Mit der neuen Lüftungsanlagenbaureihe Comfort-Kompakt-
Lüftung (CKL) vereint SystemanbieterWolf modernste und hoch-
effiziente Lüftungstechnik mit schneller und unkomplizierter
Inbetriebnahme. Die neuen Geräte zeichnen sich durch geringen
Platzbedarf und einfache Einbringung aus und sind damit nicht
nur für Lüftungs-, sondern auch für Heizungsbauer attraktiv.

Die standardisierten Geräte
sind „anschlussfertig“ inklusive
WRS-K Regelung. Trotz „Plug
& Play-Verfahren“ müssen Kun-
den jedoch keine Kompromisse
in Sachen Leistung und Energie-
effizienz eingehen: Die neuen
CKL-Geräte erreichen eine hoch
energieeffiziente Wärmerückge-
winnung mit Wirkungsgraden
(feucht) von bis zu 92%, eine
Luftleistung bis 3.200 m³/h bei
einer externen Pressungen von
250 Pa.

Kontrollierte
Be- und Entlüftung

Die Wolf Comfort-Kompakt-
Lüftung CKL eignet sich damit
besonders für die kontrollierte
Be- und Entlüftung moderner
Immobilien, wie Schulen, Büros,
Verwaltungsgebäude, Vereins-
heime, Verkaufs- und Werkstät-
ten, Umkleiden und Waschräu-
me sowie Arztpraxen, Gesund-
heitszentren oder Seniorenhei-
me. Die Raumluftqualität wird
gleich in mehrfacher Hinsicht
verbessert: Die CKL-Geräte er-
möglichen „frische“ Luft bei
gleichzeitiger Energieeinsparung
(nach EnEV 2009), sorgen für
Frischluft in ausreichender, aber
auch regelbarer Menge (VDI
3803) und erhöhen die „Lufthy-
giene“ im Raum (VDI 6022).

Neben der Absaugung von
CO2 belasteter und feuchter Luft
sorgen die Geräte für eine Redu-
zierung des Energieverlustes
durch Wärmerückgewinnung bis
92% und führen damit zu ei-
ner erheblichen Senkung des
Primärenergieverbrauchs und
der Betriebskosten. Die hohe
Energieeffizienz entspricht der
DIN EN 13779. Zudem sind die
Geräte durch einfache Wartung
VDI 6022 konform.

Die standardisierte Gerätebau-

reihe CKL ist in zwei Grundvari-
anten erhältlich: Als Innenauf-
stellgerät mit vertikaler Luft-
führung und für die Außenauf-
stellung in wetterfester Aus-
führung. Beide Baureihen gibt es
in zwei Baugrößen mit einer Lei-
stung bis 1.500 m3/h bzw. bis
3.200 m3/h. Die Anpassung der
Luftmenge erfolgt durch stufen-
lose EC-Motoren (0-10V). Die
hochwertige Verarbeitung der
Geräte entspricht dem gewohnt
hohen Wolf-Qualitätsstandard.
Betreiber der CKL-Geräte wer-
den sich zudem an der einfachen
Bedienung, dem geräusch- und
wartungsarmen Betrieb sowie
den gesenkten Betriebskosten er-
freuen. �

Die Internationale Handwerksmesse findet auch dieses Jahr in
der Messe München statt. ��
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WIR SIND UMGEZOGEN
UNDNURNOCHÜBERDIESE
KONTAKTDATEN ZU ERREICHEN

Bruckerstr. 63, 82205 Gilching
Tel 08105-9808, Fax 08105-8413
e-mail: info@fb-promotion.de
http://www.fb-promotion.de

F & B PROMOTION
BERATEN UND PLANEN

JÖRN UTENDÖRFFER + PARTNER

Ingenieurbüro für die Planung
von Großküchenanlagen der

Gemeinschafts-, Schul-,
und Anstaltsverpflegung

Feuerwehrfahrzeug-Kartell:

Was können die
Gemeinden jetzt tun?
Von Rechtsanwalt Dr. Konrad Kern, Kanzlei Sonntag &Partner
Die viel beachtete Entscheidung des Bundeskartellamts gegen
die Mitglieder des Feuerwehrfahrzeugs-Kartells vom 10. Febru-
ar 2011 hat für große Unruhe in den Rathäusern des Freistaats
gesorgt. Nach Schätzungen des Gemeindetags sollen fast 90%
der Kommunen in Bayern betroffen sein und überteuert vom
Kartell eingekauft haben. Der Schaden ist also groß. Ebenso
groß wie der Schaden, ist aber auch die Unsicherheit der betrof-
fenen Gemeinden, was jetzt zu tun ist.

Aus rechtlicher Sicht scheint
die Sache klar: Die Unternehmen
des Kartells müssen für den Scha-
den aufkommen, der durch die
von ihnen überteuert verkauften
Feuerwehrfahrzeuge entstan-
den ist. So steht es im „Gesetz
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen“ (GWB). Der Teufel lauert
aber im Detail: Unklar ist näm-
lich, wie hoch der Schaden kon-
kret anzusetzen ist und wie er von
den Gemeinden gerichtsfest be-
ziffert werden kann. Wie hoch der
Preis der Feuerfahrzeuge gewe-
sen wäre, wenn sich die Herstel-
ler nicht untereinander abgespro-
chen hätten, ist sorgfältig und ggf.
durch Gutachter zu ermitteln.

Schadensschätzung
möglich

Gleichwohl haben Klagen
gute Aussicht auf Erfolg. Der
Gesetzgeber hatte bereits im Jahr
2005 das Problem erkannt und

das GWB geändert. Die Gerichte
können den Schaden jetzt auf
Basis des Gewinns der jeweili-
gen Kartellmitglieder schätzen.
Zwar werden die Kartellmitglie-
der ihre Gewinne nicht freiwillig
offen legen. Jedoch dürften sich
die Gewinnmargen aus den Ak-
ten der Kartellbehörden ermit-
teln lassen. Denn diese Gewinne
dienen üblicherweise auch als
Grundlage für die Höhe der ver-
hängten Bußgelder.

Sammelklage versus
Musterklage

Für eine effektive Durchset-
zung ihrer Interessen ist den Ge-
meinden zu raten, sich für eine
Klage zusammenschließen. Die
Kosten einer gemeinsamen Kla-
ge sind deutlich niedriger als bei
einem einzelnen Vorgehen. Von
welchem Hersteller gekauft wur-
de, spielt dabei keine Rolle. Alle
Mitglieder des Kartells haften

nämlich gemeinsam für den ent-
standenen Schaden.

Eine „Sammelklage“ wie in
den USA existiert in Deutschland
zwar nicht, jedoch gibt es durch-
aus prozessuale Möglichkeiten
wie ein gemeinsames Vorgehen
z.B. in einer sogenannten „Streit-
genossenschaft“ organisiert wer-
den kann. Die in diesem Zusam-
menhang teilweise auch genannte
„Musterklage“ birgt dagegen er-
hebliche Risiken. Führt nur ein
Musterkläger das Verfahren, ist
das Ergebnis nämlich für die an-
deren Betroffenen grundsätzlich
nicht bindend. Zu beachten ist
auch, dass die Verjährung
während der Dauer eines Muster-
prozesses weiterläuft - angesichts
der zu erwartenden Verfahrens-
dauer ein echtes Problem.

Prozessfinanzierung

Will die Gemeinde alle Risi-
ken aus einem Prozess vermei-
den, empfiehlt es sich, eine Pro-
zessfinanzierung einzuschalten.
Eine solche Gesellschaft über-
nimmt nach eingehender Prü-
fung der Erfolgsaussichten alle
Kostenrisiken aus dem Prozess
gegen eine Beteiligung am Erlös
im Erfolgsfall. Auch hier gilt: Je
mehr Gemeinden zusammen-
kommen, umso größer ist die
Chance einer Finanzierung.
Zum Autor: Dr. Konrad Kern ist
Rechtsanwalt und Partner der
Kanzlei Sonntag & Partner in
Augsburg. Er leitet dort den Be-
reich Konfliktlösung und ist seit
vielen Jahren mit Fragen des
Kartellrechts befasst. ��

Feuerwehren mittlerweile
Mädchen für alles

Nicht jeder Einsatz notwendig – Aufruf zur Selbsthilfe
Bei nicht allen der bayernweit ca. 200.000 Feuerwehr-Einsätzen
des vergangenen Jahres hätte die Feuerwehr ausrücken müs-
sen“, erklärte Alfons Weinzierl, Vorsitzender des Landesfeuer-
wehrverbandes Bayern. Immer häufiger greifen viele Mitbürge-
rinnen und Mitbürger vorschnell zum Handy, weil beispielswei-
se ein Ast auf dem Radweg liegt, obwohl dieser schnell mit einem
Griff beiseite geschafft werden hätte können.

Keineswegs wollen die Feuer-
wehren dazu aufrufen, sich
selbst in Gefahr zu bringen: „Im
Zweifel sollte immer der Notruf
112 abgesetzt und auf Eigen-
schutz geachtet werden“, erklärt
Vorsitzender Alfons Weinzierl.
Die Kehrseite: Feuerwehrleute
verlassen wegen eines „Äst-
chens“ ihren Arbeitsplatz, ob-
wohl eigentlich jeder den Ast
hätte beseitigen können, ohne
sich selbst in Gefahr zu bringen.

Arbeitsplatz verwaist

Dies führt immer häufiger zu
Problemen am Arbeitsplatz,
wenn es sich nur um eine „Lap-
palie“ handelt. Feuerwehrdienst
wird in Bayern überwiegend eh-
renamtlich geleistet. Dies bedeu-
tet, dass der Feuerwehrangehöri-
ge tagsüber seinen Arbeitsplatz
verlässt, wenn der Meldeemp-
fänger oder die Sirene zum Ein-
satz rufen.

Auch ein mit Wasser vollgelau-
fener Keller der bei Eintreffen der
Feuerwehr nur drei Zentimeter

unter Wasser steht und die Ein-
satzkräfte den Eindruck besitzen,
dass der Hausinhaber lieber wei-
ter die Sportschau schaut, als die
Einsatzkräfte zu unterstützen ist
ein klassisches Beispiel wie jeder
selbst zupacken könnte, anstatt
zuzuschauen. Gleiches gilt für die
bayernweit über 12.700 Fehlalar-
me pro Jahr, die durch Brandmel-
deanlagen ausgelöst werden. Hier
sind die Betreiber aufgefordert ih-
re Anlagen regelmäßig warten zu
lassen, um Fehlalarme zu vermei-
den.

Vielfältiger werdendes
Einsatzspektrum

Das Einsatzspektrum der Feu-
erwehren ist in den letzten Jahr-
zehnten immer vielfältiger ge-
worden. Von der klassischen
Brandbekämpfung bis hin zur
immer vielfältig werdenden
technischen Hilfeleistung gibt es
nahezu keinen Bereich mehr wo
die Feuerwehren nicht tätig wer-
den müssen. Die Feuerweh-
ren bekämpfen Brände aller Art
sei es der Mülltonnenbrand, ein
PKW-Brand, ein Wohnhaus-
brand oder der Brand eines Rei-
fenlagers in einem Industriebe-
trieb. Feuerwehren retten Men-
schen bei Verkehrsunfällen mit
eingeklemmten Personen, aus
den oberen Stockwerken eines

Hauses, wenn das Treppenhaus
zu eng ist, wenn ein Hausbewoh-
ner sich nicht mehr meldet oder
vermisst wird.

First Responder Einheiten

Feuerwehren kümmern sich
um auslaufendes Öl oder Ge-
fahrstoffen, wie Säuren und Lau-
gen. Feuerwehren sind bei Zug-,
Schiffs- oder Flugzeugunfällen
ebenso zur Stelle, wie bei Was-
ser-, Sturm- und Hochwasser-
schäden. Rund 10.000 Personen
in Bayern wurden von soge-
nannte „First Responder Einhei-
ten“ im vergangenen Jahr betreut
und überbrückten mit der „orga-
nisierten Erste Hilfe“ die Zeit,
bis zum Eintreffen des Rettungs-
dienstes. Bei Bränden konnten
1.700 Personen und bei Techni-
schen Hilfeleistungen, z.B. bei
Verkehrsunfällen, über 9.100
Personen gerettet werden.

Tagesalarmsicherheit

Im Hinblick auf die demogra-
fische Entwicklung in der Bevöl-
kerung, einer immer angespann-
teren Arbeitsmarktlage und eine
immer schwieriger werdenden
Sicherstellung der Tagesalarmsi-
cherheit werden sich die Feuer-
wehren auf ihr „Kerngeschäft“
konzentrieren müssen. Und hier-
bei kann jeder mithelfen, in dem
er beispielsweise nicht sofort
nach der Feuerwehr ruft, son-
dern erst einmal überlegt, ob er
das „Ästchen“ auf dem Radweg
nicht selbst gefahrlos zur Seite
legen kann. jk

Der Wald in guten Händen
Waldpflegeverträge werden immer beliebter. Waldbesitzer, die
weit weg von ihrem Wald wohnen oder keine Zeit haben, ihren
Wald selbst zu bewirtschaften, sind über dieses Dienstleistungs-
angebot sehr froh. Der Umfang der Leistungen wird dabei mit
dem Dienstleister individuell vereinbart. Das Angebot reicht
vom Holzeinschlag über Verkehrssicherung entlang von Straßen
bis hin zum „Rundum-Sorglos-Paket“, das sämtliche Planungs-
und Vorsorgearbeiten enthält.
Ein Waldpflegevertrag bietet viele Vorteile wie eine fachgerechte
Planung und Entwicklung des Waldes, eine optimale Holzaushal-
tung, eine professionelle Durchforstung und wirtschaftliche Ver-
marktung des Holzes sowie ein geringes Unfallrisiko und schließ-
lich die Einplanung von Fördermitteln. DerWaldbesitzer gibt dazu
in Absprache mit dem Dienstleister die Ausrichtung vor, ob streng
betriebswirtschaftlich oder naturnah gewirtschaftet werden soll.
Waldpflegeverträge werden von den Waldbesitzervereinigun-
gen, den Forstbetriebsgemeinschaften und auch von privaten
Dienstleistern angeboten. Es ist sinnvoll, sich Referenzen einzu-
holen und die Kundenfreundlichkeit zu prüfen.
Wer einen Wald erbt, wer beruflich stark beansprucht ist, wer
aus Altersgründen den Wald nicht mehr selbst bewirtschaften
kann, sollte sich bei einem seriösen Anbieter ein Angebot einho-
len, damit sein Wald auch zukünftig in guten Händen ist. ��

Mercedes-Benz Unimog:

Unerlässlich
im Winterdienst

Schneeräumung auf engen Waldwegen
Einsatzort am historischen Kickelhahn und auf Baustellen

Stuttgart/Ilmenau – Die alte Goethe- und Universitätsstadt im
thüringischen Ilm-Kreis gehört mit ihren 500 m über NN zu den
schneesicheren Gebieten. „Von Ende Oktober bis in den April
rein kann es hier richtig Winter sein“, erzählt Jens Seiner, Inha-
ber von Autotechnik Seiner. Mit seiner modernen Schneeräum-
technik von Schmidt sorgt er seit 20 Jahren faktisch rund um die
Uhr in der Region für befahrbare Autobahnen und Straßen so-
wie begehbare (Wander-)Wege - so auch zum 861 Meter hohen
Kickelhahn, dem berühmten Ilmenauer Hausberg, auf dem
Goethe sein Gedicht „Über allen Wipfeln ist Ruh“ schrieb.

„Dieser Winter war besonders
hart“, konstatiert Seiner über die
vergangenen Wochen und klopft
anerkennend mit der Hand auf
das Lenkrad seines Unimog U
400, der ihn trotz der „wahnsin-
nigen Schneemassen“ nicht im
Stich gelassen hat. „Er fährt per-
fekt im Wald“, lobt der Ilmenau-
er. „Und er arbeitet sehr zuver-
lässig, obwohl er jetzt auch
schon ins siebte Jahr bei uns
geht“, fügt Seiner anerkennend
hinzu. Und ein Blick auf den Ta-
cho macht es besonders deutlich:
knapp 150.000 Kilometer zeigt
dieser an.

Kraftpaket

Mit einem Dieselverbrauch
von rund einem Liter pro Be-
triebsstunde ist der Thüringer zu-
frieden. Immerhin hat das robu-
ste Kraftpaket mit der komplet-
ten Winterausrüstung (Schnee-
pflug vorn und Streuer hinten)
etliche Tonnen zusätzlich zu be-
wegen. Trotzdem „ist er wirt-
schaftlicher als ein Lkw und er

verbraucht auch so gut wie kein
Öl“, konstatiert der Unterneh-
mer. Doch ebenso wie im städti-
schen Erholungsgebiet sorgt der
130 kW (177 PS)-starke U 400
auch für schneefreie Passagen
auf der nahen ICE-Trassenbau-
stelle.

Vielseitiger Einsatz

Auch außerhalb der Wintersai-
son hat der Seiner-Unimog keine
Chance zum Pausieren. Dann
holt er unter anderem Holz aus
dem Wald, reinigt mittels eines
aufgebauten Wassertanks die
Straßen, hilft mit seinem wech-
selbaren Kranaufbau auf Bau-
stellen oder schleppt Parksünder
ab. „Dafür habe ich extra einen
Tandemanhänger gebaut“, er-
zählt Seiner. Auch etliche andere
Aufbauten stammen aus seiner
eigenen Werkstatt. Der Unimog
ist für ihn „unverzichtbar, weil er
wirklich universell einsetzbar ist
- vor allem dort, wo ich mit ei-
nem Lkw nicht hin kann“, be-
gründet er.

Robuster Dienstleister

Ursprünglich hatte Jens Seiner
den U 400 (Baujahr 2001) als
Gebrauchtfahrzeug geleast.
Durch eine Anschlussfinanzie-
rung ist der robuste Dienstlei-
stungshelfer längst sein Eigen-
tum. Zuvor hatte er bereits einen
Unimog von 1974 gekauft. Mit
seiner kleinen 90-PS-Maschine
wird er nur noch vorrangig für
Waldarbeiten genutzt. „Er ist
aber auch immer noch dankbar
und zuverlässig“, resümiert der

gelernte Werkzeugmacher.
Auf Unimog möchte der Mitt-

vierziger in seiner berg- und
waldreichen Region keinesfalls

verzichten. Für ein Nachfolge-
modell wünschte er sich: „100
PS mehr und ein Powershift-Ge-
triebe. Das wäre optimal!“ �

Der Unimog sorgt im Winter für freie Wanderwege im Thürin-
ger Wald. ��

Europäischer Tag des Notrufs:

Zahlreiche Vorteile für die Bürger
Einheitliche Notrufnummer 112

kommt bayernweit noch dieses Jahr

Noch im Laufe dieses Jahres sollen in allen 26 Rettungsdienst-
bereichen Bayerns die Integrierten Leitstellen ihren Betrieb auf-
genommen haben.

Innenminister Joachim Herr-
mann: „Damit wird es in Bayern
neben der Nummer 110 für die
Polizei nur noch die europaweit
einheitliche Notrufnummer 112
geben. Für unsere Bürgerinnen
und Bürger bedeutet das zahlrei-
che Vorteile und ein Mehr an Si-
cherheit. Die 69 Millionen Euro,
die Bayern hierfür bereit stellt,
sind eine gute Investition.“

Fristverkürzung

Künftig müsse man sich für
Feuerwehr und Rettungsdienst nur
noch die Nummer 112 merken und
nicht mehr zwischen den Rufnum-
mern für Feuerwehr (112) und
Rettungsdienst (19222) unter-

scheiden. Ein langwierigesVermit-
teln zwischen den Notdiensten ent-
fällt, die Frist zur Alarmierung der
Einsatzkräfte kann in vielen Notsi-
tuationen wesentlich verkürzt wer-
den. „Die Notrufnummer 112 ist
zudem auch in Mobilfunknetzen
gebühren- und vorwahlfrei. Das ist
eine wichtige Verbesserung: Denn
immer mehr Notrufe gehen über
Handy ein“, sagte Innenminister
Herrmann zum Europäischen Tag
des Notrufs.

Unter der Notrufnummer 112
kann man in der gesamten Eu-
ropäischen Union bei einem Not-
fall kostenlos Hilfe rufen. Nach ei-
ner EU-Studie weiß jedoch nur ein
Viertel der Bürger, dass die Not-
rufnummer 112 europaweit gilt.�
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt, Tel.: 09453 9911-10, Fax: 09453 9911-06, E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de, Internet: www.bassewitz.de

Henne-Unimog GmbH Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 08912 06-6100, Fax: 08912 06-6127, E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com, Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG Albert-Ruckdeschel-Str.19, 95326 Kulmbach, Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG Werner-von-Siemens-Str.10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360, Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de

KLMV Kommunal- und Baumaschinenvertrieb GmbH Robert-Bosch-Str.1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 9511-0, Fax: 09286 9511-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de

Der Unimog. Einer für alles.
Mehr Wirtschaftlichkeit im Ganzjahreseinsatz.

Ob mähen, räumen, streuen, fräsen, reinigen oder transportieren, ob im Sommer oder im Winter:

Der Mercedes-Benz Unimog ist 365 Tage im Jahr flexibel einsetzbar. Mit bis zu vier An- und

Aufbauräumen und Schnellwechselsystem sind Anbaugeräte schnell und einfach ausgetauscht.

Dabei ist der Unimog äußerst verbrauchsgünstig unterwegs. Informieren Sie sich jetzt bei

Ihrem Unimog Partner oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog
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Geländewagen des Jahres 2011:

Off Road Award
für Mercedes Benz Unimog

Erneut Sieger in der Kategorie „Sonderfahrzeuge“

Stuttgart/München – Bereits zum siebten Mal in Folge ist der
Mercedes-Benz Unimog von den Lesern der Fachzeitschrift „Off
Road“ zum besten Geländewagen des Jahres in der Kategorie
„Sonderfahrzeuge“ gekürt worden. Die Auszeichnung „Gelän-
dewagen des Jahres 2011 – Kategorie Sonderfahrzeuge“ erfolg-
te auf Basis der in dem traditionsreichen Münchner Allrad-Ma-
gazin in insgesamt acht Kategorien zur Wahl gestellten gelän-
degängigen Fahrzeuge. In München wurde jüngst der Off Road-
Obelisk bei einer Abendgala im Münchner Theaterzelt „Das
Schloss“ in feierlichem Rahmen übergeben.

Über 53.000 Stimmen wurden
bis zum 18. Januar abgegeben,
101 Fahrzeuge standen zur
Wahl. Der Unimog belegt bei
den Sonderfahrzeugen mit über-
ragenden 47,6 % der Leserstim-
men den ersten Platz.

Gewählt wurde in den Katego-
rien „Geländewagen“, „Luxus-
Geländewagen“, „Sports Utility
Vehicles (SUV)“, „Luxus-SUV“,
„Klassiker“, „Pick-up“, „Sonder-
fahrzeuge“ und „Crossover“. Bei
den Sonderfahrzeugen – gelän-
degängige Fahrzeuge, die zum
Transport von Lasten und Gütern
in entlegene Gebiete bzw. als Ba-
sis für Sonderaufbauten wie Feu-
erwehr-, Expeditions- und Mi-
litärfahrzeuge dienen - hatte ein-
deutig der Unimog die Nase vorn.
Gelobt wurden seine charakteristi-
schen Produktmerkmale wie das
Konzept überragender Gelän-
degängigkeit mit Portalachsen
und enormer Verwindungsfähig-
keit in Kombination mit höchster
Robustheit und Solidität.´

Abseits der Straßen

Die seit Herbst 2002 in Wörth
produzierte hochgeländegängige
Unimog-Baureihe U 4000 bis U
5000 ist für schwierige Einsätze im
Gelände abseits aller Straßen und
Wege prädestiniert. Ihre Haupt-
Einsatzgebiete finden sich bei der
Feuerwehr - insbesondere bei der
Waldbrand-Bekämpfung -, im Ka-
tastrophenschutz, im Expeditions-
einsatz sowie bei Service- und
Wartungsarbeiten in schwer zu-
gänglichen Gebieten – unter dem
Motto „Wo er durchkommt, kom-
men andere erst gar nicht hin“.

Damit sind die Unimog-Typen
U 4000 und U 5000 die ideale Er-
gänzung zu den Fahrzeugen der
Baureihe U 300 bis U 500, die als
geländegängige Geräteträger
hauptsächlich im Arbeitseinsatz
bei Einrichtungen des Öffentli-
chen Dienstes, bei kommunalen
Lohnunternehmen, in der Bau-
und Energiewirtschaft sowie im
innerbetrieblichen Transport und

im 2-Wege-Einsatz (Straße/Schie-
ne) anzutreffen sind. Jüngster
Spross der Unimog-Familie ist
der 2008 in den Markt eingeführte
kompakte Unimog U 20. Auch
die legendäre G-Klasse stand in
der Lesergunst ganz oben: In der
Kategorie „Luxus-Gelände-
wagen“ sicherte sie sich den Sieg.

Die G-Klasse „Professional“ sieg-
te bei den „Klassikern“. Die Zeit-
schrift Off-Road veranstaltet die
Leserwahl zum Geländewagen
des Jahres bereits seit 1982.

Der Erfolg einer Idee

Vor 60 Jahren, genau am 3. Ju-
ni 1951, lief in Gaggenau der er-
ste Mercedes-Benz Unimog
vom Band. Mit höchster Gelän-
degängigkeit durch Allradantrieb
und Schnellfahreigenschaften
auf der Straße war ein einzigarti-
ges Fahrzeugkonzept entstan-
den. Die Daimler AG feiert die-
ses Jubiläum 2011 mit vielfälti-
gen Veranstaltungen. �

Auch Hans-Jürgen Wischhof ist der Unimog-Leidenschaft ver-
fallen. Viele Jahre wirkte er als Mitglied der Geschäftsführung
LKW Europa der Daimler AG und war für den Geschäftsbe-
reich Unimog verantwortlich. Heute ist er Kuratoriums-Vorsit-
zender des Unimog-Museums in Gaggenau. Zwei der wertvollen
Fahrzeuge - im Bild hinter ihm ist eines davon - hat Wischhof als
Dauerleihgabe zur Verfügung gestellt. Foto: Hassel

Unimog-Museum in Gaggenau:

Fahr(zeug)spaß für
Kenner und Liebhaber

Technik-Erlebnis der Sonderklasse

Faszinierende Technikschau, Hommage an den Unimog und
Zeitreise zu Wirtschafts- und Arbeitsleben ab 1945 in einem bie-
tet das Unimog-Museum in Gaggenau, dem Ort, an dem das
„kultigste“ Kommunalfahrzeug über ein halbes Jahrhundert
produziert wurde. Nach der Verlagerung der Herstellung nach
Wörth fanden sich zahlreiche Liebhaber des „Universal-Motor-
Geräts“, die ihm mehr als ein Denkmal setzen wollten.

In kurzer Zeit gewannen die
Unimog-Fanclubs über 6.000 Mit-
glieder auf der ganzen Welt. Die
einzelnen Vereine sind sehr aktiv
und über das Internet gut mitein-
ander vernetzt. Trotzdem trifft
man sich selbstverständlich auch
regelmäßig zu Unimog-Stamm-
tischen - in München zum Bei-
spiel vier Mal im Jahr - neben
den wichtigen größeren Events,
die unter www.unimogfreunde.de
für Oberbayern abgerufen wer-
den können. Dort findet man
auch Links zu den zahlreichen
anderen Verbänden.

Landwirtschaftliches
Motorfahrzeug

Seit über einem halben Jahr-
hundert ist der Unimog weltweit
ein faszinierender Teil der Nutz-
fahrzeuggeschichte. Im Unimog-
Museum, das 2006 seine Pforten
öffnete, wird Technik begreifbar
gemacht durch eine Ausstellung
verschiedener Unimog, vom Pro-
totypen bis zur neuesten Genera-
tion der Geräteträger. In Schnitt-
modellen, Fahrzeugteilen, Bil-
dern, Filmen und Geschichten
erfährt der Besucher über die
Anfänge nach dem 2. Weltkrieg,
als Deutschland nach dem Mor-
genthau-Plan in ein Agrarland
umgewandelt werden sollte.

Der damalige Leiter der Flug-

motorenentwicklung bei Daim-
ler-Benz, Albert Friedrich, kam
seinerzeit auf die Idee, ein land-
wirtschaftliches Motorfahrzeug
zu entwickeln.

Revolutionäres Konzept

Schon im Juni 1946 wurde mit
dem ersten Fahrgestell die erste
Probefahrt gemacht. Das Kon-
zept war revolutionär: Die
Höchstgeschwindigkeit für den
ersten „Unimog“ betrug bereits
50 km/h, er hatte gefederte und
gedämpfte Achsen, Allradantrieb
und Differentialsperre vorne und
hinten, Bremsen an Vorder- und
Hinterachsen, Rahmenbauart
wie beim LKW, zweisitziges
Fahrerhaus mit Verdeck und ge-
polsterte Sitze, Hilfsladefläche,
Zapfwellenbetrieb vorn, in der
Mitte und hinten und Vieles
mehr. Im Februar 1948 konnte
endlich mit der Serienproduktion
begonnen werden.

Die ersten 600 Fahrzeuge bau-
te die Firma Boehringer in Göp-
pingen. Allein 152 Fahrzeuge
davon gingen an die Generalver-
tretung Henne in München.
Ernst Jakob Henne war es
schließlich auch, der vorschlug,
dass der Unimog in Gaggenau
gebaut werden solle. Nach der
Produktionsübernahme 1951
verließen über 320.000 Unimog

das Gaggenauer Montageband.

Exponate aus 65 Jahren
Unimog-Geschichte

Die Exponate sind vielfältig
und beleuchten die komplette
Unimog-Zeit seit den Anfängen
im Jahr 1945 bis in die Gegen-
wart. So sind neben den ersten
Entwürfen aus der Nachkriegs-
zeit vielfältigste Modelle in vari-
antenreichen Einsatzmöglichkei-
ten bis zu den aktuellen U 4000
und U 5000 zu sehen.

Mitfahren
im Hindernis-Parcours

Ein besonderes Erlebnis für
die Besucher des Unimog-Mu-
seums stellt die Mitfahr-Mög-
lichkeit im Hindernis-Parcours
des Außengeländes dar. Es geht
wahrlich über Stock und Stein.
Bis zu 100 % Gefälle sind zu be-
wältigen, d. h. der Steigungswin-
kel beträgt 45 Grad - für Unerfah-
rene eine ganze Menge! Mutige,
die über eine entsprechende Fahr-
erlaubnis verfügen, können auch
ein Fahrertraining buchen.

Die Besucher erwartet auf je-
den Fall eine ganze Reihe an-
spruchsvoller Hindernisse im
Gelände, die die ausgezeichneten
Fahreigenschaften der Unimog-
Serien auf das Trefflichste erleb-
bar machen.

Bei der Gestaltung der Außen-
anlagen wurden Sicherheits- und
Bauvorschriften ebenso sorgsam
integriert wie der Naturschutzge-
danke, dem ein attraktives Biotop
Rechnung trägt.

Ehrenamtliches
Engagement

Träger, Bauherr und Eigentü-
mer des Museums ist ein ge-
meinnütziger Verein, der seine
Mitglieder mit einer eigenen
Club-Zeitung auf dem Laufenden
hält. Mit viel Herzblut arbeiten
zahlreiche Männer und Frauen
ehrenamtlich in allen Bereichen
des Museums mit. Sie gestalten
die Führungen ebenso wie sie an
der Entwicklung abwechslungs-
reicher Sonderschauen beteiligt
sind. Ehrenamtliche pflegen den
Außenparcours und stellen die
Chauffeure für mehr als 15.000
Fahrten, bei denen mit dem Mo-
dell U 4000 bis zu fünf Gäste
gleichzeitig über die abenteuerli-
che Strecke befördert werden.
Im Museum ist man auf jeden
Fall auf vielfältige Besucher- und
Kundenwünsche vorbereitet. Ne-
ben dem Museumsshop, in dem
es sowohl Informatives als auch
Kultiges und Kuschliges zu er-
werben gibt, bietet das Haus ei-
nen attraktiven Rahmen für ge-
schäftliche und private Events an.
Weitere Informationen unter:
www.unimog-museum.de Ha.

Winterdienstvorführungen der BayWa
Die BayWa führt an mehreren Orten in Bayern neuestes Gerät
im Wintereinsatz vor, soweit es die jeweiligen Witterungsver-
hältnisse zulassen. Jeder Teilnehmer hat vor Ort die Möglich-
keit, die gezeigten Maschinen und Geräte selbst zu testen. Zu
fachlicher Beratung stehen die BayWa Kommunal-Verkaufsbe-
rater und Vertreter der Herstellerfirmen zur Verfügung.

Neuestes Gerät zum Testen

Schwerpunkte sind die Winterdienst-Technik, das Räumen und
Streuen sowie das Fräsen, Schleudern, Kehren, Saugen und
Transportieren.
Für den Ganzjahreseinsatz wird ein umfangreiches Maschinen-
und Geräteprogramm der Firmen Agria, Amazone, Bertsche,
BSR, Epoke, Fendt, Hiab, Huber, Hydrac, Johnston, Kahlba-
cher, Kalinke, Kramer, Kugelmann, KTB, Mali, MAN, Massey
Ferguson, MTD, Palfinger, Pfau, Rauch, RUD, Schmailzl,
Schmid und Westa gezeigt.
Die Vorführungen finden unter anderem statt am 17. März in
Bischofsheim/Rhön (Parkplatz am Kreuzberg), am 22. März
am Großen Arber (Parkplatz Talstation Großer Arber) und am
24. März in Spitzingsee (Parkplatz an der Taubensteinbahn).��
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Die Oberpfalz sucht neue
Perspektiven für Jung undAlt

Mit beispielhaften Konzepten will die Region im Osten Bayerns jetzt
zum Vorreiter bei der Bewältigung des demographischen Wandels werden

Regensburg (obx) – Von Konrad Adenauer ist der Satz überlie-
fert: „Kinder kriegen die Leute immer.“ Würde der erste deut-
sche Bundeskanzler heute noch leben, er würde wohl zweimal
überlegen, ob er dieseAussage so noch einmal trifft. In den letzten
50 Jahren hat sich die Geburtenrate in Deutschland halbiert. Eine
Region, die besonders betroffen ist: die Oberpfalz im Osten Bay-
erns. Mit beispielhaften Konzepten will die Region jetzt zum Vor-
reiter werden bei der Bewältigung des demographischen Wan-
dels. „Denn es wäre fatal, den demographischen Wandel als
‚Schreckgespenst’ zu begreifen“, sagt die Oberpfälzer CSU-Be-
zirksvorsitzende und bayerische Europaministerin Emilia Müller.

Die Bevölkerung der Oberpfalz
altert aufgrund der rückläufigen
Geburten und der steigenden Le-
benserwartung, aber auch wegen
der Abwanderung der jungen
Leute in die Ballungszentren.
Diese Entwicklungen haben

enorme Auswirkungen auf viele
Bereiche: die gesamte Infrastruk-
tur, die sozialen Sicherungssyste-
me, auf den Bildungsbereich und
auf den Arbeitsmarkt.

Um rund drei Prozent soll die
Oberpfälzer Bevölkerung bis

zum Jahr 2029 sinken.Allerdings
trügt dieser Durchschnittswert:
Im nördlichen Teil liegen progno-
stizierten Rückgänge bei zehn
Prozent (zum Beispiel Tirschen-
reuth, Neustadt an der Waldnaab),
während die Region Regensburg
Zuwächse verzeichnen wird.

Wandel als Chance

Die nördliche Oberpfalz gehört
neben Unter- und Oberfranken
sowie Teilen des Bayerischen
Walds in Niederbayern zu den
Regionen Bayerns, die am stärk-
sten vom Bevölkerungsschwund
betroffen sind. „Die Politik hat
hier in der Oberpfalz in der Ver-
gangenheit mehrere Initiativen
auf den Weg gebracht, um den
demographischen Wandel für die
Region als Chance zu nutzen“,
sagt die CSU-Bezirksvorsitzende
Müller. „Wir wollen Fortschritt
mit Augenmaß und Menschlich-
keit, ohne Überliefertes und Her-
gebrachtes leichtfertig über Bord
zu werfen“, erklärt Müller. Eine
„Zukunftswerkstatt 2020“ soll als
Ideenschmiede neue Konzepte
erdenken und umsetzen.

Ergebnisse
und Maßnahmen

Erste konkrete Ergebnisse und
Maßnahmen gibt es bereits: Im
Ländlichen Raum sollen – trotz
der sinkenden Schülerzahlen –
möglichst viele Schulstandorte
erhalten bleiben, indem Haupt-
schulen zu Mittelschulen ausge-
baut und Schulverbände gegrün-
det werden. In der Oberpfalz ha-
ben 92 Hauptschulen – allein

oder im Verbund – den Status
Mittelschule erhalten. Ge-
plant sind auch neue Strukturen
bei den Berufsschulen, die stärke-
re regionale fachliche Schwer-
punkte setzen – ausgerichtet am
Bedarf der heimischen Wirt-
schaft. „Uns muss es gelingen,
die jungen Menschen in der Re-
gion zu halten“, betont auch
Gerhard Heegen von der Hand-
werkskammer Niederbayern-
Oberpfalz. „Wer in der Oberpfalz
studiert und ausgebildet wird,
steht für unsere heimischen Un-
ternehmen später auch als wert-
voller Mitarbeiter zur Verfügung.
Damit schaffen wir Fachkräfte
für die Heimatregion“, weiß er.

Vorzüge verdeutlichen

Auch die Industrie- und Han-
delskammer und das Regional-
marketing Oberpfalz arbeiten da-
her intensiv daran, dem Nach-
wuchs die Vorzüge der eigenen
Heimat deutlich zu machen. Da-
zu zählen neben den hervorragen-
den Chancen auf einen Ausbil-
dungs- und Arbeitsplatz in einem
der vielen innovativen mittelstän-
dischen Unternehmen auch die
hohe Lebensqualität bei gleich-
zeitig günstigen Lebenshaltungs-
kosten und die gute Erreichbar-
keit der Metropolen Nürnberg,
München und Prag.

Generationengerechtigkeit
im Mittelpunkt

Bei den älteren Menschen setzt
die Politik auf innovative seni-
orenpolitische Gesamtkonzepte.
„Wir wollen das gesellschaftliche
Engagement weiter stärken. Die
Generationengerechtigkeit steht
dabei im Mittelpunkt“, sagt Mül-
ler, die das Thema als erste CSU-
Bezirkschefin in Bayern zu ei-
nem Schwerpunkt gemacht hat.
Sie setzt darauf, dass mehr Bür-
ger Verantwortung übernehmen
bei privaten Initiativen und priva-
ter Nachbarschaftshilfe. Wie das

Fränkischer Tourismus:

„Lokomotive
unter Volldampf“

Hervorragend fällt die fränkische Fremdenverkehrsbilanz für
das vergangene Jahr aus. Wie der Vorsitzende des Tourismus-
verbandes Franken, Bayerns Innenminister Joachim Herr-
mann, bei einer Pressekonferenz in Nürnberg hervorhob, sei
sogar das bisherige Rekordergebnis aus dem Jahr 2008 über-
troffen worden.

2010 konnten rund 20,5 Mil-
lionen Übernachtungen (ein-
schließlich Camping-Touris-
mus) verzeichnet werden. Diese
Zuwächse waren laut Herrmann
insbesondere auf den Städtetou-
rismus zurückzuführen, wobei
allein die Stadt Nürnberg ein
herausragendes Ergebnis von
plus 13,4 Prozent vermeldet.

Klarer Erfolgskurs

Der Verbandschef führt die-
sen „klaren Erfolgskurs“ auf die
bewährten Strategien des Tou-
rismusverbandes Franken zu-
rück: „Gerade weil wir nicht je-
der neuen Modeerscheinung
hinterher hecheln, sondern auf
Kontinuität setzen, liegen wir
mit unserer Kommunikations-
strategie auf der richtigen Li-
nie.“ Diese verstehe die Marke
Franken als einzigartige Desti-
nation unabhängig von Verwal-
tungsgrenzen, setze stark auf
Qualität sowie auf erfolgreiche
Produktlinien und Jahresthe-
men.

In Anspielung auf das Eisen-
bahnjubiläum 2010 bezeichne-
te Herrmann den fränkischen
Tourismus als „Lokomotive
unter Volldampf“. Dabei sorg-
te Franken mit der höchsten
Anzahl an zertifizierten Qua-
litätswanderwegen in Deutsch-
land – insgesamt sind es elf an
der Zahl - oder mit Topplatzie-
rungen der fränkischen Rad-
wege bei der Radreiseanalyse
des Allgemeinen Deutschen
Fahrradclubs (ADFC) für zu-
sätzliches Tempo.

Höhepunkte

Als Beispiele für Höhepunkte
im Jahr 2011 nannte Herrmann
das Liszt-Jubiläumsjahr in Bay-
reuth, die Eröffnung des „Tau-
ber Altmühl Radwegs“ als Ver-
bindung zwischen Main und
Donau oder des „Keltenerleb-
niswegs“ von Thüringen durch
die Haßberge bis in den Steiger-
wald sowie das Jubiläum „60
Jahre Liebliches Taubertal“.

Allen Grund zum Feiern ha-
ben auch Bad Staffelstein und
Bad Windsheim. Diese beiden
Heilbäder sind Teil des „Ge-
sundheitsparks Franken“ und
um ihre Gesundheits- und
Wellnesskompetenz drehen sich
auch die Jubiläen. So feiert Bad
Windsheim den 50. Jahrestag
seiner Anerkennung als Heilbad

unter anderem mit einem Heil-
und Gewürzmarkt (30. April bis
13. Mai 2011), Vorträgen, Aus-
stellungen, Konzerten und ei-
nem großen Gala-Abend. In
Bad Staffelstein feiert 2011 die
„Obermain Therme“ ihren 25.
Geburtstag und die Stadt selbst
den zehnten Jahrestag ihrer An-
erkennung als „Bad“. Bad Staf-
felsteins größter Schatz ist Bay-
erns wärmste und stärkste Ther-
malsole, die auch die Becken
der Therme speist und die man
etwa bei der Ausstellung
„Weißes Gold“ (bis Ende März
2011) oder bei einer Tour mit
den Bad Staffelsteiner Gäste-
führern kennen lernt.

Festwochenende

Haben die fränkischen Heil-
bäder Quellen im Überfluss, so
gründet sich das nächste Ju-
biläum eigentlich auf einem
Wassermangel: 25 Jahre gibt es
nun das Fränkische Seenland.
Seine Seen wurden einst ange-
legt, um die Region vor Tro-
ckenperioden zu schützen –
gleichzeitig entstanden als Aus-
gleich sieben Naturschutzgebie-
te mit einer Gesamtgröße von
540 Hektar. Gemeinsam mit der
rund 2.000 Hektar großen Was-
serfläche bilden sie heute ein
herrliches Freizeitgebiet mit
(Sand-)Stränden und vorbildli-
chen Rad- und Wanderwegen.
Als Geburtstagsgeschenk gibt
es unter anderem ein Festwo-
chenende (30. Juli bis 1. August
2011) und Führungen rund um
die Seen.

„Natur in Kitzingen“

Wahrhaft aufblühen wird 2011
Kitzingen. In der Weinstadt am
Main findet die Kleine Landes-
gartenschau „Natur in Kitzingen“
(27. Mai bis 21. August 2011)
statt. Gartenbau und Weinhandel
haben hier seit Jahrhunderten Tra-
dition, und zur Schau präsentiert
sich Kitzingen als „Gartenstadt
im Fluss“.

Als vielversprechend be-
zeichnete Verbandsvorsitzen-
der Herrmann die ersten Rück-
meldungen zur neuen Saison:
„Der schneereiche Winter hat
uns einen hervorragenden Start
beschert; sowohl die Messe-
kontakte als auch die hohe Zahl
an Anfragen in unserer Ge-
schäftsstelle sind sehr gute Zei-
chen.“ DK

konkret aussehen kann, dafür gibt
es nach den Worten in der Ober-
pfalz bereits erfolgreiche Beispie-
le: Auf die Initiative von Sozial-
staatssekretär Markus Sackmann
wurde die „Ehrenamtscard“ als
Pilotprojekt im Landkreis Cham
eingeführt oder auch die Förde-
rung des „Landesnetzwerks Bür-
gerschaftliches Engagement“.

Interkommunale
Zusammenarbeit

Bei der Infrastruktur suchen im-
mer mehr Kommunen die Zusam-
menarbeit mit dem Nachbarn
„über den Gartenzaun“. Denn
rückläufige Einwohnerzahlen ge-
fährden häufig die Mindestausla-
stung und damit die Tragfähigkeit
von Infrastruktureinrichtungen. So
sind interkommunale Gewerbege-
biete wie in Schwandorf, Wa-
ckersdorf und Steinberg a. See
oder innovative Ansätze wie
Bürgerbusse oder Dorfläden erste
Schritte auf dem Weg zu mehr Zu-
sammenarbeit. Dabei baut die
Oberpfälzer CSU auf Freiwillig-
keit: „Wir müssen Lösungen fin-
den, die von allen mitgetragen
werden, die aus der Gesellschaft
heraus, von „unten“, kommen.“

Neue Perspektive

Mit Hochdruck treiben die Po-
litiker in der Region die länder-
übergreifende Zusammenarbeit
mit Tschechien und Oberöster-
reich voran – als neue Perspekti-
ve besonders für die Jungen.
„Durch die vertiefte grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit
zwischen Oberpfalz, Süd- und
Westböhmen, Niederbayern und
Oberösterreich schaffen wir ei-
nen dynamischen Wirtschafts-
raum, der den fünf Millionen
Menschen dieser Region auch in
Zukunft Arbeit, Wohlstand und
Lebensqualität bietet – eine ech-
te „win-win-Situation“ für alle
Seiten“, erklärt die Oberpfälzer
Bezirksvorsitzende. �

Hauptbahnhof Aschaffenburg feierlich eröffnet:

Der Kunde profitiert
Offiziell in Betrieb genommen wurde vor kurzem der neue
Aschaffenburger Hauptbahnhof. Investor Ferdinand Fäth,
Chef der Bau- und Immobilienverwaltung Fäth, Oberbürger-
meister Klaus Herzog sowie Bahnchef Dr. Rüdiger Grube
eröffneten den neuen Bahnhof gemeinsam mit Dr. Peter Ram-
sauer, Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
und Martin Zeil, Bayerischer Staatsminister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Verkehr und Technologie.

Über 44 Millionen Euro inve-
stierten die Firma Fäth und die
Bahn in den Neubau des Bahn-
hofs. Davon steuerte der Bund
15 Millionen Euro zum Umbau
der Bahnsteiganlagen bei, in
den insgesamt rund 17,5 Millio-
nen Euro investiert wurden. In
rund fünfjähriger Bauzeit war
die Verkehrsstation komplett
neu errichtet worden. Neben ei-
ner Erhöhung der Fern- und
Nahverkehrsbahnsteige, neuen
Bahnsteigdächern und Fahr-
gastinformationsanlagen wur-
den Aufzüge eingebaut, die ei-
nen stufenfreien Zugang zu den
Zügen ermöglichen. Das neue
Empfangsgebäude bietet Platz
für die Serviceeinrichtungen der
Bahn und eine Passage mit
1.600 Quadratmetern für Ein-
zelhandel und Gastronomie.

StrahlendesAushängeschild

Bundesverkehrsminister Pe-
ter Ramsauer bezeichnete den
Bahnhof als „ein neues, strah-
lendes Aushängeschild für die
mainfränkische Metropole“. Er
sei eine barrierefreie und kun-
denfreundliche Verkehrsdreh-
scheibe für die ganze Region -
mit einer Fahrradstation und di-
rekter Anbindung an den neuen
Omnibusbahnhof.

Wirtschaftsminister Martin
Zeil meinte: „Das ist eine gute
Nachricht für alle Bahnreisen-
den auf der viel befahrenen
Schienenverkehrsachse Ruhrge-

biet – Frankfurt – Nürnberg –
München. Und das ist auch ein
wichtiges Etappenziel für die
bayerische Verkehrspolitik.“
Sein Ziel sei es, den öffentli-
chen Personennahverkehr aus-
zubauen. Er müsse attraktiv, ei-
ne vollwertige Alternative zum
Individualverkehr und für alle
Fahrgäste bequem und leicht zu
erreichen sein. Der neu gestalte-
te Bahnhof Aschaffenburg trage
all diesen Faktoren Rechnung.

Attraktiver Mittelpunkt

Das Bahnhofsgebäude ist laut
Zeil nicht nur ein gelungener
Neubau: „Es ist auch der attrak-
tive Mittelpunkt eines moder-
nen Verkehrsknotenpunkts, der
alle Verkehrsmittel berücksich-
tigt.“ In Aschaffenburg zeige
sich, dass der Kunde vom
Schulterschluss der Verantwort-
lichen im Verkehr profitiert.
„Wir wollen noch mehr Bahn-
höfe in Bayern so modern
und kundenfreundlich wie in
Aschaffenberg ausbauen“, be-
tonte der Minister.

Musterbeispiel

Auch Bahnchef Rüdiger Gru-
be bezeichnete den Hauptbahn-
hof Aschaffenburg als ein Mu-
sterbeispiel für gelungene Zu-
sammenarbeit, denn Bahnhofs-
entwicklung sei eine Gemein-
schaftsaufgabe. „Gemeinsam
mit der Bahn haben wir aus dem

Bahnhof ein modernes Ver-
kehrs- und Dienstleistungszen-
trum gemacht, das nicht nur die
Bedürfnisse der Reisenden er-
füllt. Die gelungene Mischung
aus Einzelhandel, Dienstlei-
stung und Gastronomie macht
den Bahnhof auch für die Bür-
ger der Stadt attraktiv“, erklärte
Investor Ferdinand Fäth. Zu-
dem präge die elegante Fassade
des neuen Gebäudes das Bahn-
hofsviertel.

Neues Bahnhofsumfeld

Analog dazu gestaltet die Stadt
Aschaffenburg bis Anfang 2012
das gesamte Bahnhofsumfeld
neu. Umfangreiche Stadterneue-
rungsmaßnahmen werden durch-
geführt. Im nördlichen Bahn-
hofsbereich wird eine Park & Ri-
de Anlage errichtet, die durch die
verlängerte Bahnsteigunter-
führung zugänglich ist. Zur An-
bindung an den öffentlichen
Busverkehr wurde ein neuer Re-
gionaler Omnibusbahnhof ge-
baut, der Platz für 35 Busse bie-
tet. Dafür hatte die Stadt mit För-
dermitteln des Bundes und des
Freistaates Bayern 6,5 Millionen
Euro investiert.

Ansprechendes Entree

„Der neue Bahnhof wertet das
Quartier enorm auf. Damit die
Rahmenbedingungen stimmen,
gestalten wir das Umfeld ent-
sprechend und stellen durch den
neuen Busbahnhof die Anbin-
dung an die Region sicher“,
machte OB Klaus Herzog deut-
lich. Ein ansprechendes Entree
sei für die Kulturstadt Aschaf-
fenburg als Hochschulstandort
und attraktive Einkaufsstadt von
großer Bedeutung. DK

MdL Georg Winter:

2,1 Mrd. Euro für
bayerische Familien

DerAusschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen
hat den Etat für das Sozi-
alministerium beschlossen.
Damit sind eine Reihe von
Verbesserungen für den Be-
reich Kinder und Familie
verbunden.

Um die Familien weiter zu
stärken, fließen in diesem Jahr
2,1 Mrd. Euro insgesamt in die-
sen Bereich, in 2012 bereits 2,2
Mrd.Euro (zumVergleich2010
noch 2,0 Mrd. Euro). Bayern
verdiene dafür zu Recht denTi-
tel „Familienland“, so Haus-
haltsausschussvorsitzender Ge-
org Winter.

Auf hohem Niveau

Allein die Betriebskosten-
förderung von Kindertagesein-
richtungen steigt 2011 um wei-
tere 64 Mio. Euro und 2012
noch einmal um fast 100 Mio.
Euro auf dann über 1 Mrd. Eu-
ro. Das Krippenausbaupro-
gramm wird auch nach Aus-
schöpfung der Bundesmittel
bis zur Bedarfsdeckung vom
Freistaat auf hohem Niveau bis
2013 weitergefördert. �
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„Ich bin eine Mischung aus
allem, was Bayern groß ge-
macht hat – Schwaben, Altbai-
ern, Pfälzer, Franken und Su-
detendeutsche finden sich in
meinem Stammbaum. Kein
Wunder, dass ich von jeder
Mundart etwas mitbekommen
habe, aber eigentlich keinen
Dialekt spreche.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, forschte in
Gedanken nach seinen sprach-
lichen Wurzeln.

Meist spricht er Hochdeutsch, eingefärbt in
den Tonfall und die Sprachmelodie unserer Re-
gion. Damit wird er nicht als Fremdkörper
wahrgenommen. Denn den richtigen Dialekt
der Gegend sprechen in Reinkultur nur noch
wenige Familien und diejenigen, die sich die
Pflege des sprachlichen Kulturguts zur Aufgabe
gemacht haben.

Ansonsten ist der ursprünglich hier in der
Umgebung ansässige Dialekt bei uns nicht

mehr allzu weit verbreitet. Das hat vielfältige
Gründe: Aus sprachlichen „Patchworkfamili-
en“, bei denen Vater und Mutter aus Gegenden
mit unterschiedlichem Dialekt kommen und bei
denen wiederum die Großmütter und Großväter
schon nicht mehr „dialektrein“ geheiratet ha-
ben, entspringen vielfach Kinder, die von allem
ein bisschen was mitbekommen haben, aber kei-
nen Dialekt uneingeschränkt beherrschen. Zu-
züge aus der ganzen Republik in unsere Stadt
machen Hochdeutsch eh zur „lingua franca“
des Alltags. Wenngleich: Je länger jemand bei
uns lebt, desto mehr regionale Einsprengsel be-
kommt seine Sprache - typische Ausdrücke aus
der Gegend, abweichende Betonungen, die Fär-
bung insgesamt.

Es ist doch eigentlich eine merkwürdige Wech-
selwirkung: Einerseits werden viele bayerische
Dialekte von der UNESCO auf einer roten Liste
aussterbender Sprachen geführt, darunter sogar
das Baierische selbst, Kern und Markenzeichen
des Freistaats vom Komödienstadl bis hin zu Ot-
tis Schlachthof – von den vielen Dialekten der
Heimatvertriebenen ganz zu schweigen. Ande-
rerseits kann sich niemand der kulturellen Anzie-
hungskraft, der Bindungswirkung und dem Char-
me der regionalen Mundart entziehen.

Heraus kommt so etwas wie
Hochbaierisch, Salonfränkisch
oder Kontorschwäbisch, eine
Mischung aus Hochsprache
und Dialekt, die gleichsam
selbst zur übergreifenden
Sprachform wird. Denn die
Prägekraft des Hochdeut-
schen, das durch Fernsehen,
Rundfunk, ja sogar das Inter-
net unsere mediale Wahrneh-
mung dominiert, wird von der
Umgebung, in der man lebt,

schlussendlich doch relativiert. Das hat viel da-
mit zu tun, dass man in einem Dialekt, einer
Mundart schon so etwas wie ein Zuhause findet,
in dem sich auch der Zuogroaste einrichten will.
Und mal ehrlich: Die Show eines Erwin Pelzig
lebt doch vom gepflegten Unterfränkisch, das
dennoch jeder versteht. Die altbaierische Lie-
beserklärung „Du dadast ma gfoin“ ist allemal
einem „Willst Du mit mir gehen“ vorzuziehen
und wenn der Assistent des Roman-Kommissars
Kluftinger so schwätzt, wie er es von seiner All-
gäuer Mutter gelernt hat, dann ist das für den
Nicht-Alemannen zwar eine gewaltige Heraus-
forderung, aber man fühlt sich sofort in die Ge-
gend zwischen Oberjoch und Buxheim versetzt.

Mein Chef, der Bürgermeister, hat etwas wei-
ter geforscht und herausgefunden, dass in
Deutschland nicht nur Dialekte vom Aussterben
bedroht sind, sondern auch neue entstehen.
„Multiethnolekt“ nennen Forscher das, was an-
dere als Kiezdeutsch, Schwörer oder abfällig
Kanaksprack bezeichnen: Die grammatikali-
sche Notzucht am Deutschen durch Jugendliche
unterschiedlicher ethnischer Herkunft, die sich
in einer Art Minimalkompromissdeutsch ver-
ständigen – „gib mich Handy“, „hasse mir
Feuer?“, „voll korrekt Alder“. Jedenfalls zeigt
sich, dass Sprache nichts Statisches ist, sondern
sich dynamisch entwickelt. Hoffen wir also,
dass das Baierische, Egerländische, Waidleri-
sche nicht verschwindet, sondern sich halt nur
weiterentwickelt – Mundart 2.0 sozusagen.
Denn wie sagt der Franzose Miguel Zamacois
auf dem heutigen Kalenderblatt so schön: „Sei-
nen vertrauten Dialekt mitzunehmen, das ist ein
bisschen so, als ob man die Erde unter seinen
Schuhen mitnimmt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Mundart 2.0

Casinos schießen aus
dem Boden

In Unterfranken sind inzwischen mehr als 250 Einrichtungen genehmigt
Würzburg. Der Fachverband Glücksspielsucht schlägt Alarm:
Glücksspielangebote treiben immer mehr Menschen in die Sucht.
Mit dramatischen Folgen wie Verschuldung, Kriminalität oder
gar Suizid. Dessen ungeachtet weitet sich das Angebot an Geld-
spielgeräten und Spielhallen ständig aus - auch in Unterfranken.
Nach Auskunft der unterfränkischen Regierung gibt es inzwi-
schen über 250 Spielhallen. Jedes Jahr fragen weitere Betreiber
um eine Genehmigung an. Fast 30 waren es im Jahr 2010.

„Dabei muss allerdings berück-
sichtig werden, dass eine Geneh-
migung nicht nur bei neuen Betrie-
ben, sondern auch beim Wechsel
des Betreibers einer Spielhalle er-
forderlich ist“, erläutert Horst Bau-
er, Leiter der Pressestelle im Land-
ratsamt Aschaffenburg. Im Kreis
Aschaffenburg, wo 2010 drei Hal-
len genehmigt wurden, ist die Ca-
sinodichte besonders hoch. 36
Einzelhallen oder Spielhallenkom-
plexe mit mehreren Hallen werben
um Glücksspieler. Dieselbe Hal-
lenanzahl weisen die Kreis Milten-
berg auf. In Kitzingen gibt es ins-
gesamt 38 Spielhallen.

Problematische
Geldspielautomaten

Da der Zugang dort erst ab 18
Jahren möglich ist, werden die
Hallen von Johannes Wagenblast,
Präventionsbeauftragter im Kreis
Kitzingen, allerdings nicht als das
größte Problem in Sachen Ju-
gendschutz angesehen. Jugend-
schutz werde von den Spielhal-
lenbetreibern sehr ernst genom-
men. Wesentlich kritischer sieht
Wagenblast die zahlreichen Geld-
spielautomaten, die in Kneipen
und Gaststätten hängen.

„In jeder Gaststätte, jedem Be-
herbergungsbetrieb und jeder
Wettannahmestelle dürfen bis zu
drei Geld- oder Warenspielgeräte
aufgestellt werden“, bestätigt
Würzburgs Pressesprecher Chri-
stian Weiß. Sie unterliegen nicht
der Glücksspielverordnung.

31 Spielhallenkonzessionen

gibt es in Würzburg, wobei ihre
Zahl laut Weiß langsamer als im
Bundesdurchschnitt wächst: In
den vergangenen sieben Jahren
wurden nur sechs neue Casinos
genehmigt. Ein Grund zur Beru-
higung ist dies jedoch nicht. Die
Stadt beobachtet, dass die Ver-
schuldung junger Menschen zwi-
schen 18 und 27 Jahren „massiv
zunimmt“ - und macht neben ho-
hen Handyrechnungen vor allem
die Spielautomaten dafür verant-
wortlich. Ein Dorn im Auge ist
der Kommune, dass nicht selten
mit alkoholischen Freigetränken
in die Etablissements gelockt
wird. Wodurch sich die Aufent-
haltsdauer verlängert.

13 Hallen in Main-Spessart

Am geringsten ist die Anzahl
der Spielhallen mit neun im Kreis
Schweinfurt, zehn im Kreis Würz-
burg und elf in der Stadt Aschaf-
fenburg. In Main-Spessart sind
inzwischen 13 Hallen erlaubt.
Wobei die Zahlen auch in diesen
Kommunen sofort ansteigen wür-
den, gäbe es mehr Genehmi-
gungsbegehren, so Lothar Hinzer,
Ordnungsamtsleiter der Stadt
Aschaffenburg: „Gewerberecht-
lich bestehen nämlich kaum
Möglichkeiten, eine Spielhalle zu
verhindern. Es sei denn, der An-
tragsteller würde sich als persön-
lich unzuverlässig zum Betrieb
einer solchen erweisen.“

Nur kleinere und mittlere Ge-
meinden können sich auf ein
Bauplanungsrecht stützen, das in-

zwischen Regelungen zur Ab-
wehr von Casinos enthält, erläu-
tert Horst Bauer vom Aschaffen-
burger Landratsamt. In einer City
ist dies komplizierter, bestätigt
Bauers Kitzinger Kollegin Corin-
na Petzold. Denn Citys sind als
„Kerngebiete“ definiert. Und in
Kerngebieten sind Vergnügungs-
stätten grundsätzlich zulässig.
Kitzingens Innenstadt gilt als
„Mischgebiet“, Casinos, die grö-
ßer als 100 Quadratmeter sind,
haben hier keine Chance auf Ge-
nehmigung. Dies jedenfalls gehe
aus einer Abhandlung der Ober-
sten Baubehörde im Bayerischen
Innenministerium von Ende Ok-
tober 2010 hervor.

Hohes Suchtpotenzial

Nach einer Studie des Dresdner
Suchtforschers Professor Dr. Ger-
hard Bühringer sind 40 Prozent
aller pathologischen Glücksspie-
ler in Deutschland von Geld- und
Glücksspielautomaten, wie es sie
in Spielhallen und Spielbanken
gibt, abhängig. Keine andere
Glücksspielart, etwa Lotto, Rub-
bellose oder Sportwetten, berge
demnach ein so hohes Suchtpo-
tenzial. Bühringer und seine Kol-
legen empfehlen deshalb, den Zu-
gang zu Glücks- und Geldspiel-
automaten zu erschweren.

„Nur noch eine Spielhalle pro
50.000 Einwohner“, diese Forde-
rung beinhaltete ein „Spielhallen-
gesetz“ der Berliner CDU, das bei
einer Expertenanhörung im No-
vember diskutiert wurde.Auf Un-
terfranken bezogen würde dies
bedeuten, die Anzahl der Casinos
auf ein Zehntel zu reduzieren.
Oder umgekehrt: Aktuell kommt
auf rund 5.000 Einwohner in Un-
terfranken eine Spielhalle. Ten-
denz steigend: „Wie wir aus wie-
derkehrenden Anfragen entneh-
men können, ist das Interesse an
der Eröffnung von Spielhallen
unverändert groß“, bestätigt Lo-
thar Hinzer aus Aschaffenburg.

Hilfe für Glücksspielsüchtige

Um Glücksspielsüchtigen zu
helfen, schuf der FreistaatAnlauf-
stellen, die „Landesstelle Glücks-
spielsucht“ versucht gleichzeitig,
die Prävention, Suchthilfe und
Suchtforschung zu verbessern.
Zum bayerischen „Kompetenz-
netzwerk Glücksspielsucht“ ge-
hören in Unterfranken die Bera-
tungsstellen der Caritas in Milten-
berg, Aschaffenburg, Kitzingen
und Würzburg, die Psychosozia-
le Beratungsstelle für Sucht-
probleme in Bad Kissingen so-
wie die Suchtberatungsstelle des
Diakonischen Werks in Schwein-
furt. Pat Christ

Bezirkstagspräsident Dotzel:

„Tag der Franken“ heuer
in Bad Kissingen

Als eine „Premium-Veranstaltung, auf die ganz Bayern blicken
wird“, kündigte Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel auf einer
gemeinsamen Pressekonferenz mit Landrat Thomas Bold (Bad
Kissingen) und Oberbürgermeister Kay Blankenburg (Bad
Kissingen) den „Tag der Franken“ am 3. Juli in Bad Kissingen
an. Dieser „fränkische Feiertag“, an dem auch Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer teilnehmen werde, sei zugleich Höhepunkt
der „Unterfränkischen Kulturtage“, die heuer vom 1. bis zum
17. Juli ebenfalls in der Stadt und im Landkreis Bad Kissingen
stattfinden, so Dotzel weiter.

Der „Tag der Franken“ geht
zurück auf einen Beschluss des
Bayerischen Landtags vom Mai
2005. Damit soll an ein histori-
sches Datum erinnert werden. Im
Juli des Jahres 1500 wurde näm-
lich auf dem Reichstag von Augs-
burg die Einteilung des Heili-
gen Römischen Reiches Deut-
scher Nation in Reichskreise in die
Wege geleitet. Der Fränkische
Reichskreis hatte bis zum Ende
des Heiligen Römischen Reiches
1806 Bestand. Der „Tag der Fran-
ken“ wird seit 2006 jedes Jahr in
einem anderen fränkischen Bezirk
gefeiert.

Allerdings solle es beim dies-
jährigen „Tag der Franken“ weni-
ger um die Geschichte als viel-
mehr um Frankens Gegenwart ge-
hen, betonte Dotzel. Der „Tag der
Franken“ stehe 2011 unter dem
Motto „singendes, klingendes
Franken“. Damit werde die „rei-
che fränkische Musiktradition ins
Rampenlicht gerückt“. Der Nord-
bayerische Musikbund werde sich
mit verschiedenen Blasmusikor-
chestern, die ARGE fränkische
Volksmusik mit fränkischerVolks-

musik sowie der Fränkische Sän-
gerbund mit Erwachsenen- und
Kinderchor beteiligen. Auch die
Rock- und Popmusik unterfränki-
scher Künstler werde nicht zu kurz
kommen, sagte Dotzel und ver-
wies auf die Popularmusikförde-
rung des Bezirks. Auf einem frän-
kischen Genussmarkt würden
Spezialitäten aus der Rhön-Saale-
Region angeboten, und auf dem
Winzerfest im Luitpoldpark gebe
es Wein aus dem Saaletal – und ei-
nen speziell für diesen Tag kreier-
ten Bocksbeutel.

Chance für die Region

Oberbürgermeister Kay Blan-
kenburg bezeichnete den „Tag der
Franken“ als eine Chance für die
gesamte Region. „Wir verstehen
uns als Kulturstandort“, sagte das
Bad Kissinger Stadtoberhaupt mit
Blick auf die zahlreichen renom-
mierten Veranstaltungsreihen wie
den „Kissinger Sommer“ oder den
„Kissinger Winterzauber“. Die
Teilnahme von Ministerpräsident
Horst Seehofer beweise nicht zu-
letzt die überregionale Bedeutung

Bad Kissingens. Landrat Thomas
Bold verwies auf die „Strahlkraft“,
die vom „Tag der Franken“ ausge-
he. Die Veranstaltung werde zwei
Wochen lang ein Schlaglicht auf
Stadt und Landkreis werfen und
das touristische und kulturelle Po-
tenzial Bad Kissingens und des
Saaletals entsprechend beleuchten.
Landrat Bold unterstrich in diesem
Zusammenhang die Bedeutung
qualifizierter regionaler Produkte,
„wo man weiß, wo’s herkommt!“

Der „Tag der Franken“ soll in
diesem Jahr zugleich Höhepunkt
der „Unterfränkischen Kulturtage“
werden, die vom 1. bis zum 17. Ju-
li stattfinden. Getreu dem Motto
„singendes, klingendes Franken“
steht auch bei den vom Bezirk ge-
meinsam mit dem Landkreis Bad
Kissingen und der Stadt Bad Kis-
singen organisierten Kulturtagen
in diesem Jahr die Musik im Mit-
telpunkt: vom Jazz in „Bismarck’s
Basement“ bis zu geistlichen Kon-
zerten auf der BurgruineAura. Der
Genuss kommt dabei aber nicht zu
kurz: Etwa bei den Bad Kissinger
Genusswelten, dem fränkischen
Produktmarkt und der Nacht der
Heckenwirtschaften.

Daneben gebe es im Rahmen
der „Unterfränkischen Kulturta-
ge“ einige Fachveranstaltungen,
so Dotzel weiter. Insbesondere
verwies er in diesem Zusam-
menhang auf die Tagung der un-
terfränkischen Stadt- und Kreis-
heimatpfleger sowie eine Touris-
mustagung. Markus Mauritz

Beitrag zum Verständnis
zwischen den Nationen

Vor zehn Jahren: Tri-regionaler Partnerschaftsvertrag
zwischen Mittelfranken, dem Limousin und Pommern

Am 8. Februar 2001 unterzeichneten während einer Feierstunde
im Historischen Rathaussaal der Stadt Nürnberg Bezirkstags-
präsident Gerd Lohwasser, sein französischer Amtskollege
Robert Savy und der Marschall der polnischen Woiwodschaft
Pommern, Jan Zarebski, eine entsprechende Urkunde. In dieser
vereinbarten der Bezirk Mittelfranken, die französische Region
Limousin und die polnische Woiwodschaft Pommern offiziell die
Verständigung der Menschen in den drei Regionen zu fördern.
Besonders in den Bereichen, Kultur, Wissenschaft, Wirtschaft
und Sport wurde ein gemeinsamer Austausch angestrebt.

Unter dem Dach der drei Re-
gionen bestehen mittlerweile 34
Kommunalpartnerschaften.
Darunter sind drei Kommunen,
die sowohl mit einer französi-
schen als auch mit einer polni-
schen Gemeinde vertraglich
verbunden sind und der Markt
Wendelstein im Landkreis Roth,
der eine tri-kommunale Ge-
meindeverbindung unterhält.

Lebendige Freundschaft

„Es sind die Bürgerinnen und
Bürger Mittelfrankens, die aus
der vor zehn Jahren unterschrie-
benen Vereinbarung zur Zusam-
menarbeit und Partnerschaft
dieser drei Regionen eine leben-
dige Freundschaft haben wach-
sen lassen“, lobt Bezirkstags-
präsident Richard Bartsch das
Engagement. Über 30.000 Men-
schen besuchten seitdem ihre
französische bzw. deutsche
Partnerregion und zirka 8000
Personen trafen ihre polnischen
bzw. mittelfränkischen Partner.
Dabei war die Jugend zu 50
Prozent bei den jeweiligen Aus-
tauschmaßnahmen vertreten.
Hier zeige sich, so Bartsch, der

Erfolg der gezielten Förderung
durch die drei Regionen. Nach
den „Richtlinien zur Förderung
der Regionalpartnerschaften“
bezuschusst der Bezirk Mittel-
franken die Austauschmaßnah-
men neben der organisatori-
schen Unterstützung durch sein
Büro für Regionalpartnerschaf-
ten auch finanziell.

Ländliche Entwicklung
mit hohem Stellenwert

Bei der tri-regionalen Zusam-
menarbeit nehmen der Bereich
Ländliche Entwicklung, die Zu-
sammenarbeit der Lokalen Ak-
tionsgruppen (LAGs) und die
Aktionen im Rahmen der EU-
Programme LEADER einen ho-
hen Stellenwert ein. Vor zwei
Jahren fand im Bezirksrathaus
in Ansbach eine Konferenz zur
„Zukunft des ländlichen Rau-
mes in Europa“ statt, an der ne-
ben Regionalratspräsident Jean-
Paul Denanot auch der Mar-
schall der Woiwodschaft Pom-
mern, Jan Kozlowski, teilnah-
men. Im letzten Jahr trafen sich
zu dem Thema Fachleute aus
den LAGs in Polen und Frank-

reich. „Allen drei Regionen ist
es ein großes Anliegen, im Zu-
sammenwirken mit den Bürge-
rinnen und Bürgern Initiativen
und Projekte zu realisieren, um
das Leben und Arbeiten in der
ländlichen Region lebenswert
zu erhalten“, stellt Bezirkstags-
präsident Bartsch fest. Er macht
deutlich, dass der Bezirk Mittel-
franken die Zusammenarbeit
auf diesem Gebiet weiterhin ak-
tiv unterstützen werde.

Offizielle 10-Jahres-Feier
in Polen geplant

Im kommenden Herbst pla-
nen die drei Partner in Polen ei-
nen gemeinsamen Ideenaus-
tausch mit Vertretern aus den
Bereichen Kultur, Politik, Ver-
waltung, aus den Schulen und
von Vereinen. Im Rahmen die-
ses Arbeitstreffens soll auch das
zehnjährige Jubiläum der Drei-
er-Partnerschaft feierlich began-
gen werden. �
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Vorschau auf GZ 6
In unserer Ausgabe Nr. 6, die am 17. März erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:
zz Kommunalfinanzen
zz Wasser . Abwasser
zz Kommunale Baupolitik
zz Kommunalmarketing
zz Sicherheitstechnik . Brand- und Katastrophenschutz

Jahresbericht Bezirk Schwaben:

Sinnvolle Strukturen
Der Bezirk Schwaben kann auch 2010 auf eine außerordent-
lich positive Bilanz zurückblicken. Wie Bezirkstagpräsident
Jürgen Reichert im kürzlich vorgelegten Jahresbericht betont,
„zeigt einer unserer wesentlichen Grundsätze in der Sozialpo-
litik – die Umsteuerung von stationären Maßnahmen vermehrt
hin zu präventiv wirkenden Maßnahmen im ambulanten und
teilstationären Bereich – seine Wirkung“. Die Zahlen bestätig-
ten, „dass wir hier auf dem richtigen Weg sind“.

Mit großer Zufriedenheit kön-
ne der Bezirk Schwaben auch auf
die mehr als gelungene Übernah-
me der ambulanten Eingliede-
rungshilfe hinweisen. Mit nur
wenig mehr Personal sei ein
schwabenweit gerechtes Hilfesy-
stem geschaffen worden. Durch
wohnortnahe, individuelle und
bedarfsgerechte Angebote seien
vielfach Intensivmaßnahmen ver-
mieden worden.

Ambulant vor stationär

„Wir werden den Weg fortset-
zen, durch Prävention und früh-
zeitig erfolgende Hilfen, die
ambulant oder teilstationär sind,
stationäre Maßnahmen, wie bei-
spielsweise Heimunterbringun-
gen, möglichst zu vermeiden –
nicht nur weil sie teurer sind,
sondern weil sie in vielen Fällen
dem Bemühen, den betroffenen
Menschen ein möglichst selbst-
ständiges Leben in ihrem ge-
wohnten Lebensumfeld zu si-
chern, nicht gerecht werden“,
macht Reichert deutlich.

Als erfolgreich wird im Jah-
resbericht die Arbeit der Bezirk-
Schwaben-Stiftung in Günzburg
bezeichnet: Die Modellwohnan-
lage habe sich gut in das Stadtge-
schehen integriert, durch immer
mehr Projekte sei die Stiftung
mit anderen Einrichtungen und
Institutionen vernetzt.

Im Januar 2010 erfolgte der
Spatenstich zur Errichtung einer
Kinderkrippe in den Räumen
des ehemaligen Kinderkultur-
zentrums. Träger ist die Evan-
gelische Kirche, die die Räum-
lichkeiten von der Bezirk-
Schwaben-Stiftung anmietet.

Die Kinderkrippe wurde im No-
vember vergangenen Jahres ein-
geweiht.

„Bündnis für Familien“

Die Stiftung arbeitete auch
am „Bündnis für Familien“ mit.
Mitte Januar 2010 stellte Land-
rat Hafner im Rahmen einer

in der Therapie angefertigten
Werke zu präsentieren. Weitere
Ausstellungen sollen folgen.

Obwohl der Sozialhaushalt
die dominierende Variante im
Bezirksetat ist, konnte der Be-
zirk Schwaben auch in den wei-
teren Aufgabenfeldern wie im
Kulturbereich, der Jugendarbeit
und im Fischereiwesen neue
Akzente setzen, von denen die
schwäbische Bevölkerung pro-
fitiert.

„Kultur für alle Sinne“ präsen-
tierte der Bezirk Schwaben bei
der afa 2010. In der neuen Halle 6
war erstmals eine Gesamtschau
der kulturellen Einrichtungen und
Museen des Bezirks zu erleben.
Die Stadt Füssen war Ausrichter
des dritten Schwabentags des Be-
zirks Schwaben. Vor allem die
vielfältigen Beziehungen zwi-
schen Bayern und Italien standen
dabei, angelehnt an die gleichna-
mige Bayerische Landesausstel-
lung, im Mittelpunkt. Junge Leu-
te konnten am Schwabentag alle
drei Standorte der Landesausstel-
lung bei freiem Eintritt, finanziert
durch den Bezirk, besuchen.
Auch in den vier Wochen bis zum
Schwabentag nutzten 145 Schul-
klassen aus ganz Schwaben das
besondere Angebot des Bezirks,
die Schau „Bayern – Italien“ ko-
stenlos zu besuchen.

Medienfachberatung

Im 2010 startete der Bezirk in
Zusammenarbeit mit dem Be-
zirksjugendring die Medien-
fachberatung Schwaben. Ein
Ziel der Medienpädagogik ist
es, Kinder und Jugendliche zu
befähigen, einen sinnvollen Um-
gang mit den neuen Medien zu
pflegen.

Vergangenes Jahr waren Ar-
beitsschwerpunkte der Aufbau
eines schwabenweiten Netz-
werkes, die Qualifizierung von
Multiplikatoren, die Initiierung,
Planung und Begleitung von me-
dienpädagogischen Projekten
mit Kindern und Jugendlichen,
die Beratung bezüglich medien-
pädagogischer Fragestellungen
und die Mitarbeit bei der Bayeri-
schen JuFinale 2010, die zentral
für den Freistaat in Augsburg
stattfand. Im Jahr 2010 konnten
in fast allen Landkreisen und
kreisfreien Städten Schwabens
Projekte durchgeführt werden.

„Bei allem Positiven, das er-
reicht werden konnte, war aber
schon früh im Jahreslauf deut-
lich geworden, dass auf die öf-
fentlichen Haushalte wieder
schwierigere Zeiten zukom-
men“, stellt Präsident Reichert
fest. Die Folgen der Finanzkrise
träfen nun auch beim Bezirk
Schwaben ein.

Steuerkraftminderung

Der Haushalt für 2011 sei von
zwei signifikanten Faktoren ge-
prägt: „Einer noch nie in dieser
Höhe da gewesenen Steuerkraft-
minderung um knapp 25 Millio-

nen Euro sowie einer nach wie
vor ungebrochenen Entwicklung
bei den Fallzahlen in der überört-
lichen Sozialhilfe“.

Transparenz

Die Botschaft für 2011 laute
daher erneut: „Nur Notwendiges
und Dringliches steht auf der Ge-

nehmigungsliste“, bemerkt Rei-
chert und ergänzt: „UnseremAuf-
trag, sinnvolle Strukturen zu
schaffen, die transparent und
nachvollziehbar sind und die in
Schwaben gleichwertige Lebens-
verhältnisse garantieren, werden
wir trotzdem ungebrochen nach-
kommen. Wir können mit Stolz
auf das Erreichte blicken.“ DK

Breitbandversorgung
im ländlichen Raum

Rund eine Million Euro Fördergelder gehen
an zwölf Gemeinden im Landkreis Bamberg

Die Verfügbarkeit breitbandiger Internetzugänge ist ein wich-
tiger Standortfaktor für die Kommunen. Gerade in dünn be-
siedelten ländlichen Gebieten können Breitbanddienste nach
wirtschaftlichen Gesichtspunkten oftmals nicht hinreichend
zur Verfügung gestellt werden. Dies gilt auch im Landkreis
Bamberg. Neben sehr gut und gut versorgten Gebieten gibt es
auch hier Gemeindeteile, die keine leistungsfähigen Internet-
verbindungen haben.

Um herauszufinden, wie die
Breitbandversorgung im Land-
kreis Bamberg langfristig ver-
bessert werden kann, hat die
Wirtschaftsförderung des Land-
kreises Bamberg daher 2009 die
Firma IK-T aus Regensburg mit
der Erstellung einer Grobnetz-
planung für eine Breitbandver-
sorgung beauftragt. „Dieser Schritt
war wichtig, da der zukünftige
Bedarf an großen Übertragungs-
raten gerade von Unternehmen
mittel- bis langfristig wachsen
wird“, betont Landkreischef Dr.
Günther Denzler.

Strategischer Ansatz

Inhalt der Studie ist ein strate-
gischer Ansatz, wie Gemeinden
und Unternehmen im Landkreis
Bamberg langfristig, zukunfts-
fähig und kostengünstig mit
Glasfaser versorgt werden kön-
nen. Die Studie zeigt die vorhan-
dene Infrastruktur und schafft so
die Planungsgrundlage für eine
hochleistungsfähige Breitband-
anbindung.

Auf fruchtbarem Boden

Der Appell des Landrats an die
Gemeinden, „aktiv zu werden

und mit Hilfe der Studie nach der
Lösung des Problems zu su-
chen“ fiel auf fruchtbaren Bo-
den. Bis zum heutigen Tag haben
zwölf Gemeinden des Landkrei-
ses Bamberg die Möglichkeiten
des Bayerischen Breitbandför-
derprogramms wahrgenommen
und eine Förderung von insge-
samt rund einer Million Euro für
den Ausbau des Breitbandnetzes
erhalten (im Einzelnen: Bau-
nach, Burgebrach, Hirschaid,
Lauter, Memmelsdorf, Pettstadt,
Rattelsdorf, Reckendorf, Schön-
brunn, Strullendorf, Viereth-
Trunstadt, Zapfendorf). In elf
dieser Gemeinden wurde dabei
die Infrastruktur von der Deut-
schen Telekom realisiert. Weite-
re Gemeinden befinden sich zu-
dem im Förderverfahren.

Denzlers Hoffnung

Die Höhe der Förderung be-
trägt je nach Gemeinde bis zu
70 Prozent der Ausgaben, maxi-
mal 100.000 Euro. „Ich freue
mich, dass so viele Bürgermei-
ster aus unserem Landkreis be-
reits heute ihre Verantwortung
beim Breitbandausbau erkannt
haben und hoffe, dass noch viele
Amtskollegen diesem Beispiel

folgen werden“, so Landrat Dr.
Günther Denzler. Der Landkreis
Bamberg ist damit der Landkreis
in Oberfranken, der die meisten
bewilligten Förderanträge vorzu-
weisen hat. Gemeinsam mit der
Regierung von Oberfranken
stand die Wirtschaftsförderung
des Landkreises Bamberg dabei
den Gemeinden mit Informatio-
nen und Beratungsangeboten zur
Seite.

Auch ohne Förderung haben
die Gemeinden Breitengüßbach,
Gundelsheim, Kemmern und
Schlüsselfeld die DSL-Versor-
gung ausgebaut.

Künftige Entwicklungen
nicht außer Acht lassen

Bei all dem darf jedoch nicht
außerAcht gelassen werden, dass
die Bayerische Breitbandförde-
rung lediglich eine Leistung von
einen bis drei Mbit/sec unter-
stützt, wobei in Gewerbegebieten
auch höheren Bandbreiten förder-
fähig sind. Dies ist langfristig
nicht genug, denn das Förderpro-
gramm deckt zwar den aktuellen
Bedarf, berücksichtigt dabei aller-
dings nicht die technischen Ent-
wicklungen wie etwa Internet-
fernsehen oder die veränderten
Lebensgewohnheiten. Diese wer-
den eine wesentlich höhere Band-
breite erfordern. Die „Grobnetz-
planung für den Landkreis Bam-
berg“ berücksichtigt genau diesen
Aspekt und stellt damit bereits
heute eine wichtige Grundlage
für künftige Planungen dar. �

Jürgen Reichert. ��

Pressekonferenz als ein Ergeb-
nis den sog. Bildungstaler vor.
Dessen Präsentation erzeugte
bei der Kinderkommission des
Landtags großes Interesse. Der
Jugendtreff veranstaltete im Juli
ein offenes Fußballturnier, das
vor allem die Kinder und Ju-
gendlichen erreichte, die nicht
in Vereinsaktivitäten eingebun-
den sind. Erstmals fand im
Glashaus der Stiftung eine Aus-
stellung ihren Platz. Einem psy-
chisch erkrankten Mieter wurde
die Möglichkeit geboten, seine
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grund der Globalisierung und das Angebot an Arbeits­
kräften angesichts einer alternden Gesellschaft entwi­
ckeln. Ergebnis: Wenn sich nichts ändert, kommt auf 
die deutsche Wirtschaft ein eklatanter Mangel an Ar­
beitskräften zu, vor allem im Dienstleistungssektor. 
  In Bayern stellen sich die Verhältnisse insgesamt et­
was günstiger dar: Hier dürfte die Bevölkerungszahl 

etwa gleich bleiben, nicht abnehmen. Zudem ist das 
verarbeitende Gewerbe stärker ausgeprägt als im Rest 
der Republik. Während in Deutschland für alle Qualifi­
kationsstufen Arbeitskräfte fehlen werden, tritt in Bay­
ern ein Arbeitskräftemangel fast nur im Bereich der 
Hochschulabsolventen und der dualen Ausbildung auf.
  Doch auch hier sind die absehbaren Folgen gravie­
rend: Wenn nicht gehandelt wird, werden nach den 
Berechnungen der Experten bis 2030 in Bayern 1,1 Mil­
lionen Arbeitskräfte fehlen, was wegen des geringeren 
Wachstums einen Wohlstandsverlust von kumuliert 
650 Milliarden Euro ausmachen würde.
  Erhebliche Veränderungen sind laut Studie notwen­
dig, um dies zu verhindern – und sie müssen ohne Ver­
zug eingeleitet werden. Durch eine erhöhte Durchläs­
sigkeit zwischen Fachrichtungen und Tätigkeit könnte 
rund ein Drittel des Personalmangels ausgeglichen 
werden. Um ein weiteres Drittel ließe sich der Fehlbe­
darf vermindern, indem Teilzeitkräfte ihre Arbeitszeit 
aufstocken und die Arbeitszeit maßvoll verlängert 
wird. Weitere Maßnahmen: Eine erhöhte Erwerbsbetei­
ligung von Frauen und Älteren sowie eine umfassende 
Bildungsoffensive, die zu einem höheren Anteil an 
Hochschulabsolventen führt und so bestehende Bil­
dungslücken durch Fortbildung schließt. Gefordert sind 
Politik, Unternehmen und auch die Arbeitnehmer. 

Welche Entwicklungen sich auf dem Arbeitsmarkt 
abzeichnen und wie man sie positiv beeinflussen 
kann, zeigt die Studie „Arbeitslandschaft 2030“ 
der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft.
Die Studie hat die Situation in Deutschland und in Bay­
ern unter die Lupe genommen. Untersucht wurde, wie 
sich die Nachfrage nach Arbeitskräften vor dem Hinter­

PERSONALARBEIT

Arbeitsmarkt 2030: die Weichen heute stellen 

INFO  Weitere Informationen unter: 

www.vbw-bayern.de 

Arbeitswelt im Wandel: Um einen Fachkräftemangel in Zukunft zu vermeiden, muss eine vorausschauende Arbeitskräfte­
politik schon heute geeignete Maßnahmen ergreifen

TOURISMUS 

Schlüsselbranche Gastronomie
STUDIE 

Kraftzentrum Bayern
Das Hotel- und Gaststättengewerbe ist 
schon seit Jahrzehnten ein bedeutender 
Wirtschaftsfaktor in Bayern und vertei­
digt Jahr um Jahr seine bundesweite 
Spitzenstellung im Tourismus. Beein­
druckend sind auch die blanken Zahlen:  
Laut einer aktuellen Studie fließt jeder 
fünfte Euro, der im deutschen Gast­
gewerbe umgesetzt wird, in die Kasse 

eines bayerischen Betriebs. Der Durch­
schnittsumsatz pro Unternehmen liegt 
in Bayern deutlich über dem Bundesmit­
tel. Für den Arbeits- und Ausbildungs­
markt in Bayern ist die Gastronomie 
eine Schlüsselbranche. 315 000 Perso­
nen sind dort beschäftigt, die Zahl der 
Ausbildungsplätze lag in der Spitze bei 
16 000 Beschäftigten.

„Bayerische Regionen haben bundes­
weit Leuchtturm-Funktion.“ Mit diesen 
Worten kommentierte Bayerns Wirt­
schaftsminister Martin Zeil den Ende 
letzten Jahres erschienenen Zukunfts­
atlas 2010. Nach der vom Schweizer 
Institut Prognos vorgenommenen Un­
tersuchung über Regionen mit den bes­
ten Zukunftsaussichten in Deutschland 

belegen vier bayerische Regionen die 
ersten Plätze: der Landkreis München, 
gefolgt von der Stadt München, der 
Stadt Erlangen und dem Landkreis 
Starnberg. Von den im Zukunftsatlas 
2010 ermittelten 50 besten Regionen 
Deutschlands liegt die Hälfte im Frei­
staat, und zwar verteilt auf alle sieben 
bayerischen Regierungsbezirke. 

Im Fokus: 
Betriebsführung

Unternehmen können sich 
durch Einsatz geeigneter 
Planungsmittel besser im 
Wettbewerb behaupten

Seite 2
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IM FOKUS:  UNTERNEHMENSFÜHRUNG

In großen Unternehmen ist Controlling längst ge-
lebte Praxis. Auch immer mehr mittelständische 
Unternehmen erkennen das Potenzial dieses Pla-
nungsinstruments und nutzen es.
Controlling kämpft seit geraumer Zeit mit dem Vorur­
teil, vor allem ein Kontrollinstrument zur Überwachung 
der Mitarbeiter zu sein. Controlling ist allerdings viel­
mehr ein betriebswirtschaftliches Steuerungsinstru­
ment, das ausschließlich die finanzielle Planung von 
Unternehmensprozessen zum Ziel hat. „Mittelstän­
dische Eigentümer und Manager haben schon seit 
Längerem erkannt, dass dem Controlling eine ent­
scheidende Bedeutung bei der zukunftsorientierten 
Ausrichtung des Unternehmens zukommt“, erklärt 
Wolfgang Becker, Professor für Betriebswirtschafts­
lehre an der Universität Bamberg.

Ein großer Vorteil ergibt sich aus der Unterneh­
mensgröße und der häufig auf wenige Köpfe be­
schränkten Entscheidungskompetenz bei Finanzie­
rungsfragen. Eine Fokussierung auf wenige externe 
oder interne Spezialisten erleichtert die Abstimmungs­
prozesse. Wichtig für ein effizientes Steuerungssystem 

ist die passgenaue Abbildung der Unternehmenspro­
zesse in Zahlen. Damit können Prozesse, Kosten und 
Erträge auf einfache Art und Weise geplant, überwacht 
und gesteuert werden. Die meisten betriebswirtschaft­
lichen Kennziffern kann die Buchhaltung dafür pro­
blemlos bereitstellen. 

Einer der wichtigsten Gründe für die Einführung 
eines Controllingsystems ist die Vermeidung von finan­
ziellen Engpässen. Durch eine permanente Liquiditäts­
überwachung können Herausforderungen bereits früh­

CONTROLLING

Erfolgsnavigator: Ein professionelles Controlling ist entscheidend für eine positive Geschäftsentwicklung 

Erfolgreich planen und steuern

zeitig gemeistert werden. Für Unternehmen mit einer 
funktionierenden Planungsanwendung ein nahezu un­
schlagbarer Vorteil, denn ein fehlendes Controlling ist 
häufig Ursache für Insolvenzen. Erfolgreiche Mittel­
ständler setzen gerade hier an: Studien zeigen, dass 
Finanzcontrolling bei fast drei Vierteln der befragten 
Nutzer den Aufgabenschwerpunkt bildet.  

INFO  Mehr Informationen unter

www.controllingportal.de 

Fokussierung auf das Wesentliche 
Kennzahlen sind im Rahmen eines Controlling-
systems ein wichtiger Faktor zur Unterstützung 
der Unternehmensführung. Wichtig für eine effi
ziente Auswertung ist die passende IT-Struktur. 
Eine hochkomplexe Spezialsoftware ist dazu nicht not­
wendig. Die bestehenden Buchhaltungsdaten können 
in der Regel als Basis für eigene Kennzahlensysteme 
genutzt werden. Um eine reibungslose Steuerung und 
Überwachung der gesetzten Ziele zu erreichen, ist es 
erforderlich, dass die Kerndaten kontinuierlich erfasst 
und verarbeitet werden. Ideal sind dabei einfache und 
übersichtliche Systeme, die automatisch die benötig­
ten Daten liefern.

Die Anzahl der beobachteten Messziffern ist für  
die Auswertung nicht relevant: Entscheidend ist viel­
mehr deren Aussagekraft. Schließlich sollte eine Kenn­
zahl immer eine große Menge an Daten sinnvoll zu 
einer einzigen Größe zusammenfassen. Zahlreiche Stu­
dien haben gezeigt, dass Mittelständler insbesondere 
das Betriebsergebnis (EBIT), die Umsatzrentabilität so­
wie den operativen Cashflow beachten sollten.

Jeder Controller entscheidet jedoch immer eigen­
verantwortlich, welche Kennzahlen für sein Unterneh­
men wesentlich sind. Dafür werden die Istwerte und 
die Interpretation der Abweichungen festgelegt. Erst 
dann lassen sich entsprechende Maßnahmen ableiten.

DATENAUSWERTUNG

Qualität geht vor 
Quantität  

LfA Report: Herr Hirsch, welche Bedeutung hat 
das Kostenmanagement für KMU?
Hirsch: Kostenrechnung ist wichtig für kleine und 
mittlere Unternehmen, da die Unternehmens­
leitung durch Kostenrechnungsinformationen 
weiß, mit welchen Produkten und Dienstleis­
tungen Geld verdient wird und mit welchen nicht. 
Außerdem erlaubt die Kostenrechnung Ein­
schätzungen bezüglich der Effizienz und Effek­
tivität von Abteilungen oder Bereichen. 

Wo liegen die Unterschiede zu größeren  
Unternehmen?
Große Unternehmen haben in der Regel ein 
ausgeklügeltes Rechnungswesen, dessen Daten 
sie auch für Steuerungszwecke nutzen. Dies ist 
bei kleineren Unternehmen nicht immer der Fall. 
Das Kostenmanagement sollte daher auf eine 
individuell angepasste Kostenrechnung aufbauen, 
die zur Steuerung von KMU relevant ist.
Wie sieht Ihrer Ansicht nach ein „ideales“ Kosten-
management aus?
Es sollte einfach, verständlich und auf die 
spezifischen Bedürfnisse des Unternehmens 
zugeschnitten sein. Das Controlling sollte der 
Unternehmensführung Informationen als Ent­
scheidungsgrundlage bereitstellen und sie  
bei der Planung der zukünftigen Aktivitäten  
des Unternehmens unterstützen. 
Muss das Controlling in KMU durch die Unterneh-
mensleitung erfolgen?
Nein, nicht die Unternehmensleitung sollte das 
Controlling übernehmen. Damit es gut funktio­
niert, sollten immer Experten mit dem Controlling 
betraut werden. Die Unternehmensleitung ist 
dazu da, Geschäfte zu machen, die Führungskräf­
te der zweiten Ebene zu managen und Strategien 
für die Zukunft zu entwickeln. 

Bernhard Hirsch, Professor für Controlling an der Universität der Bundeswehr München, über Kosten
management in kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)

INTERVIEW

Bernhard Hirsch führt den Erfolg bei KMU auf ein 
effizientes Kostenmanagement zurück

INFO  Näheres zu Kennzahlensystemen unter

www.controllerspielwiese.de
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Bank mit Ökoprofit  
Die Landeshauptstadt 
München zeichnete die LfA 
Förderbank Bayern im 
Dezember als „Ökoprofit-
Betrieb“ aus. Dafür 
hatte sich 
die Bank 
ein Jahr 
lang von 
Umweltbera-
tern bei Maßnahmen beraten 
lassen, die Umweltbelas
tungen reduzieren sollen. In 
München wird das inter
nationale ökologische Projekt 
für integrierte Umwelttechnik 
(Ökoprofit) getragen von 
Betrieben, der Stadt sowie  
der IHK.

Topgeschäftsbericht
Als beste bayerische Bank 
kam die LfA Förderbank  
Bayern beim Bankmagazin
wettbewerb „Bester Bank
bericht 2009“ auf den vierten 
Platz. 86 Banken und ban-
kennahe Institute hatten ihre 
Geschäftsberichte eingereicht. 
Die Platzierung bestätigt die 
anhaltend hohe Qualität der 
Berichterstattung der Förder-
bank: In den beiden Vorjahren 
war ihr Geschäftsbericht auf 
Platz zwei und vier eingestuft.

Odeon Konzerte 
Unter dem Motto „Gefeiert, 
verfemt – vergessen?“ stehen 
in der laufenden Saison  
die insgesamt sieben von der  
LfA Förderbank 
Bayern 
ini
tiierten 
und 
geför-
derten 
Odeon 
Konzerte. 
Sie finden als 
Sonntagsmatineen in der 
Münchner Allerheiligen-Hof-
kirche statt. Unter anderem 
werden Werke von Kom
ponisten aufgeführt, die  
im Dritten Reich verfemt 
waren. Veranstalter dieser 
Konzertreihe ist die Europa-
musicale in Kooperation mit 
der Hochschule für Musik in 
München und die Stiftung 
Bayerische Gedenkstätten.

Im Rahmen der Wachstums- und Innovationsinitiative der 
Staatsregierung begleitet die Förderbank den Mittelstand 
auch im Aufschwung. Dazu gehören günstige Darlehen und, 
sofern notwendig und vertretbar, auch Risikoübernahmen. 
Mit dem konjunkturellen Aufschwung ist die Finanzierung von In-
vestitionen wieder ins Zentrum der Fördertätigkeit gerückt. Für 

Gründer sowie für bestehende Unternehmen, die ihre Produktions-
anlagen modernisieren, innovative Produkte auf den Markt brin-
gen, neue Verfahren einsetzen oder sich neue Märkte erschließen, 
hat die Förderbank ein umfassendes Angebot an langfristigen Dar-
lehen zu Vorzugskonditionen. 

Wichtig bleibt auch, Betriebe zu unterstützen, Fremdmittel in 
Form eines LfA-Kredits oder eines Hausbankkredits überhaupt  
aufnehmen zu können. In manchen Unternehmen ist das Eigenka-
pital in der Krise abgeschmolzen, und die Betriebsmittellinien sind 
hoch beansprucht. Zur verschlechterten Bilanzqualität kommen 
auf der anderen Seite erhöhte Kreditvergabestandards der Ge-
schäftsbanken. Hier entlastet die Förderbank die Hausbanken 
durch Bürgschaften und Haftungsfreistellungen, sodass die Ban-
ken auch dann an Finanzierungen mitwirken können, wenn ihre 
Firmenkunden über keine ausreichenden Sicherheiten verfügen.   
Die LfA Förderbank Bayern verbürgt bei Vorliegen bestimmter 
Voraussetzungen im Bedarfsfall auch künftig die Aufnahme von 
Betriebsmitteln. Kleine und mittlere Unternehmen können weiter-
hin Rettungsbürgschaften beantragen. Der höchstmögliche Bürg-
schaftssatz liegt im Betriebsmittelbereich bei 60 Prozent. Der 
gleiche Entlastungssatz gilt auch bei den Haftungsfreistellungen für 
Investivkredite sowie für Universalkredite bis zu einer Millionen Euro. 
Investitionsbürgschaften sind weiterhin bis zu 80 Prozent möglich.

AUS DER LFA FÖRDERBANK BAYERN

WACHSTUMSINITIATIVE

Den Aufschwung nachhaltig sichern 

Konjunkturauftrieb: Auch in Zukunft können kleine und mittlere 
Unternehmen auf die Unterstützung der Förderbank zählen

AUF E IN WORT

die Wirtschaft in Deutschland und 
Bayern erholt sich schnell und kräftig. 
Die Krise ist gemeistert. Im Freistaat hat 
dazu nicht zuletzt der Bayerische Mittel­
standsschirm beigetragen, den die Baye­
rische Staatsregierung für die Unterneh­
men aufgespannt hat. Die begrenzte 
Sonderförderung zur Abwehr einer Kre­
ditklemme ist zum 31.12.2010 planmä­
ßig ausgelaufen. Jetzt geht es darum, die Firmen zu unter­
stützen, die gut durch die Krise gekommen sind und nun 
im Aufschwung ihre Marktchancen nutzen wollen. Dafür 
brauchen sie frisches Geld, sei es für Investitionen oder für 
Betriebsmittel. Doch genau das ist für kleine und mittlere 
Unternehmen häufig ein Problem. Oft ist das Rating nicht 
gut oder auch das Eigenkapitalpolster aufgezehrt. Hinzu 
kommen die verschärften Anforderungen der Banken, die 
wegen Basel III ihr Eigenkapital stärken müssen. Damit Pro­
bleme bei der Kreditvergabe den Aufschwung nicht behin­
dern, bietet die LfA weiterhin zu den günstigen Förder­
krediten auch bedarfsgerechte Risikoübernahmen in Form 
von Bürgschaften und Haftungsfreistellungen. Dabei sind 
unsere Hilfen zum Teil noch attraktiver als vor Inkrafttre­
ten des Mittelstandsschirms. Das zeigt: Mit der aktuellen 
Mittelstandsförderung begleitet die LfA die bayerische 
Wirtschaft auch im Aufschwung gezielt und wirkungsvoll.

KREDITZUSAGEN 2010

Investitionsschub
Die LfA Förderbank Bayern hat 2010 rund 1,7 Milliarden Euro an 
zinsgünstigen Förderkrediten für über 6400 mittelständische Fir-
men zugesagt. Das Kernfördergeschäft wuchs damit im Auf-
schwung um 57 Prozent auf den höchsten Wert der vergangenen 
zehn Jahre. Gefragt war vor allem die Finanzierung von nachhal-
tigen Investitionen, etwa Modernisierungen. Bayerns Wirtschafts-
minister Martin Zeil: „90 Prozent der Förderkredite fließen in 
Zukunftsinvestitionen wie Gründungen, Modernisierungen und 
Umweltschutzmaßnahmen. Erfreulich ist, dass der Investitions-
schub alle Branchen erfasst hat, vom Handwerk über die Industrie 
bis zu den Dienstleistern und den Freien Berufen.“ 

Liebe Leserin,  
lieber Leser,

Joachim 
Feldmann, 
Mitglied des 
Vorstands der LfA 
Förderbank Bayern

Eine Kreditinitiative von Kammern und Banken ermöglicht Jung
unternehmern in Mittelfranken Darlehensfinanzierungen zwischen 
10 000 und 100 000 Euro in einem stark vereinfachten Verfahren. 
Die zuständigen Kammern und das Institut für Freie Berufe prüfen 
vorweg das Konzept und den Antrag. Die beteiligten Banken haben 
zugesagt, bei einem positiven Votum innerhalb von 14 Tagen über 
einen Kreditantrag zu entscheiden. Die LfA Förderbank Bayern 
stellt für das Pilotprojekt ihren Universalkredit mit Haftungsfrei-
stellung bereit. Die Darlehenslaufzeiten liegen zwischen fünf und 
acht Jahren. Die Pilotphase ist zunächst auf das Jahr 2011 be-
grenzt. Infos unter www.gruenderkredit-mittelfranken.de

GRÜNDERKREDIT MITTELFRANKEN

Pilotprojekt

NACHRICHTEN

INFO  Nähere Auskünfte erteilt das Kundencenter der LfA Förderbank 

Bayern unter der Telefonnummer 0800 / 21 24 24 - 0 (kostenfrei)
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UNTERNEHMENSPORTRÄT

Der Ton macht die Musik 
Der „Umweltpakt Bayern“ 
blickt auf eine erfolgreiche 
15-jährige Geschichte 
zurück. Nun wurde das 
Abkommen ein weiteres 
Mal verlängert.  
Erstmals im Jahr 1995 ge-
schlossen, wurde die Vereinba-
rung mit einer Laufzeit von je-
weils fünf Jahren bereits 2000 
und 2005 fortgeschrieben. 
Dabei beruht der Umweltpakt 
stets auf Freiwilligkeit und 
Eigenverantwor-
tung. Im 
Novem-
ber 2010 
verlän-
gerten die 
Baye rische 
Staatsregie-
rung und die 
bayerische Wirtschaft ein 
weiteres Mal das Bündnis. 
Die LfA Förderbank Bayern ist 
ebenfalls Mitglied im Um-
weltpakt. Wichtigste Ziele 
sind die Steigerung der Inno-
vationsfähigkeit sowie ein 
umweltverträgliches Wirt-
schaftswachstum. Gleichzeitig 
sollen neue Impulse für eine 
nachhaltige wirtschaftliche 
Entwicklung des Freistaats 
gegeben werden. Dies spiegelt 
sich auch in den Schwer-
punkten Klima und Energie, 
nachhaltige Mobilität und Um-
welttechnik wider. Für Mittel-
ständler ebenfalls interessant: 
Das Bayerische Landesamt 
für Umwelt un ter stützt 
Unternehmen mit seinem In-
fozentrum UmweltWirtschaft. 
Auch online gibt es nützliche 
Informationen zu aktuellen 
Umweltthemen, Förderpro-
grammen und Erfolgsbeispie-
len aus Unternehmen.

UMWELTSCHUTZ 

Bündnis für  
Bayern

INFO  www.izu.bayern.de

Konzeption, Beratung und Mediaplanung in die Hand nimmt. „Uns 
ist bewusst, dass das ‚Audio-Terrain‘ für viele Kunden ein uner-
forschtes Gebiet ist und wir nur durch einen überzeugenden Plan 
den richtigen Weg aufzeigen und so das alles entscheidende Ver-
trauen unseres Kunden gewinnen können“, erklärt Geschäftsfüh-
rer Nierwetberg. Die P&P Studios setzen daher konsequent auf 
Kundenorientierung. Dabei ergänzen sich Komponisten, Ton-
meister, Texter und kaufmännische Vertriebsprofis bestens. Wie 
erfolgreich die kontinuierliche Einbeziehung der Kunden als Quali-
tätskriterium ist, zeigen die zahlreichen Auszeichnungen. Bemer-
kenswert ist auch das soziale Engagement: Die Audio-Agentur 
unterstützt zahlreiche karitative Einrichtungen, zum Beispiel den 
Kinderschutzbund Regenburg.

Radiospots und andere Audioprodukte haben trotz visueller 
Medien nichts von ihrer Strahlkraft verloren. Ein erfolg-
reicher Nischenanbieter in diesem Bereich ist die Regensbur-
ger P&P Studios Audio-Agentur.
Seit 1985 produzieren die Oberpfälzer hochwertige Produkte zur 
Audiokommunikation für Kunden in ganz Deutschland. Mit elf 
Mitarbeitern ist die Audio-Agentur als Premium-Full-Ser vice-
Audiodienstleister in den Segmenten Radiowerbung, Sound-
Design und Audiokommunikation tätig. Geschäftsführer ist Stefan 
Nierwetberg, der, gefördert mit LfA Startkredit und Haftungsfrei-
stellung, den Betrieb vor zwei Jahren übernommen hat. Die Audio-
produkte reichen von Radiowerbung, Podcasts, Hörbüchern und 
Telefonmarketing bis zu umfassenden Sound-Design-Konzepten 
für einen professionellen Unternehmensauftritt. Eine Besonderheit 
der P&P Studios ist, dass sich die Agentur nicht nur um die klas-
sische Kreation von Spots kümmert, sondern auch die gesamte 

INFO  Mehr Informationen zu den P&P Studios

unter www.ppstudios.de 

Arbeitgeber müssen seit Jahresbeginn veränderte Vorgaben 
bei der betriebsärztlichen und sicherheitstechnischen Be-
treuung berücksichtigen.
Am 1. Januar 2011 ist Vorschrift 2 der Deutschen Gesetzlichen Un-
fallversicherung (DGUV) in Kraft getreten. Sie löst die bisherigen 
Richtlinien ab, in denen die DGUV die Betreuung von Unternehmen 
regelt. Konkret haben Unternehmer mit bis zu zehn Beschäftigten 
ab 2011 die Wahl: Sie können eigene Schulungsmaßnahmen ein-
führen oder die Regelbetreuung durch Betriebsärzte und Fachkräf-
te für Arbeitssicherheit in Anspruch nehmen. Diese besteht aus 
einer Grundbetreuung und aus der anlassbezogenen Betreuung. 
Die Grundbetreuung ist je nach Gefährdungslage einmal im Jahr zu 
wiederholen. Maßgeblich für den Betreuungsumfang sind die Ein-
satzzeiten des Betriebs. Die anlassbezogene Betreuung legt für 
bestimmte Ereignisse eine Beratungspflicht fest. Betriebe mit bis 

zu 30 Beschäftigten können sich zwischen alternativer Betreuung 
und Regelbetreuung entscheiden. Unternehmen mit über 30 Be-
schäftigten fallen automatisch unter die Regelbetreuung.

Komplexes Regelwerk
ARBEITSSICHERHEIT

INFO  Wissenswertes zum Thema Gesetzliche Unfallversicherung

unter www.dguv.de 

Arbeits-
schutz: 
Betrieb-
liche 
Gesund-
heitsvor-
sorge 
gehört 
dazu

Geschäftsfelder der LfA

Gründung Wachstum 

Innovation Umweltschutz

Stabilisierung
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Verum homines 
corrupti: Verum 
homines corrupti 
superbia ita 
aetatem agunt, 
quasi vostros 
honores 
contemnant; ita 
hos petunt, quasi 
honeste vixer int. 
Ne illi falsi sunt, 
qui Verum 
homines corrupti

Klangmeister: 
Mit modernster 
Technik werden 

hochwertige 
Audioprodukte 

produziert
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